
Ein Vierteljahrhundert
IG SOCIAL Wien 
50 Ausgaben der Wandzeitung

gpa.at/social

Zeitgemäßer Rechtsschutz ist offenbar doch
etwas wert!
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Geht ned – gibt’s ned!

Streiken. Können wir! Kämpfen. Können wir! Gefallen lassen? Tun wir uns nix!
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Viele Jahre lang herrschte die Mei-
nung vor, dass im 
privaten Sozial- und 
Gesundheitsbereich 
nicht gestreikt werden 
kann. Zu sehr wären 
die KollegInnen in 
der Verantwortung für 
die Menschen, die sie 
betreuen.Die SWÖ-Kollek-

tivvertragsverhand-
lungen 2018 haben 
das Gegenteil bewie-
sen. Als die Verhand-
lerInnen der Betriebe 
die Verhandlungen in 
der Nacht vom 12. 
auf den 13. Februar 

für beendet er-klärten, wurde die Umsetzung des bereits vor-besprochenen dreistündigen Wa r n s t r e i k s am 15. und 16. Febru-ar im großen Verhandlungs-team einstim-mig beschlos-sen. Innerhalb weniger Stun-den liefen die Vorbereitungen an. Streik-

schulungen durch unsere 
GPA-djp erfolgten. Für 
viele waren organisato-
rische Herkulesaufgaben 
zu bewältigen.Selbst jene, die immer 

schon der Meinung wa-
ren, dass auch wir streiken 
können, wurden von der 
Beteiligung an den Warn-
streiks mehr als nur über-
rascht. Selbst in unseren 
kühnsten Träumen hatten 
wir uns nicht ausmalen 
können, dass sich derma-
ßen viele Beschäftigte, die 
vom SWÖ-Kollektivver-
trag erfasst sind, an den Ka m p f m a ß -nahmen betei-ligen würden. Diese zeigten rasch Wir-kung.

Bereits am Tag danach bemühte sich die SWÖ um einen neuen Verhandlungs-termin. Die Betriebe wur-den durch den Warnstreik ge-zwungen, an den Verhand-lungstisch zu-rückzukehren.

Die wichtigste Lehre 
aus diesen Kollektivver-
tragsverhandlungen ist, 
dass auch wir gemeinsam 
für unsere Interessen ein-
treten können. Das wird 
nachhaltige Spuren im Be-
wusstsein der beteiligten 
KollegInnen hinterlassen. 
Und auch jene, die nicht 
teilgenommen haben, 
wissen jetzt, dass auch wir 
kämpfen können.Der Sozial- und Ge-

sundheitsbereich ist nicht 
mehr so wie er noch vor 
Kurzem war. Und wird es  
auch nie wieder sein!

Nach einstimmiger Be-
schlussfassung des Er-

wachsenenschutzgesetzes 
durch den Nationalrat am 
30.3.2017 war die Frage 
nach einer Finanzierung 
des erforderlichen Perso-
nals für die vier künftigen 
Erwachsenschutzvereine 
offen geblieben. Darauf-
hin hatte Anfang Juni 
2017 GPA-djp-Vorsitzen-
der Wolfgang Katzian mit 
zwei parlamentarischen 

Anfragen an Justiz- und Fi-
nanzminister interveniert. 
Wenige Tage danach, am 
12.6.2017, schreibt Fi-
nanzminister Schelling in 
einem Brief an Vizekanzler 
Brandstetter, dass „im Hin-
blick auf die Wichtigkeit 
dieses Gesetzes die Finan-
zierung von dessen Aus-
wirkungen in den Jahren 
2017 und 2018 im Wege 
von Rücklagenentnahmen 
sichergestellt werde.“

Auf dieser Basis ha-
ben die vier Vereine be-
gonnen, sich auf das In-
krafttreten mit 1.7.2018 
vorzubereiten und seither 
sehr viel Zeit, Energie und 
Ressourcen investiert. Mit-
te Februar 2018 wurde 
dann von Regierungsseite 
der Plan einer Verschie-
bung des Inkrafttretens des 
Erwachsenschutzgesetztes 
um zwei Jahre bekannt 
und mit der Budgetlage 
begründet. Die bereits früh 
erkennbare Ambivalenz 
gegenüber einer Reform 
des Sachwalterrechts im 
Sinne der UN-Behinder-
tenrechtskonvention schien 
damit offensichtlich.

Wie wäre es sonst mög-
lich gewesen, eine große 
Reform vorzubereiten, 
ohne zuvor den politischen 
Willen und damit eine 
zweifelsfreie Finanzierung 
außer Streit gestellt zu ha-
ben? Die auch medial vor-
getragene Entrüstung von 
vielen Seiten war enorm.

Mittlerweile soll das Er-
wachsenenschutzgesetz 
nun doch mit 1.7.2018 in 
Kraft treten, auch die Fi-
nanzierung für 2018/2019 
aus dem Bundesbudget ist 
seit 1.3.2018 gesichert!

Justizminister Josef Mo-
ser hat dann innerhalb der 
Bundesregierung, beglei-
tet von öffentlichem Druck, 

auf eine ausreichende und 
langfristige Finanzierung 
auf Basis der Berech-
nungen im seinerzeitigen 
Begutachtungsentwurf in 
Höhe von 17 Millionen 
Euro jährlich gedrängt. 
Jetzt freuen wir uns über 
den Erfolg der gemein-
samen konsequenten Hal-
tung.

Keinesfalls aber hät-
te die BetriebsrätInnen-
Arbeitsgemeinschaft der 
vier Vereine zugelassen, 
dass die negativen Aus-
wirkungen einer strukturell 
verankerten Unterfinanzie-
rung auf dem Rücken der 
Kolleginnen und Kollegen 
ausgetragen werden!

	Wo drückt der Schuh?

Workshop 1, 20.01.2020, 18 Uhr

Gemeinsame Formulierung von Forderungen zur 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen, die die IG 

Social in die Gremien der GPA-djp weitertragen wird.

   Was tun? Organize!

Workshop 2, 23.03.2020, 18 Uhr

Methoden für die Umsetzung der im ersten Teil 

erarbeiteten Forderungen im eigenen Arbeitsumfeld.

   Nägel mit Köpfen

Workshop 3, Termin folgt: 

Gemeinsame Entwicklung und Planung einer gemein-

samen Aktion zur Umsetzung unserer Forderungen.

   Action! Go!

Aktion, Zeit und Ort werden gemeinsam festgelegt: 

Gemeinsame Durchführung der geplanten Aktion.

Von der Idee zur Aktion

Workshopreihe der IG Social
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Die Workshops finden statt in der 

GPA-djp, Alfred-Dallinger-Platz 1, 1030 Wien 

(U3 Schlachthausg.) Raum rechts vom Stiegenhaus im Erdgeschoss

Wir würden uns freuen möglichst viele von euch regelmäßig bei dieser 

Workshopreihe begrüßen zu können, da diese von eurer Beteiligung lebt!
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Abschied. Und trotzdem kein Ende!
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Seit fast 25 Jahren macht die Wiener IG Social, Anfang der 2000er noch unter dem Label „work@social“ ge-gründet, basisorientierte Gewerkschaftsarbeit im Sozial- und Gesund-heitsbereich. Nun ist Schluss damit – oder ein Neuanfang auf höherer Ebene. 
Durch eine Strukturände-rung wurden die regio-nalen IGs eingespart und werden nun von einem ausgeweiteten, für ganz Österreich zuständigen und bundesweit tätigen Ausschuss vertreten. Eine gute Gelegenheit zurück-zublicken und – so viel sei vorweggenommen – eine positive Bilanz zu ziehen!

Von Beginn an stand bei den „Socials“ der Drang hin zur Einbindung und Organisierung der Basis im Vordergrund. Außer-dem beteiligten wir uns immer wieder an unter-schiedlichen Initiativen und Bündnissen, die 
sich kreativ und 
lautstark für 
mehr Geld im 
Sozial- und Ge-
sundheitsbereich 
einsetzten. 
Und weil unser 
Tun ja auch ver-
breitet werden 
sollte, wurde 
vor genau 50 
Ausgaben die-
se Wandzeitung 
gegründet, die in steter Regelmäßigkeit in Sozial-räumen, auf schwarzen Brettern, auf BR-Büro-Tü-ren etc. hundertfach auf-gepinnt und -geklebt wird.

Rund um das Jahr 2010 verstärkten wir unser En-gagement in Richtung „Or-ganizing“. Das – eigentlich 

logische – gewerkschafts-politische Prinzip, Men-schen zu befähigen ihre In-teressen selbst in die Hand zu nehmen und dabei zu unterstützen, Kämpfe da-rum auch eigenständig zu führen, war und ist uns wichtig. Durch den ständig steigenden Druck in unse-rer Branche, egal welcher Betrieb oder Kollektivver-trag, wurde die Auseinan-dersetzung mit Möglich-keiten des Arbeitskampfes immer notwendiger.
Um aus Praxisbeispielen zu lernen, luden wir Gewerk-schafter:innen aus streiken-den Betrieben zu Diskussi-onsabenden „Wie kämpfen im Sozialbereich?“ ein und vertieften unser Wissen bei Organizing-Seminaren mit interessierten Gewerk-schaftsmitgliedern. Um diese Erfahrungen und In-puts auch für viele zugäng-lich zu machen, entstand die Idee einer Samm-lung „gewerkschaftlicher Kampfinstrumente“. 

Am Ende hielten wir die Broschüre „Die ganze Pa-lette – vom Gespräch bis zum Streik“ in der Hand! 
Sie erfährt nun erneut ein Relaunch und wird euch bald wieder, auch in einer aktualisierten Online-Ver-sion, zur Verfügung stehen. 

Wichtig war und ist uns der 

direkte Austausch unterein-ander, die Diskussion, das Lernen voneinander und das gemeinsame Tun. Und so organisierten wir von der Interessengemeinschaft immer wieder spannen-de Veranstaltungsreihen: 2012 behandelte die Podi-umsdiskussion „Diagnose Kapitalismus“ die krank-machenden Arbeitsbedin-gungen im herrschenden Wirtschaftssystem, der Abend unter dem Titel „Die Angst nehmen“ unterstützte beim ersten Schritt, selbst aktiv zu werden. 
Neben dem Thematisieren von Aktuell-Politischem wie „Nulllohnrunden & Bud-getkürzungen stoppen“ war uns aber immer auch die konkrete Solidarität wichtig. So unterstützten wir die Kolleg:innen der Aids-Hilfe Wien gegen Än-derungskündigungen und organisierten Kundgebun-gen z.b. beim Karlsplatz-Streetwork. 

2014 gipfelte das IG-Pro-jekt „Visionen gegen De-pressionen“ in einem Som-merfest mit Workshops und Live-Musik, das zum weite-ren Netzwerken einlud. 
Im Jahr 2017 erarbeite-ten wir gemeinsam mit Kolleg:innen der Deutsch-lehrenden in der Erwach-

senenbildung Strategien nach dem Organizing-Prinzip und freuen uns sehr, dass dieses Netzwerk heute immer noch besteht! 
Politisch intervenierten wir in- und außerhalb der GPA, etwa durch Anträge wie „Nein zum sozialen Backlash“ durch die Wie-ner Stadtpolitik oder aktiv in der Bewegung gegen den Sozialabbau der Bun-desregierung 2018. In die-sem Jahr beleuchteten wir auch die Auswirkung der 

„Ökonomisierung im So-zial- und Gesundheitsbe-reich“. 
Über mehrere Jahre ging das nun aktuell abge-schlossene Projekt „Mo-nitoring Pflegereform“ als Fortsetzung des Projektes „Bündnis für die Pflege“ zur Verbesserung der Arbeits- 

und Rahmenbedingungen in den Pflegeberufen. 
So viel mehr haben wir noch gemacht in diesen Jahren, und so viele tolle Menschen kamen dabei zusammen. Bevor „der Vor-hang fällt“ wollen wir uns bedanken: bei allen, die bei Veranstaltungen dabei waren, mitdiskutiert ha-ben, Aktionen mitgemacht haben, die Wandzeitung verlässlich aufgepickt ha-ben, die Newsletter ge-lesen und Inputs gegeben 

haben. Und 
natürlich bei 
all jenen eh-
renamtlichen 
und haupt-
amtlichen Kol-
leginnen und 
Kollegen, die 
zwe ie inha lb       
J a h r z e h n t e 
der Motor für 
die Arbeit der 
„Social“ wa-
ren. 

Und das Bes-te kommt zum Schluss: Die nächste Ausgabe der Wandzeitung kommt – unter der neuen Heraus-geberschaft der österreich-weiten IG Social!
 � Abschiedsfeier: 17.9. ab 18 Uhr in der FAKTory, Universitätsstr. 9. Mit Pubquiz!

„Was wir in fast einem Vierteljahrhundert an Herzblut, Zeit und Kreativität in die persönliche Arbeit mit Kolleg:innen gesteckt haben ist Ausdruck der leider oft (noch) verschütteten kämpferischen Tradition der österreichischen Arbeiter*innenbewegung. A Wonsinn!“ Axel Magnus, Vorsitzender der IG Social Wien

„Wir haben uns immer daran orientiert, wie die Arbeits- und Lebensverhältnisse im Sozial- und Gesundheitsbereich verbessert werden können – indem wir gemeinsam kämpfen und das Werkzeug dazu entwickeln. Die IG Social ist ein wertvoller Beitrag dazu und wird es auch, egal in welcher Form, weiterhin sein!“ Selma Schacht, Vorsitzende der IG Social 

Wir organisieren uns – weiter! Fast ein Vierteljahrhundert IG Social Wien

Aktiv mitbestimmen 

und verändern!

In den letzten Wochen haben sich die Angriffe auf den Sozialstaat gehäuft. Wäh-

rend die einen die Kürzung der Mindestsicherung fordern, wollen andere, dass 

die hier lebenden Menschen in In- und AusländerInnen gespalten werden. Diese 

Forderungen lassen befürchten, dass die Arbeit für uns Beschäftigte noch schwerer 

wird. Auch dürfen wir nicht vergessen, dass viele unserer KollegInnen aufgrund der 

hohen Teilzeitquote in der Branche selbst Mindestsicherung beziehen.

Können wir uns denn die Ausgaben für Sozial- und Gesundheitsleistungen wirk-

lich nicht mehr leisten oder geht es nur um politisches Kalkül? Wie können wir den 

Sozialstaat auch in Zukunft finanzieren? Und welche Möglichkeiten gibt es, diesen 

entsprechend den Anforderungen der Zeit sogar auszubauen?

Darüber diskutieren mit euch:

 � Bettina Csoka, AK Oberösterreich

 � Susanne Haslinger, Sozialpolitik PRO-GE, Bündnis 

Wege aus der Krise

am: 16. Juni 2016, 18 Uhr 30

in der Fachbuchhandlung des ÖGB-Verlags

Rathausstraße 21, 1010 Wien
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Wir alle kennen das 

permanente Lamen-

to unserer Geschäfts-

führungen, dass es nicht 

genug Geld gibt für die 

Bedürfnisse, die wir als 

Beschäftigte haben und 

auch nicht für eine quali-

tativ hochwertige Betreu-

ung der KlientInnen. Das 

stimmt. Und gleichzeitig 

stimmt es nicht!

In Anbetracht der aktu-

ellen Budgets für den So-

zial- und Gesundheitsbe-

reich bekommen unsere 

Betriebe tatschächlich zu 

wenig Geld, als dass da-

mit die Arbeitsbedinungen 

und die Bezahlung, die 

wir uns verdient haben, fi-

nanziert werden könnten. 

Dass damit die qualitativ 

hochwertigen Leistungen 

erbracht werden können, 

die sich unsere Klien-

tInnen und PatientInnen 

verdient haben. Muss das 

aber sein?
Nein! Denn wir leben in 

einem der reichsten Län-

der der Welt. Nur in zwei 

anderen Staaten gibt es 

mehr MilliardärInnen pro 

Tausend EinwohnerInnen. 

Doch was tragen die Su-

perreichen zur Finanzie-

rung der öffentlichene 

Aufgaben bei? Praktisch 

nichts! Ihre Milliarden 

liegen zu einm Großteil 

steuerschonend in Privat-

stiftunen. Aber auch an-

dere große Vermögen sind 

ebenso wie Erbschaften 

hierzulande so gering be-

steuert wie in kaum einem 

anderen Industrieland.

Das muss geändert 

werden. Dabei handelt 

es sich um eine Frage der 

gerechten Verteilung des 

Reichtums in diesem Land. 

Wenn die Vermögens-

steuern auch nur auf den 

Durchschnitt der EU an-

gehoben werden würden, 

könnten nicht nur unsere 

Gehälter auf das Niveau 

angehoben werden, das 

wir uns verdienen, son-

dern auch die Finanzie-

rung zahlreicher anderer 

öffentlicher Aufgaben, 

etwa im Bereich der Bil-

dung oder des öffentli-

chen Verkehrs problemlos 

gestemmt werden.

Außerdem ist es 

auch eine Frage 

des politischen Wil-

lens und der Mehr-

hei tsverhäl tnisse 

in Nationalrat und 

Landtagen, wofür 

die öffentlichen Ein-

nahmen ausgege-

ben werden. Wenn 

wir hören, dass es 

zwar mehr Geld 

für neue Waffen-

systeme und einen 

Ausbau des Sicher-

heitsapparates ge-

ben soll, nicht aber 

für uns und jene, 

die wir betreuen, 

dann macht uns 

das wütend.
In diesem Zu-

sammenhang muss 

auch die Frage ge-

stellt werden, was 

Sicherheit wirklich 

bedeutet. Mehr Rüstung 

oder aber soziale Absi-

cherung? Wir sind der 

Meinung, dass ein mas-

siver Ausbau des Sozial-

staates den Menschen viel 

mehr Sicherheit verschafft 

als der Ankauf neuer Waf-

fen. Welchem behinderten 

Kind geht es dadurch bes-

ser, welcher alte Mensch 

bekommt durch diese eine 

menschenwürdige Pflege?

Als work@social wer-

den wir uns daher für eine 

doppelte Umverteilung 

einsetzen: Erstens für eine 

Erhöhung sozial sinnvoller 

Ausgaben und zweitens 

für echte Vermögenssteu-

ern zugunsten unserer 

KollegInnen und der Men-

schen, die unsere Leistun-

gen brauchen.

Sozialausbau ist möglich!

Umvereilung jetzt. Gute Arbeit braucht gute Bedingungen.
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Podiumsdiskussion:

Sozialausbau statt Einsparungen 

auf unsere Kosten

Die Interessengemein-

schaft (IG) work@so-

cial der GPA-djp versteht 

sich als Plattform der ge-

werkschaftlichen  Vernet-

zung, solidarischen Politik 

und des professionellen 

Austauschs.
Bei work@social enga-

gieren sich aktive Beschäf-

tigte aus dem Sozial- und 

Gesundheitsbereich eh-

renamtlich.  Wir fordern 

die Anerkennung des ge-

sellschaftlichen Werts un-

serer Tätigkeit! Alle zwei 

Jahre werden die Vertre-

terInnen von work@social 

in Wien neu gewählt – du 

kannst selbst mitmachen 

und mitgestalten. 

Alle, die sich gegen 

soziale und politische An-

griffe organisieren und 

selbst aktiv für bessere Ar-

beits- und Lebensbedin-

gungen kämpfen wollen, 

sind sehr herzlich will-

kommen!
Unser Ziel: Die be-

reichsübergreifende ge-

werkschaftliche Arbeit im 

sozialen Sektor zu organi-

sieren, netzwerken, infor-

mieren – aber vor allem 

auch gemeinsam agie-

ren. 
Wenn du selbst

kandidieren willst, 

melde dich bitte bis 

30.05.2016 bei birgit.

ivancsics@gpa-djp.at!

Neuwahlen bei

work@social Wien
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Warnstre
ik in Priva

tkrankenanstalten

Österreich. W
ir n

ähern uns N
ormalzustand.
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W
as in anderen Län-

dern nichts Außer-

gewöhnliches 
ist, 

wie 

Griechenland und Frank-

reich aktuell ze
igen, wird 

nun auch in Österrei-

ch Realität. Ein Streik in 

Krankenhäusern. Genau 

genommen in den Pri-

vatkrankenanstalten und 

das tro
tz enormen Drucks 

von den Betrieben und 

auch von politisc
h Ver-

antwortlich
en wie aus 

Verhandler*innenkreise zu 

erfahren war.

Die Kolleg*innen, wel-

che von unserer Partner-

gewerksch
aft vida orga-

nisiert werden, haben mit 

ihrem Warnstreik deutlich
 

gemacht, dass es ihnen 

reicht, dass es so nicht 

weitergehen kann, dass 

das 
Gesundheitssy

stem 

gerade dabei ist zusam-

menzubrechen, weil auch 

wir in Anbetracht unserer 

Arbeitsbedingungen im-

mer öfter und öfter zusam-

menbrechen.

Die Beschäftigten in 

diesen Krankenanstalten 

und Rehabilitationsklin
iken 

wollen in Anbetracht der 

ständigen Personalknapp-

heit, der galoppierenden 

Inflation und der besonde-

ren Belastungen durch die 

COVID-19-Maßnahmen, 

dass der große Abstand zu 

den anderen Kollektivv
er-

trägen in unserer Branche 

endlich deutlich
 verringert 

wird. Sie haben genug von 

leeren Worten und Geklat-

sche und fordern das, was 

ihnen für ihre harte Arbeit 

zusteht:

 �500 Euro brutto mehr 

bei Vollzeit

 �einen Mindestlohn von 

2.000 Euro

 �eine stärkere Anhebung 

der unteren Gehälter, da-

mit das Einkommen zum 

Auskommen reicht.

Bei den ersten beiden 

Verhandlungsrunden gab 

es seitens der Betriebe 

überhaupt kein Angebot. 

Bei der dritten versuchten 

sie wie viele andere die 

berechtigten Forderungen 

der Kolleg*innen mit den 

öffentlich
en Maßnahmen 

herunterzudrücken.

Erst in der vierten Ver-

handlungsrunde kam es 

wenigstens zu einer Eini-

gung auf die den Verhand-

lungen zugrundeliegende 

Inflationsrate 
(7,53%). 

Das Angebot belief sich 

letztlic
h auf eine Lohner-

höhung von 5,43% (unter 

Einrechnung der angebo-

tenen Mindesterhöhung 

von 125 Euro 5,74%) und 

das erst a
b 1. Juli sta

tt ab 

1. Jänner.

Nach ersten Betriebs-

versammlungen haben-

die  Betriebe ihr Angebot 

minimal aufgebessert und 

z.B. eine Mindesterhöhung 

von 175 Euro (statt 125) 

sowie eine Erhöhung der 

Zulagen um 6% angebo-

ten. Auch bei den letztlic
h 

ohnehin wertlosen Ein-

malzahlungen wurde ein 

wenig nachgelegt. Kurz 

vor Weihnachten ist das 

gewerksch
aftlich

e 
Ver-

handlungsteam 
diesem 

„Angebot“ w
eit entgegen-

gekommen und hat z.B. 

die geforderte Erhöhung 

aller Löhne von 500 auf 

200 Euro gesenkt, doch 

selbst das reichte nicht.

Dementsprechend kam 

es in der Folge zu Betriebs-

versammlungen in über 25 

Betrieben, bei denen sich 

96,3% für gewerksch
aft-

liche Kampfmaßnahmen 

bis hin zum Streik a
usge-

sprochen haben (Details 

siehe Bild).

Bis zu
m Tag des W

arn-

streiks 
kam kein verbes-

sertes Angebot der Be-

triebe, sodass 
erstm

als 

auch in Österreich in pri-

vaten 
Krankenanstalten 

gestreikt w
urde.

Bei Redaktionssch
luss 

dieser Ausgabe lag noch 

immer kein neues Angebot 

der Betriebe vor, sodass 

die Kolleg*innen seit m
itt-

lerweile fast drei Monaten 

auf die ihnen eigentlich
 

mit Jahresbeginn zuste-

hende Lohnerhöhung und 

weitere Verbesserungen 

warten müssen.

In 
Anbetracht 

der 

Kampfbereitsch
aft und des 

Durchhaltevermögens der 

Kolleg*innen gebührt ih-

nen unsere volle Solidari-

tät, die wir bei jeder sic
h 

bietenden 
Gelegenheit 

auch Pra
xis w

erden lassen 

werden.

 

Actio
n! Go!

Öffentlich
e Aktion der Kolleg*innen

von Jugend am Werk Bildungs:Raum GmbH

05. Ju
ni 2023

10 bis 11 Uhr 30: Technologiezentrum Jugend am Werk Brün-

ner Straße/Ecke Bahnsteggasse, 1210 Wien

12 Uhr 30 bis 14 Uhr: M
oderne Berufsausbildung (MBA)

Louis H
äflinger Gasse 6, 1210 Wien

Workshopreihe der IG
 Social

Von der Id
ee zur Aktion

Wir fre
uen uns darauf, möglichst vie

le von euch bei diesen Aktionen 

begrüßen zu dürfen, damit ihr in der Praxis e
rleben könnt,

was Organizing bringt!

IG Social bundesweit 

neu gewählt

D
er neue (Bundes)Aus-

schuss der IG Social 

hat 17 engagierte Mitglie-

der, viele davon erstm
als 

in dieser Funktion. Der 

Aussch
uss is

t so groß, da-

mit die Abschaffung der 

Regionalwahlen der IGs 

etwas abgefedert wird. 

Die erste wichtige Auf-

gabe des G
remiums war, 

Funktionen zu wählen. 

Und here we are: Sel-

ma Schacht, die seit zw
ei 

Jahrzehnten in der IG
 So-

cial aktiv 
ist, 

wurde zur 

Vorsitze
nden gewählt. Ih

re 

Stellvertreter:innen sind 

Axel Magnus (d
er die IG 

auch im GPA-Bundes-

vorstand vertreten wird), 

Felix Weber und Manue-

la Kempkes, neue Frau-

enbeauftragte 
Henrike 

Kova
čič.

In der ersten Aussen-

dung nach der Wahl wur-

den gleich die Mitglieder 

befragt: Welche Themen 

sollen wir behandeln?

Die Vorsch
läge wur-

den auf unser Klausur 

Mitte März 
diskutiert, 

erste Schwerpunkte und 

Projekte festgelegt: Or-

ganizing, Aktivit
äten für 

Gleichbehandlung und 

gegen Sexism
us & Mehr-

fachbelastung, eine Kam-

pagne „Arbeitsze
it runter 

– Löhne rauf!“, p
sych

ische 

Schwerarbeit so
wie Maß-

nahmen für gesunde Ar-

beitsbedingungen. 
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Wir sind kein Schnäppchen!

Herbstlohnrunde. Eine Zwischenbilanz der Kollektivvertragsverhandlungen.
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Am Tag der Fertigstel-

lung dieser Wand-

zeitung streiken die 

Eisenbahner*innen und 

die Beschäftigten in den 

Brauereien. Vor eini-

gen Tagen haben die 

Kolleg*innen in den Or-

densspitälern gestreikt. 

Am Ende der Woche ste-

hen Streiks im Handel im 

Raum. Wir erleben gerade 

mit Sicherheit den heißes-

ten Kollektivvertragsherbst 

seit langem.
Und das ist gut so. Viel 

zu viele Menschen können 

sich ihr Leben nicht mehr 

leisten. Was vor einigen 

Jahren noch die Ausnah-

me war, wird schön lang-

sam für viele zur Realität: 

Ein Dasein als working 

poor.
Und das spüren die 

Kolleg*innen in vielen 

Branchen. Das wollen sie 

sich nicht mehr gefallen 

lassen. Das können sie 

sich im wahrsten Sinne des 

Wortes auch nicht mehr 

leisten.
Sie greifen daher zu den 

traditionellen Mitteln der 

Arbeiter*innenbewegung, 

um ihren Lebensstan-

dard auf einem halbwegs 

erträglichen Niveau zu 

halten: Protestversamm-

lungen, Demonstrationen, 

Streiks – mit einem Wort: 

Arbeitskampf. Einer der 

Daseinsberechtigungen 

von uns Gewerkschaften.

Auch im Sozial- und 

Gesundheitsbereich lau-

fen momentan zahlreiche 

Kollektivvertragsverhand-

lungen: Ordensspitäler, 

Privatkrankenanstalten, 

Sozialversicherungen, Ca-

ritas, Diakonie, Landeskol-

lektivvertrag Vorarlberg, 

um nur die größeren zu 

nennen.
Viele dieser Kollektivver-

träge schließen mehr oder 

weniger mit den selben 

Ergebnissen wie der SWÖ 

ab. Dieser hat als Leitkol-

lektivvertrag der Branche 

die gleiche Funktion wie 

der FMTI-Abschluss für die 

anderen Teile der Metall-

branche.
Der SWÖ wurde be-

reits abgeschlossen: 8%, 

aber mindestens 175 Euro 

mehr Gehalt und einige 

Verbesserungen im sog. 

Rahmenrecht sind das Er-

gebnis. Dazu gehören 

z.B. nach vielen Jahren 

endlich die Einstufung der 

Kolleg*innen in der vollen 

Erziehung in die die Ver-

wendungsgruppe 8 oder 

die volle Anrechnung von 

Vordienstzeiten im Betrieb 

bei der Umreihung in eine 

höhere Verwendungsgrup-

pe.
Andererseits konnten für 

Kolleg*innen in der Verwal-

tung keine Verbesserungen 

erzielt und auch die drin-

gend notwendige Erhö-

hung des Kilometergeldes 

oder die Ausweitung des 

Bezieher*innenkreises der 

SEG-Zulage nicht erreicht 

werden.

Ein Abschluss, der uns in 

Wien gemischte Gefühle 

bereitet. Wir haben am 

8.11. eine kraftvolle De-

monstration durchgeführt 

und viele Betriebe waren 

streikbereit. Die Mehrheit 

des Verhandlungsteams 

hat aber entschieden, dass 

die Streikbereitschaft in 

vielen Bundesländern nicht 

ausreicht, um noch weiter 

zu verhandeln.
Das Ziel jedes Arbeits-

kampfes liegt in dessen 

unmittelbaren Ergebnis-

sen. Ein Arbeitskampf hat 

allerdings noch eine zweite 

Funktion: Während diesem 

entwickelt sich das gewerk-

schaftliche Bewusstsein der 

Kolleg*innen schneller und 

weiter als sonst.

Offenbar ist uns allen 

gemeinsam das heuer 

nicht ausreichend gelun-

gen. Nützen wir das näch-

ste Jahr, um an unserer 

Kampfbereitschaft zu ar-

beiten. Sonst ist das Ende 

des Sozial- und Gesund-

heitsbereich für alle nah.

 

   Nägel mit Köpfen: 17.01., 17 Uhr, Gewerk-

schaft GPA, 2. Stock, Raum 2K2 (Alfred-Dallinger-

Platz 1, 1030, U3 Schlachthausgasse)

Gemeinsame Entwicklung und Planung einer konkreten Aktion 

zur Umsetzung unserer Forderungen.

   Action! Go!

Gemeinsame Durchführung der im vorherigen Workshop ge-

planten Aktion zu einem konkreten Thema.

Workshopreihe der IG Social

Von der Idee zur Aktion

Termin und Ort für den letzten Teil (eine Aktion)

werden gemeinsam vereinbart.

Wir würden uns freuen, möglichst viele von euch regelmäßig bei dieser Workshopreihe 

begrüßen zu können, da diese von eurer Beteiligung lebt!

Pflegebonus zum 

Billigtarif

Viele Bezeichnungen 

geistern herum, wenn 

es um die, aus Sicht des 

Sozialministers, „wert-

schätzende“ Zusatzentloh-

nung für die Pflege- und 

Sozialberufe geht. „15. 

Gehalt für Pflege und So-

zialberufe“, „Entgelterhö-

hungs- Zweckzuschussge-

setz“, “ EEZG“, ...

Die treffendste Be-

zeichnung ist jedoch 

„Mogelpackung“ oder 

„Feigenblatt“. Vollmun-

dig wurde versprochen, 

dass die Auszahlung im 

Dezember erfolgen und 

dass diese ein Betrag von 

2.000 Euro sein würde. 

Fakt ist, dass nicht alle, 

sondern nur vereinzelte 

eine Bezahlung bereits 

im Dezember bekommen 

werden. Aus den 2.000 

Euro werden rund 1.550 

Euro brutto.  Wenn wir die 

derzeitige Inflation auch 

noch miteinbeziehen, 

hat der Betrag aktuell ei-

nen realen Wert von rund 

1.350 Euro. Teilzeitkräfte 

bekommen außerdem nur 

einen aliquoten Anteil die-

ses mickrigen Betrages.

Das zeigt wieder ein-

mal, welchen Wert unsere 

Berufsgruppen für die Po-

litik hat: Gerade mal ein 

Betrag, der unter der Ar-

mutsgefährdungsschwelle 

einer alleinerziehenden 

Mutter mit einem Kind 

liegt.
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Kranke Häuser im Sparwahn

L aut einer Studie von AK 

und ÖGB geben 25% 

der Beschäftigten des 

Krankenanstaltsverbunds 

(KAV) an, von Burn-Out 

betroffen zu sein. Trotzdem 

will die Wiener Landesre-

gierung weitere 50 Millio-

nen Euro im KAV einspa-

ren. Dies soll vor allem 

über Einsparungen beim 

Personal erreicht werden. 

Zusätzlich wird hochqua-

lifiziertes Personal durch 

billigere Hilfskräfte ersetzt 

– eine schleichende Ent-

professionalisierung zu 

Lasten der PatientInnen. 

Diese „Reformen“ sol-

len mit aller Härte durch-

gezogen werden. Umso 

wichtiger ist daher, dass 

ab sofort alle Betroffen in-

formiert werden und über 

alle erforderlichen ge-

werkschaftlichen Kampf-

maßnahmen nicht nur 

mitdiskutieren, sondern 

diese vor allem auch ent-

scheiden. Widerstand als 

Gesundheitsvorsorge – 

fürs Klientel und für uns 

Beschäftigte!

V ier Stunden lang wälzte 

sich ein riesiger De-

mozug durch Graz. Rund 

15.000 Menschen pro-

testierten am 26. April in 

Graz gegen das steirische 

Sparpaket. Die Landes-

regierung ist entschlos-

sen, das Budget durch 

drastische Kürzungen im 

Gesundheits-, Bildungs-, 

Sozial- und Kulturressort 

zu sanieren. Der steirische 

ÖGB hatte am Tag vor 

der Beschlussfassung im 

Landtag gemeinsam mit 

der „Plattform 25“ zur De-

monstration aufgerufen.

Aus allen Teilen der Stei-

ermark, aus ganz Österrei-

ch kamen KollegInnen mit 

Bussen der Fachgewerk-

schaften an. Denn die nun 

beschlossenen Kürzungen 

treffen alle Beschäftigten, 

aber gerade jene am här-

testen, die auf eine Unter-

stützung durch die Politik 

am meisten angewiesen 

wären. So wird es nun ne-

ben z.B. der Streichung der 

Pendlerbeihilfe auch die 

ersatzlose Streichung von 

Leistungen und existenz-

bedrohende Kürzungen 

der Mittel für Menschen 

mit Behinderung, in der 

Kinder- und Jugendarbeit 

und Jugendwohlfahrt und 

bei zahlreichen Sozial- 

und Kulturinitiativen ge-

ben, der Regress für An-

gehörige bei Pflegekosten 

wird wieder eingeführt, 

die Mindestsicherung wird 

massiv verschlechtert, ...

„Während für Prestige-

projekte und medienwirk-

same Spektakel, ohne mit 

der Wimper zu zucken, rie-

sige Summen ausgegeben 

werden, werden in ande-

ren Bereichen langfristig 

tausende 
Arbeitsplätze 

vernichtet und Existenzen 

zerstört. Viele Steirerinnen 

und Steirer werden allein 

durch das Belastungspa-

ket der Landesregierung 

in die Armut gedrängt.“ 

(www.plattform25.at)

Auch wenn die großen 

und großartigen Proteste 

nicht verhindert haben, 

dass dieses Belastungs-

paket beschlossen wurde, 

sie haben gezeigt, dass 

die gemeinsame Mobili-

sierung der Betroffenen 

– Beschäftigte und Klien-

tInnen – möglich ist. Und 

dass die Gewerkschaften 

können, wenn sie denn 

wollen.Für uns kann das nur 

heißen: Weiter Druck ma-

chen und so zeigen, dass 

wir uns zusammenschlie-

ßen und wehren können. 

Denn dass auch in Wien 

massive Kürzungen anste-

hen, wird wohl leider nicht 

nur ein Gerücht bleiben.

Daher ein Abschluss 

von den SprecherInnen 

der „Plattform 25“: „Das 

Ergebnis des Budgetland-

tages ist nur Ansporn für 

uns, unseren Protest fort-

setzen – die Landesregie-

rung wird sich noch wun-

dern!“.

Steiermark steht auf

Starkes Zeichen. 15.000 Menschen und Gewerkschaften protestieren bei zweiter Großdemo in Graz ge-

gen steirisches Kürzungsbudget.

Nach Oberösterreich die Steiermark. Der Sozialbereich steht überall auf und wehrt sich.
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D ie Arbeitsbedingungen im sozialen Bereich sind belastend, die Bezahlung ist niedrig, die 

Anforderungen hoch. Der Stress ist gewaltig, Abschalten fällt schwer. Die AktivistInnen von 

work@social wollen diese Bedingungen und den derzeitigen sozialen Rückschritt nicht einfach 

hinnehmen. Wir haben uns zusammengeschlossen, um etwas zu verändern!

Was wir fordern - wofür wir kämpfen:

Anerkennung des gesellschaftlichen Werts unserer Tätigkeit - ein warmer Händedruck genügt 

 �
uns nicht!Verbesserung der Arbeitsbedingungen – keine Kürzungen bei den Sozialbudgets!

 �
Her mit bundesweiten gesetzlichen Regelungen unserer Arbeit (Berufsbild – Berufsschutz)!

 �
Gegen die (Selbst-) Ausbeutung der Beschäftigten im Sozial- und Gesundheitsbereich!

 �
Durch unsere Treffen und Aktionen können alle mitreden und mitmachen. Jede/r, egal ob 

 �
Betriebsratsmitglied oder nicht, kann aktiv werden. Die Angebote stehen auch allen offen, die 

(noch) nicht Gewerkschaftsmitglied sind.

Die bereichsübergreifende gewerkschaftliche Arbeit im sozialen Sektor ist unser Motor; besse-

 �
re Lebens- und Arbeitsbedingungen sind unser Ziel!

Hier  e in t ragen:  www.gpa-d jp/soc ia l

Wiener Sozial- und 

Gesundheitsbereich 

gesichert?!?

Podiumsdiskussion mit Peter Hacker (Geschäftsführer 

FSW), Axel Magnus (Betriebsratsvorsitzender SDW), 

Karl Proyer (stv. Bundesgeschäftsführer GPA-djp), 

Selma Schacht (Vorsitzende work@social) und Julia-

na Strohmayer (Betriebsrätin Wiener Sozialdienste)

Zeit: Montag 23.05.2011, 18 Uhr

Ort:  GPA-djp, Alfred Dallinger-Platz 1

 
1030 Wien, VISTA3

work@social – Dein Netzwerk

im Sozial- und Gesundheitsbereich

Budapest statt Brüssel

U nter dem Deckman-

tel der Krise herrscht 

in der EU der Sparwahn. 

Brüssel will in die Lohn-

gestaltung (gar eine De-

ckelung für Gehälter und 

Löhne ist angedacht!) in 

den Mitgliedsstaaten ein-

greifen. Um dies zu ver-

hindern, haben am 9.4. 

über 50.000 Gewerk-

schafterInnen anlässlich 

einer Tagung der Finanz-

ministerInnen in Budapest 

gegen Sparmaßnahmen, 

für gerechte Bezahlung 

und Jobs demonstriert.

Das ist der Weg zur 

Durchsetzung unserer In-

teressen: Demos und ge-

werkschaftliche Kampf-

maßnahmen! Der Wettlauf 

um die niedrigsten Löhne, 

die schlechteste soziale 

Absicherung und die ge-

ringsten Unternehmens-

steuern hat in die Krise 

geführt.Daher: Keine Kür-

zungen, sondern stark 

progressive Gewinn- und 

Vermögensbesteuerung 

zum Ausbau der Sozialsys-

teme jetzt!





Zum Geleit
Im März 2011 ist die erste Ausgabe der Wandzeitung der damaligen work@social Wien erschienen.  
Die 50. haben wir als nun aufgelöste Interessengemeinschaft Social Wien 14 Jahre später im  
August 2024 als letzte Ausgabe veröffentlicht. Das ist einerseits ein Grund zum Trauern und ande-
rerseits ein Grund zur Freude.

Mit der Erstellung unserer Wandzeitungen war stets viel Herzblut, Schweiß, Hirnschmalz und auch  
Diskussion verbunden. Stets haben wir versucht, die Entwicklungen im privaten Sozial- und  
Gesundheitsbereich nicht nur zu begleiten und zu kommentieren, sondern auch gemeinsam 
mit Kolleg:innen in zahlreichen Betrieben aktiv voranzutreiben. Was 2011 vielen noch utopisch 
erschien, wurde Jahre später oft Realität – von einer Arbeitszeitverkürzung bis hin zu Streiks in 
unserer Branche. Insofern war unsere Wandzeitung oft der ‚Stimmungsmesser‘ unserer Branche.

Das ist ein guter Grund all das, was wir mit diesem Medium, auf das wir mehr als nur stolz sind,  
geleistet haben, Revue passieren zu lassen. Daher haben wir uns dazu entschieden, alle 50 Aus-
gaben in einem Sammelband zusammenzufassen, welcher viele Entwicklungen unserer Branche 
in diesem langen Zeitraum nicht nur nachlesbar, sondern vor allem greifbar macht.

Ein Ende ist oft auch ein Neuanfang. Künftig wird diese Wandzeitung österreichweit vom  
Ausschuss der IG Social, dem auf Basis der Statutenreform unserer Gewerkschaft GPA neuen 
bundesweiten Gremium, weiter herausgegeben. 

Das ist ein Grund zur Freude! Auch weil es zeigt, dass es – wie schon so oft – wir Beschäftigten 
waren und sind, welche den Takt der Arbeiter:innenbewegung in unserem Land vorgeben.  
Aktive Kolleg:innen aus Wien werden auch künftig einen Beitrag zu dieser Wandzeitung und für 
die weitere Entwicklung der Gewerkschaftsbewegung in unserer Branche leisten.

Glück auf!

Axel Magnus 
Landesvorsitzender 
der IG Social Wien

Selma Schacht 
Vorsitzende 

des Ausschusses der 
IG Social

Mario Ferrari 
Landesgeschäftsführer 
der Gewerkschaft GPA 

Wien
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Wo ist die Sozialmilliarde?

Die im Vorjahr vom GPA-
Vorsitzenden Wolf-

gang Katzian angestrebte 
parlamentarische Enquete 
zur Forderung einer Sozi-
almilliarde ist trotz bereits 
festgelegtem Termin an 
der ÖVP gescheitert. Die 
Länder haben jedoch von 
der Bundesregierung für 

2011 zusätzliche Budget-
mittel auch und vor allem 
zur Investition in den pri-
vaten Sozial- und Pflege-
bereich erhalten.

Eine jedenfalls verbind-
liche Zweckwidmung ist 
aber offenbar nicht er-
folgt, wie die Ereignisse 
in Oberösterreich gezeigt 

haben! Mit einer „§ 15a-
Vereinbarung“ könnte der 
Bund die Bundesländer 
diesbezüglich in die Pflicht 
nehmen.
Die GPA-djp wird jeden-
falls ihr Ziel nicht aufgeben 
und an ihrer Forderung 
nach einer Sozialmilliarde 
vehement festhalten!

Es reicht! Das denken 
sich die KollegInnen im 

Sozialbereich schon lan-
ge. Maßnahmen gegen 
die oft untragbaren Ar-
beitsbedingungen waren 
bisher allerdings Mangel-
ware – ganz im Gegensatz 
zu Deutschland, wo Streiks 
im Sozial- und Gesund-
heitsbereich schon an der 
Tagesordnung stehen.

Wir Beschäftigten sind 
der Politik scheint’s egal. 
Für die Banken gab es Mil-
liarden – für uns nicht ein-
mal Peanuts. Viel zu lange 
haben wir geschwiegen, 
haben uns – aus Verant-
wortung für unsere Klien-
tInnen und PatientInnen 
– ohne aufzumucken alles 
gefallen lassen. Doch jede 
Verschlechterung unserer 
Arbeitsbedingungen geht 
auf Kosten der von uns 
Betreuten. Jeder Kampf 
für deren Verbesserung ist 
also ein Kampf für die Kli-
entInnen und etwas mehr 
an gesellschaftlichem Aus-
gleich.

Der Kampf der Kolle-
gInnen in Oberösterreich 
gegen die Kürzung des 
Budgets in drei Einrich-
tungen um 33% und 118 
Kündigungen hat gezeigt, 
dass wir anfangen, uns zu 
wehren. Immerhin haben 
mehr als 3.000 Streik-
stunden und kämpferische 
Demonstrationen dazu 
geführt, dass die Kündi-
gungen auf 34 reduziert 
wurden und die Krisen-
dienste weiter finanziert 
werden. Auch wurde ein 
Sozialplan abgeschlossen. 
Aber das reicht nicht! Jede 
Kündigung ist eine zu viel. 
Doch der Kampf im öster-

reichischen Sozialbereich 
hat damit (endlich) be-
gonnen.

Aber die Angriffe in 
Oberösterreich waren 
kein Einzelfall. Nur wenig 
später wurden bei Sozi-
al Global in Wien 385 
Änderungskündigungen 
angedroht. Damit sollen 
langjährige Beschäftigte 
gezwungen werden, in 
den für sie schlechteren 
BAGS-Kollektivvertrag zu 
wechseln. Als GPA-djp 
haben wir uns sofort da-
gegen ausgesprochen 
und work@social hat sich 
vollkommen mit dem zu 
erwartenden Kampf der 
KollegInnen solidarisiert. 
Doch die nächsten An-
griffe sind bereits erfolgt 
(Steiermark, Salzburg, ...).

Offenbar droht also in 
nächster Zeit ein verallge-
meinerter Angriff der poli-
tisch Verantwortlichen auf 
den Sozialbereich. Also 
müssen wir uns auch ge-
meinsam dagegen weh-
ren. Dass wir das können, 
hat die Demonstration 
am 14.01.2010 für einen 
besseren BAGS-Kollektiv-
vertragsabschluss eindeu-
tig bewiesen. 

Jetzt gilt es, einen Schritt 
weiter zu gehen. Wie die-
ser aussehen muss, haben 
die KollegInnen in Obe-
rösterreich gezeigt. Wir 
im Sozialbereich lassen 
uns nichts mehr gefallen. 
Wenn die Geschäftsfüh-
rungen und die politisch 
Verantwortlichen unsere 
Arbeits- und Lebensbedin-
gungen bedrohen, werden 
wir uns wehren – auf der 
Straße und in den Betrie-
ben.

Wir lassen uns nichts mehr gefallen!
Dammbruch. Lange hat es so ausgesehen, als wenn der Gesundheits- und Sozialbereich eine kampflose 
Branche wäre. Die KollegInnen in Oberösterreich haben das Gegenteil bewiesen.

Es reicht! Der Sozialbereich wehrt sich endlich.
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Die Arbeitsbedingungen im sozialen Bereich sind belastend, die Bezahlung 
ist niedrig, die Anforderungen hoch. Der Stress ist gewaltig, Abschalten fällt 

schwer. Die AktivistInnen von work@social wollen diese Bedingungen und den 
derzeitigen sozialen Rückschritt nicht einfach hinnehmen. Wir haben uns zusam-
mengeschlossen, um etwas zu verändern!
Was wir fordern - wofür wir kämpfen:

Anerkennung des gesellschaftlichen Werts unserer Tätigkeit - ein warmer Hän- �
dedruck genügt uns nicht!

Verbesserung der Arbeitsbedingungen – keine Kürzungen bei den Sozialbud- �
gets!

Her mit bundesweiten gesetzlichen Regelungen unserer Arbeit (Berufsbild – Be- �
rufsschutz)!

Gegen die (Selbst-) Ausbeutung der Beschäftigten im Sozial- und Gesundheits- �
bereich!

Durch unsere Treffen und Aktionen können alle mitreden und mitmachen. Jede/r,  �
egal ob Betriebsratsmitglied oder nicht, kann aktiv werden. Die Angebote stehen 
auch allen offen, die (noch) nicht Gewerkschaftsmitglied sind.

Die bereichsübergreifende gewerkschaftliche Arbeit im sozialen Sektor ist unser  �
Motor; bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen sind unser Ziel!

Hier  e in t ragen:  www.gpa-d jp/soc ia l

Wie weiter im Sozialbereich 
nach Streik & Kündigungen?
mit Johannes Reiter (Vorsitzender der IG work@so-
cial OÖ und Streikleitung bei pro mente OÖ)

Zeit: Donnerstag 24.03.2011, 18 Uhr
Ort:  GPA-djp, Alfred Dallinger-Platz 1
 1030 Wien

work@social – Dein Netzwerk
im Sozial- und Gesundheitsbereich

Unsere nächsten Veranstaltungen & Aktionenen

Nein zu Lohndumping & Kürzungen!

In Salzburg weigert sich 
die Landesregierung, den 

Organisationen im Sozial- 
und Gesundheitsbereich 
genug Budget bereit zu 
stellen. Dieses ist notwen-
dig, um wenigstens die im 
Kollektivvertrag vereinbar-
te Lohn- und Gehaltserhö-
hung abzugelten.

In der Steiermark wird 
das Sozialbudget massiv 
gekürzt – Kündigungen 
und Leistungsstreichungen 
für behinderte Kinder ste-
hen bevor.

Es wird immer weniger 
Geld für die Beschäftigten 
und die Arbeit im Sozial-
bereich zur Verfügung ge-

stellt. Das bedeutet, dass in 
Zukunft mehr KlientInnen 
von einer/m Beschäftigten 
betreut werden müssen, 
Angebote gestrichen und 
die Arbeitsbedingungen 
immer schlechter werden. 
Nein zu Lohndumping, 
Leistungsverdichtung und 
Sozialabbau!
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Kranke Häuser im Sparwahn

Laut einer Studie von AK 
und ÖGB geben 25% 

der Beschäftigten des 
Krankenanstaltsverbunds 
(KAV) an, von Burn-Out 
betroffen zu sein. Trotzdem 
will die Wiener Landesre-
gierung weitere 50 Millio-
nen Euro im KAV einspa-
ren. Dies soll vor allem 
über Einsparungen beim 

Personal erreicht werden. 
Zusätzlich wird hochqua-
lifiziertes Personal durch 
billigere Hilfskräfte ersetzt 
– eine schleichende Ent-
professionalisierung zu 
Lasten der PatientInnen. 

Diese „Reformen“ sol-
len mit aller Härte durch-
gezogen werden. Umso 
wichtiger ist daher, dass 

ab sofort alle Betroffen in-
formiert werden und über 
alle erforderlichen ge-
werkschaftlichen Kampf-
maßnahmen nicht nur 
mitdiskutieren, sondern 
diese vor allem auch ent-
scheiden. Widerstand als 
Gesundheitsvorsorge – 
fürs Klientel und für uns 
Beschäftigte!

Vier Stunden lang wälzte 
sich ein riesiger De-

mozug durch Graz. Rund 
15.000 Menschen pro-
testierten am 26. April in 
Graz gegen das steirische 
Sparpaket. Die Landes-
regierung ist entschlos-
sen, das Budget durch 
drastische Kürzungen im 
Gesundheits-, Bildungs-, 
Sozial- und Kulturressort 
zu sanieren. Der steirische 
ÖGB hatte am Tag vor 
der Beschlussfassung im 
Landtag gemeinsam mit 
der „Plattform 25“ zur De-
monstration aufgerufen.

Aus allen Teilen der Stei-
ermark, aus ganz Österrei-
ch kamen KollegInnen mit 
Bussen der Fachgewerk-
schaften an. Denn die nun 
beschlossenen Kürzungen 
treffen alle Beschäftigten, 
aber gerade jene am här-
testen, die auf eine Unter-
stützung durch die Politik 
am meisten angewiesen 
wären. So wird es nun ne-
ben z.B. der Streichung der 
Pendlerbeihilfe auch die 
ersatzlose Streichung von 
Leistungen und existenz-
bedrohende Kürzungen 
der Mittel für Menschen 
mit Behinderung, in der 
Kinder- und Jugendarbeit 
und Jugendwohlfahrt und 
bei zahlreichen Sozial- 
und Kulturinitiativen ge-
ben, der Regress für An-
gehörige bei Pflegekosten 
wird wieder eingeführt, 
die Mindestsicherung wird 
massiv verschlechtert, ...

„Während für Prestige-
projekte und medienwirk-
same Spektakel, ohne mit 
der Wimper zu zucken, rie-
sige Summen ausgegeben 
werden, werden in ande-
ren Bereichen langfristig 
tausende Arbeitsplätze 
vernichtet und Existenzen 
zerstört. Viele Steirerinnen 
und Steirer werden allein 
durch das Belastungspa-
ket der Landesregierung 
in die Armut gedrängt.“ 
(www.plattform25.at)

Auch wenn die großen 
und großartigen Proteste 
nicht verhindert haben, 
dass dieses Belastungs-
paket beschlossen wurde, 
sie haben gezeigt, dass 
die gemeinsame Mobili-
sierung der Betroffenen 
– Beschäftigte und Klien-
tInnen – möglich ist. Und 
dass die Gewerkschaften 
können, wenn sie denn 
wollen.

Für uns kann das nur 
heißen: Weiter Druck ma-
chen und so zeigen, dass 
wir uns zusammenschlie-
ßen und wehren können. 
Denn dass auch in Wien 
massive Kürzungen anste-
hen, wird wohl leider nicht 
nur ein Gerücht bleiben.

Daher ein Abschluss 
von den SprecherInnen 
der „Plattform 25“: „Das 
Ergebnis des Budgetland-
tages ist nur Ansporn für 
uns, unseren Protest fort-
setzen – die Landesregie-
rung wird sich noch wun-
dern!“.

Steiermark steht auf
Starkes Zeichen. 15.000 Menschen und Gewerkschaften protestieren bei zweiter Großdemo in Graz ge-
gen steirisches Kürzungsbudget.

Nach Oberösterreich die Steiermark. Der Sozialbereich steht überall auf und wehrt sich.
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Die Arbeitsbedingungen im sozialen Bereich sind belastend, die Bezahlung ist niedrig, die 
Anforderungen hoch. Der Stress ist gewaltig, Abschalten fällt schwer. Die AktivistInnen von 

work@social wollen diese Bedingungen und den derzeitigen sozialen Rückschritt nicht einfach 
hinnehmen. Wir haben uns zusammengeschlossen, um etwas zu verändern!
Was wir fordern - wofür wir kämpfen:

Anerkennung des gesellschaftlichen Werts unserer Tätigkeit - ein warmer Händedruck genügt  �
uns nicht!

Verbesserung der Arbeitsbedingungen – keine Kürzungen bei den Sozialbudgets! �
Her mit bundesweiten gesetzlichen Regelungen unserer Arbeit (Berufsbild – Berufsschutz)! �
Gegen die (Selbst-) Ausbeutung der Beschäftigten im Sozial- und Gesundheitsbereich! �
Durch unsere Treffen und Aktionen können alle mitreden und mitmachen. Jede/r, egal ob  �

Betriebsratsmitglied oder nicht, kann aktiv werden. Die Angebote stehen auch allen offen, die 
(noch) nicht Gewerkschaftsmitglied sind.

Die bereichsübergreifende gewerkschaftliche Arbeit im sozialen Sektor ist unser Motor; besse- �
re Lebens- und Arbeitsbedingungen sind unser Ziel!

Hier  e in t ragen:  www.gpa-d jp/soc ia l

Wiener Sozial- und 
Gesundheitsbereich 

gesichert?!?
Podiumsdiskussion mit Peter Hacker (Geschäftsführer 
FSW), Axel Magnus (Betriebsratsvorsitzender SDW), 
Karl Proyer (stv. Bundesgeschäftsführer GPA-djp), 
Selma Schacht (Vorsitzende work@social) und Julia-
na Strohmayer (Betriebsrätin Wiener Sozialdienste)
Zeit: Montag 23.05.2011, 18 Uhr
Ort:  GPA-djp, Alfred Dallinger-Platz 1
 1030 Wien, VISTA3

work@social – Dein Netzwerk
im Sozial- und Gesundheitsbereich

Budapest statt Brüssel

Unter dem Deckman-
tel der Krise herrscht 

in der EU der Sparwahn. 
Brüssel will in die Lohn-
gestaltung (gar eine De-
ckelung für Gehälter und 
Löhne ist angedacht!) in 
den Mitgliedsstaaten ein-

greifen. Um dies zu ver-
hindern, haben am 9.4. 
über 50.000 Gewerk-
schafterInnen anlässlich 
einer Tagung der Finanz-
ministerInnen in Budapest 
gegen Sparmaßnahmen, 
für gerechte Bezahlung 
und Jobs demonstriert.

Das ist der Weg zur 
Durchsetzung unserer In-
teressen: Demos und ge-
werkschaftliche Kampf-

maßnahmen! Der Wettlauf 
um die niedrigsten Löhne, 
die schlechteste soziale 
Absicherung und die ge-
ringsten Unternehmens-
steuern hat in die Krise 
geführt.

Daher: Keine Kür-
zungen, sondern stark 
progressive Gewinn- und 
Vermögensbesteuerung 
zum Ausbau der Sozialsys-
teme jetzt!
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Über dem Tellerrand geschaut

Am 16.6. sind die Sozi-
alarbeiterInnen Fran-

kreichs im Rahmen eines 
nationalen Aktionstages in 
zahlreichen Städten erneut 
auf die Straße gegangen, 
um Lohnerhöhungen und 
eine bessere Anerkennung 
ihrer Ausbildung einzufor-
dern. Ihre Arbeit wird in 
Anbetracht der Verarmung 
als Folge der Wirtschafts-
krise immer mehr, aber 
ihre Arbeitsbedingungen 
werden immer schlechter: 
Posten werden gestrichen 
und die Aufgaben werden 
immer komplexer.

Dieser Protest hatte 
aber auch einen poli-
tischen Charakter. Gera-
de junge KollegInnen und 
Studierende fordern ein, 
dass Sozialarbeit wie in 
ihren Anfängen wieder ei-

nen politischen Charakter 
bekommen muss statt ein-
zig und alleine (staatliche) 
Unterstützungsleistungen 
anzubieten und die Be-
treuten so zu Abhängigen 
zu machen. Diese müssten 
vielmehr dazu befähigt 
werden, ihre Forderungen 
selbst zu vertreten und 
durchzusetzen. Eine sol-
che Repolitisierung könnte 
dem Sozialbereich auch 
hierzulande nur gut tun.

Aus Protest gegen die 
Nichtanrechnung aller 
Ausbildungszeiten haben 
KollegInnen in Marseille 
ihre Diplomzeugnisse sym-
bolisch verbrannt. Da die 
Anforderungen weiter stei-
gen, die Aufgaben mehr 
werden, die Armut der Fa-
milien zunimmt und auch 
die Präkarisierung der Ar-

beitsbedingungen voran-
schreitet, ohne dass es zu 
Lohnerhöhungen kommt, 
werden die Proteste weiter 
gehen – da waren sich die 
AktivistInnen am Aktions-
tag einig.

Ihr Motto lautet weiter-
hin: Le travail social mé-
rite mieux – Soziale Arbeit 
ist mehr wert!

Wir bleiben dran!
Nach der Absage der Po-
diumsdiskussion mit Pe-
ter Hacker versuchen wir 
im Frühjahr 2012 erneut, 
die politischen Entschei-
dungsträgerInnen und 
GeldgeberInnen bei einer 
Veranstaltung in die Ver-
antwortung zu nehmen. 
Details folgen!

Weniger Krankenstän-
de, die Menschen 

leben gesünder“ jubelt die 
Wirtschaft, denn die Kran-
kenstände nehmen seit der 
Wirtschaftskrise ab. Das 
ist nicht auf eine plötz-
liche Gesundung der Be-
völkerung zurückzuführen, 
sondern auf die Angst vor 
dem Arbeitsplatzverlust.

Die Krise macht krank 
– physisch aber auch psy-
chisch. Dazu meinte Karl 
Dantendorfer von „pro 
mente“: „Die Wirtschafts-
krise drückt auf die Psyche 
– bei Gesunden und bei 
jenen, die nicht ganz ge-
sund sind noch viel stärker 
... Zukunftsangst macht 
Stress und erhöht Hormon-
spiegel – Hormonspiegel, 
die wir nicht brauchen 
können – und das bewirkt 
die Depression.“

Druck, Druck, bis es 
dich zerdrückt! 
Während Arbeitsunfälle zu-
rückgehen, sind psychisch 
bedingte Krankenstände 
im Vormarsch. Die Zahl 
der psychischen Erkran-
kungen je 1.000 Beschäf-
tigter ist von 16,7 auf 21,3 
gestiegen. 65.525 Arbeit-
nehmerInnen ließen sich 
im Vorjahr wegen Alkoho-
lismus, Depressionen oder 
Burnout krankschreiben, 
davon 40.856 Frauen. So 
berichtet die Psychothe-
rapeutin Eva Mückstein 
über Burnout als einem 
der dominanten Leiden 
und erzählt von Klagen 
über Leistungsdruck, Kon-

kurrenzzwang und harte 
Arbeitsbedingungen. „Die 
Leute haben den Eindruck, 
der Maschinerie von Pro-
fitgier und globalisiertem 
Kapitalismus ausgeliefert 
zu sein und als Mensch 
immer weniger zu zählen. 
Das führt zu Resignation.“

Diagnose: Kapitalis-
mus 
Für viele ist der Zusam-
menhang zwischen Umwelt 
und Innenleben verschlos-
sen. Zu intim, zu individu-
ell, zu einzigartig erschei-
nen die eigenen Gefühle 
und Wahrnehmungen. 
Und der Mensch braucht 
gute, sichere Rahmenbe-
dingungen, um sich wohl 
zu fühlen. Dazu gehört ne-
ben den Grundbedürfnis-
sen, auch das Gefühl, ge-
braucht zu werden, sowie 
selbst mitbestimmen und 
gestalten zu können. Ent-
gegen der Mär von „Jeder 
ist seines eigenen Glückes 
Schmied“ gibt es gesell-
schaftliche Bedingungen, 
die dem Glück entgegen 
stehen. Arbeitslosigkeit, 
Perspektivlosigkeit, Armut, 
Kriegshetzerei und kon-
servative Gleichschalte-
rei (Stichwort Schönheits-
wahn) schlagen sich in der 
Psyche nieder.

Eine Studie zeigt, dass 
regelmäßiges Demonstrie-
ren positive Auswirkungen 
auf Angststörungen und 
Depressionen hat. In die-
sem Sinne: Heraus auf die 
Straße und get activ bei 
work@social!
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Es ist Dienstag später Nachmittag, und die meisten sind schon da. Es wird heiß diskutiert: 
„Willst du den Text für die Broschüre wirklich so betiteln?“ „Wer fällt euch sonst noch ein für 

die Diskussionsrunde?“ „Wir sollten in der Wandzeitung echt mal den psychischen Druck thema-
tisieren!“ „Was halten wir von den Einsparungen in der Steiermark?“„Gibt es bei euch im Betrieb 
in Folge der Budgetkürzungen schon zu wenig Personal, unzureichende Nachbesetzungen, un-
bezahlte Überstunden oder gar Änderungskündigungen?“
Nachdem die letzte Kollegin, etwas gestresst von der Arbeit, im Sitzungsraum der GPA-djp 
eingetroffen ist, bringt unsere Regionalsekretärin Birgit die Regionalausschusssitzung der IG 
work@social Wien in geordnete(re) Bahnen. Die Themen geben wir uns selbst vor, Vorha-
ben und Projekte werden gemeinsam geplant. Klar ist: Unsere Zielgruppe sind – wie alle 
Regionalausschussmitglieder – Beschäftigte im Sozial- und Gesundheitsbereich. 
Unser Ziel: Die bereichsübergreifende gewerkschaftliche Arbeit im sozialen Sektor, netzwer-
ken, informieren – aber vor allem auch gemeinsam agieren. Und wir fordern Anerkennung 
des gesellschaftlichen Werts unserer Tätigkeit - ein warmer Händedruck genügt uns nicht!

Wenn du selbst aktiv werden und/oder kandidieren willst, dann melde dich 
unter birgit.ivancsics@gpa-djp.at oder komm zu unserer Veranstaltung zu den 

kommenden Wahlen am 24.10. um 18 Uhr in der GPA-djp!

Seminar von work@social
„Es geht um mehr! Organizing 

im Sozial- & Gesundheitsbereich“ 
Der Druck in deinem Betrieb/Verein wird immer größer? �
Die Arbeit wird intensiver, die Ressourcen weniger? �
Das Problem betrifft nicht nur dich, sondern viele Kolleg- �
Innen?

Es ist Zeit, dass wir Verantwortung für uns selbst übernehmen, 
damit sich unsere Arbeitssituation verbessert. Dafür müssen 
wir uns zusammentun, uns über unsere Probleme austauschen 
und einen Plan überlegen, wie wir den Druck, den Arbeit- und 
Fördergeber täglich machen, zurückgeben können. 
Alle Interessierten sind beim Seminar herzlich willkommen! 

14.-15.10.2011, City Hotel Stockerau
Infos & Anmeldung unter: www.gpa-djp.at/social

work@social – was machen die denn da?

Wirtschaft jubelt. Angst vor Arbeitsplatzverlust nimmt zu.

Als Mensch weniger zählen ...
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Ressourcenvernichtung durch Kontrollwahn

Im Sozial- und Gesund-
heitsbereich ist seit ei-

nigen Jahren neben Ein-
sparungen beim Personal 
und deutlich steigendem 
Arbeitspensum eine stän-
dige Zunahme von neuen 
Dokumentationserforder-
nissen und Kontrollen be-
obachtbar. Und oft weiß 
niemand, was mit diesen 
Daten getan werden soll.

Die sukzessive Büro-
kratisierung und Arbeits-
verdichtung belastet nicht 
nur die KollegInnen, so-
wohl in ihrem beruflichen 
Selbstverständnis als auch 
gesundheitlich, sondern 
lässt immer weniger Zeit 
für die eigentliche Kerntä-
tigkeit in der unmittelbaren 
Arbeit mit KlientInnen und 
PatientInnen.

Das verschlechtert die 
Arbeitsbedingungen, stellt 
Sinnstiftung und Qualität 
unserer Leistungen in Fra-
ge und ist auch höchst un-
wirtschaftlich.

Wir fordern daher als 
Entlastung: Konsequente 
Entbürokratisierung und 
die Abkehr vom Doku-
mentations- und Kontroll-
wahn!

Die Inflation betrug in 
den letzten Monaten 

rund 3,5% und ist damit 
sehr hoch. Noch drama-
tischer ist aber, dass der 
Miniwarenkorb (der für 
SchlechtverdienerInnen – 
und das sind die meisten 
KollegInnen im Sozial- 
und Gesundheitsbereich 
leider – relevant ist, da er 
einen durchschnittlichen 
Wocheneinkauf abbildet) 
das ganze Jahr rund um 
7% gependelt ist.

Gleichzeitig belegen 
Zahlen der AK, dass es in 
den letzten Jahren konti-
nuierlich Reallohnverluste 
gegeben hat – wir uns also 
weniger um unser Geld 
kaufen können. Und die-
se werden um so höher, je 
niedriger das Gehalt ist.

Richtig dramatisch wird 
es aber, wenn wir unseren 
Verdienst der Armutsge-
fährdungsschwelle der EU 
gegenüberstellen. Letztere 
liegt bei 60% des Medi-
aneinkommens (50% ver-
dienen mehr, 50% weni-
ger) in einem Land. 2009 
(aktuellste Zahlen) lag di-
ese in Österreich für einen 
Ein-Personen-Haushalt bei 
994,-- netto, bei einem/r 
Erwachsenen und einem 
Kind bei 1.293,--. Im glei-
chen Jahr verdienten laut 
Statistik Austria 25% aller 
Beschäftigen im Sozial- 
und Gesundheitsbereich 
unter ca. 654,-- und die 
Hälfte unter 1.312,-- im 
Monat (14 Gehaltsaus-
zahlungen auf 12 Monate 

gerechnet). Sogar der 
Durchschnitt aller Einkom-
men (beim Durchschnitt 
kommen hohe Einkommen 
stärker zum Tragen, da 
hier z.B. auch Geschäfts-
fühererInnen einberechnet 
werden) lag 2009 nur bei 
1.360,--, was belegt, dass 
die unteren Einkommens-
gruppen bei uns deutlich 
überrepräsentiert sind. 
Und dieses Missverhältnis 
hat sich seither nicht ge-
bessert.

Wir müssen also davon 
ausgehen, dass zumindest 
ein Drittel der Beschäf-
tigtender Branche unter 
der ohnedies sehr nied-
rigen Armutsgefährdungs-
schwelle liegen. Das kann 
es doch wirklich nicht sein, 
dass gerade wir – die wir 
eine gesellschaftlich en-
orm wichtige Arbeit ma-
chen – mit Armut bezah-
len müssen!

Die MetallerInnen ha-
ben heuer gezeigt, wie es 
geht. Um unsere Lebens-
bedingungen zu sichern, 
bräuchten wir aber einen 
viel höheren Abschluss als 
die Beschäftigten in dieser 
besser bezahlten Branche. 
Dafür werden wir kämpfen 
müssen, weil die Arbeitge-
berInnen und die Politik 
das sicherlich nicht freiwil-
lig hergeben. Bereiten wir 
uns also alle darauf vor, 
für uns selbst einzutreten 
und für einen hohen, d.h. 
gerechten, Lohnabschluss 
zu tun, was auch immer 
erforderlich ist.

Auch wir verdienen viel mehr!
Kollektivvertragsverhandlungen. Sozialbereich steh einmal mehr auf!
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Podiumsdiskussion

Diagnose Kapitalismus
Steigende Krankenstände, Burn-Out, Depressi-
onen, Mobbing, Stress in der Arbeit rund um die 
Uhr ... Darüber und wie wir uns dagegen zur 
Wehr setzen können diskutieren:

Lis Mandl (work@social) �
Eva Mückstein (Präsidentin Österreichischer  �

Bundesverband für Psychotherapie)
Jürgen Stastny (Betriebsrat PSD, Arzt) �

Mittwoch 25.01.2012, 18 Uhr
Scriptura

Löschenkohlgasse 6, 1150 Wien
(Nähe Stadthalle)

work@social – der neue Wiener Regionalausschuss

Stoppen wir das Sparpaket!

Per Verfassungsgesetz 
sollen die Budgets der 

öffentlichen Haushalte bis 
2017 ausgeglichen bilan-
zieren. Diese sog. Schul-
denbremse soll die Staats-
verschuldung wieder unter 
60% des BIP senken. 

Dazu müssen jedes Jahr 
2 Milliarden eingespart 
werden. Das soll v.a. bei 
den Pensionen, den Be-
schäftigten im öffentlichen 

Dienst und den ÖBB ge-
schehen. Die Regierung 
will so das Tripple-A ver-
teidigen, um nicht noch 
mehr Zinsen für die Schul-
den zahlen zu müssen. Die 
SPÖ überlegt zusätzlich 
eine „Reichensteuer“. 

Der Bund hat 2010 für 
Zinsen rund 10 Milliarden 
gezahlt. Damit wären die 
geforderten Bildungs- und 
Sozialmilliarden locker zu 

finanzieren. Als Alterna-
tive zum Sparpaket müs-
sen daher die Streichung 
der Staatsschulden und 
der Zinsenlast an das pri-
vate Kapital, die Verstaat-
lichung des Finanzsek-
tors unter demokratischer 
Kontrolle sowie die Ein-
führung stark progressiver 
Vermögenssteuern disku-
tiert werden. Kapitalismus-
bremse statt Sparpaket!

von Links: Günther Haberl, Christian Paolo Müller, Lis Mandl (Frauenbeauftragte), Axel Magnus 
(stv. Vorsitzender), Selma Schacht (Vorsitzende), Christine Kelnberger, Ronald Lugerbauer
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Nein zur Schuldenbremse – 
Kampfmaßnahmen

gegen Einsparungen vorbereiten
Bei einer Versammlung 

vor Wirtschaftsvertre-
tern skizzierte Finanzmi-
nisterin Fekter ihre Spar-
pläne für den Fall, dass 
die Schuldenbremse in 
der Verfassung verankert 
wird. Unter anderem sieht 
sie Einsparungspotential 
durch „Eindämmung der 
Frühpensionen, Beseiti-
gung des Förderdschun-
gels, Senkung der (Perso-
nal-)Kosten in den Schulen, 
Kostensenkungen bei den 
ÖBB und Reformen bei 
den Spitälern“. Wir wissen 
was das wirklich bedeutet: 
Die Regierung wird in den 

kommenden Monaten ver-
suchen, die Spekulanten 
an den Finanzmärkten 
durch drakonische Einspa-
rungen im Bildungs- und 
Gesundheitsbereich, bei 
den Pensionen und dem 
öffentlichen Verkehr ruhig 
zu stimmen. Die GPA-djp 
Jugend Salzburg erklärt, 
dass sie sich dieser ka-
pitalistischen Logik nicht 
beugt und es notwendig 
ist, schon jetzt Kampfmaß-
nahmen dagegen vorzu-
bereiten.

Uns ist ein gutes Leben 
für ArbeiterInnen, Ange-
stellte, Jugendliche und 

PensionistInnen wichtiger 
als der Erhalt dieses aus-
beuterischen Systems.

Wir fordern auch alle 
Gewerkschaftsvertrete-
rInnen im Parlament dazu 
auf, gegen die Schul-
denbremse und gegen 
jegliche Einsparungen 
in oben genannten Be-
reichen zu stimmen, auch 
wenn diese zusammen mit 
Vermögenssteuern oder 
ähnlichem schmackhaft 
gemacht werden sollten.

Resolution der GPA-djp Ju-
gend Salzburg von Novem-
ber 2011

Wir hatten uns mehr 
erwartet! Die Ergeb-

nisse sind bekannt – bei 
den Gehältern können 
wir nicht gerade jubeln. In 
einer Branche, in der wir 
Beschäftigten um ca. 17% 
unter dem Durchschnitts-
einkommen lie gen, ist 
mehr notwendig, um die-
se Differenz zu verringern. 
Dazu sind Ab schlüsse er-
forderlich, die über allen 
anderen Bran chen liegen, 
so dass die se 17% nicht 
schnell noch mehr wer-
den.

Auch während der heu-
rigen Kollektivvertragsver-
handlungen haben viele 
tausend KollegInnen auf 
Betriebsversammlungen 
und Demonstrationen be-
wiesen, dass sie bereit 
sind, für höhere Gehäl-
ter und besser Arbeitsbe-
dingungen zu kämpfen. 
Doch zwischen den Zeilen 
– und nicht nur dort – ha-
ben die ChefInnen sehr 
deutlich zum Aus druck 
gebracht, dass ihnen die 
Demos nicht wehtun, so-
lange in den Betrieben 
gleichzeitig alle erforder-
lichen Leistungen erbracht 
werden. Das muss sich in 
Zukunft also ändern.

Und dazu brauchen wir 
vor dem nächsten Mal 
eine Eskalationsstrategie, 
die keinesfalls auf halber 
Strecke endet – unter Ein-
bindung aller KollegInnen. 
In Anbetracht der für den 
Öffentlichen Dienst be-
schlossenen Nulllohnrun-

de werden die nächsten 
Kollektivvertragsverhand-
lungen für uns sicherlich 
härter als alles, was wir 
bisher erlebt ha ben.

Zu hinterfra gen ist auch, 
dass nur die ChefInnen 
Ziel unserer Aktionen 
sind, was in der profitori-
entierten Privat wirtschaft 
vollkommen berechtigt ist. 
Denn unsere ChefInnen 
haben gar nicht genug 
Geld, um uns ordentlich 
zu bezahlen. Sie müssen 
ihrer Verantwortung nach-
kommen und die erforder-
lichen Mittel bei der Politik 
durchsetzen, statt nur de-
ren BotInnen zu sein.

Nur von dieser kann 
eine ausreichende Finan-
zierung kommen – sie 
entscheidet letztlich über 
unsere Arbeits- und Le-
bensbedingungen. Wir 
Beschäftigten müssen 
also gewerkschaftlichen 
Druck auf die Arbeitge-
berInnen und gleichzeitig 
auf die politischen Ent-
scheidungsträgerInnen 
ausüben. Betrieblicher 
Kampf kombiniert mit öf-
fentlichkeits- und medien-
wirksamen Aktionen wie 
Mahnwachen oder Büro-
besetzungen bei Politike-
rInnen nach dem Motto 
„X ist dafür verantwortlich, 
dass heu te weder ältere 
Menschen gepflegt noch 
Behinderte betreut werden“ 
… wären me dienwirksam 
und tun ihnen weh – die 
nächste Wahl kommt ganz 
bestimmt.

Wir verdienen mehr!
Kollektivvertragsverhandlungen. Ein Abschluss ist ein Abschluss ist ein Abschluss
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Unsere Interessen als Beschäf-
tigte im Sozial- und Gesund-

heitsbereich werden wir nur dann 
erfolgreich durchsetzen bzw. ver-
teidigen können, wenn wir soli-
darisch denken und handeln. Die 
Grundprobleme sind schließlich 
auch die gleichen – egal wo und 
in welchem Beruf wir arbeiten.

Voraussetzung für das Funktio-
nieren der vielfältigen Instrumente 
der Beschäftigten – eben „Die 
ganze Palette... Vom Ge-
spräch bis zum Streik“ – die 
in der Broschüre im Überblick und 
mit Beispielen dargestellt werden, bleibt das Engagement der Kolleginnen und Kollegen 
und ihrer Betriebsräte in den einzelnen Betrieben, das Wahrnehmen eigener Interessen 
durch gemeinsames Entwickeln von Aktivitäten und Tun sowie der vereinte Aufbau einer 
Organisations- und Mobilisierungsfähigkeit für den Konfliktfall.

Denn nur gemeinsam sind wir stark!
Bestellungen unter: gabriele.papp@gpa-djp.at

Es wird heiß diskutiert: „Willst du den Text für die Broschüre 
wirklich so betiteln?“ „Wer fällt euch sonst noch ein für die 

Diskussionsrunde?“ „Wir sollten in der Wandzeitung echt mal 
den psychischen Druck thematisieren!“ „Was halten wir vom 
Sparpaket?“„Gibt es bei euch im Betrieb auch schon zu wenig 
Personal, unzureichende Nachhbesetzungen, unbezahlte Über-
stunden oder gar Änderungskündigungen?“
Die Themen geben wir uns selbst vor, Vorhaben und Projekte 
werden gemeinsam geplant. Klar ist: Unsere Zielgruppe sind 
– wie alle Regionalausschussmitglieder – Beschäftigte im 
Sozial- und Gesundheitsbereich. Unser Ziel: Die bereichs-
übergreifende gewerkschaftliche Arbeit im sozialen Sektor 
– aber vor allem auch gemeinsam agieren. Und wir fordern 
Anerkennung des gesellschaftlichen Werts unserer Arbeit – ein 
warmer Händedruck genügt uns nicht!

Wenn du selbst aktiv werden willst, dann melde 
dich unter birgit.ivancsics@gpa-djp.at.

work@social – was tun die da?

Die neue Broschüre der work@social
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Präsentation der Broschüre der work@social

Am 18.06.2012 wurde in der Fachbuchhandlung des ÖGB-Verlages unsere Bro-
schüre  „Die ganze Palette... Vom Gespräch bis zum Streik“  präsentiert. 

Die Begrüßung erfolgte durch Wolfgang Katzian, der feststellte, dass eine Zusammen-
fassung der vielfältigen Möglichkeiten  von Interessensvertretung in der Arbeitswelt sinn-
voll, zeitgemaß und höchst notwendig ist.

Das Podium war mit einigen AutorInnen (Selma  
Schacht, Günter  Haberl und Axel Magnus) sowie mit 
Sandra Stern (Sozialwissenschafterin, Uni Linz) und Rein-
hard Bödenauer (BAGS-Kollektivvertragsverhandler) gut 
besetzt. Moderiert hat die gut besuchte Veranstaltung 
Katharina Klee (Chefredakteurin Arbeit & Wirtschaft). 

Es herrschte Konsens darüber, dass die Bewältigung 
von arbeitsrechtlichen und anderen Problemen in der 
Arbeitswelt bei jeder und jedem Einzelnen selbst begin-
nt. Erfolgreiche Interessenvertretung kann nur MIT und 
nicht FÜR die KollegInnenschaft gelingen. Die erfolg-
reiche Durchführung verschiedenster Maßnahmen 
im Arbeitskampf kann nur gelingen, wenn diese von 
möglichst vielen KollegInnen getragen werden.

Denn nur gemeinsam sind wir stark!

Bestellungen der Broschüre bei:
gabriele.papp@gpa-djp.at

Jahrelang haben sie über 
unsere Kosten gelebt 

und dabei ihre Vermögen 
vervielfacht – die Reichen 
und Superreichen. Von 
2008 bis 2011 sind nach 
Schätzungen der Natio-
nalbank die Finanzvermö-
gen der 75.000 Millionä-
rInnen und MilliardärInnen 
in Österreich von 185 auf 
250 Milliarden angewach-
sen. Das entspricht einem 
Zuwachs von über einem 
Drittel. Und jetzt fragen 
wir: Warum sind unsere 
Löhne in diesem Zeitraum 
nicht auch um ein Drittel 
gestiegen?

Offensichtlich gibt es 
in Österreich eine gewal-
tige Schieflage in der Ver-
teilung des gesellschaft-
lichen Reichtums, wenn 
jene, die ohnedies genug 
haben, selbst während der 
Krise ihre Vermögen mas-
siv vermehren können. Im 
gleichen Zeitraum haben 
wir nämlich die Kosten für 
ihre Krise beglichen. Und 
die Rechnung wird uns mit 
dem eben beschlossenen 
Sparpaket noch einmal 
präsentiert. Durch dieses 
wird einmal mehr die brei-
te Masse der arbeitenden 
Menschen die Hauptko-
sten der Krise schultern 
müssen. Die Reichen hin-
gegen tragen nur ein paar 
Peanuts bei.

Zu den härtesten Maß-
nahmen im Rahmen des 
Sparpaketes zählen die 
Nulllohnrunden im öffent-
lichen Dienst (die es in 

manchen Bundesländern 
ohnedies schon gegeben 
hat) und die Erhöhung der 
Pensionen unter der Infla-
tionsrate. Gleichzeitig wis-
sen wir Beschäftigten im 
Sozial- und Gesundheits-
bereich, dass die Lohn- 
und Gehaltserhöhungen 
im öffentlichen Dienst ein 
wichtiger Ausgangspunkt 
für die Kollektivvertrags-
verhandlungen in un-
serem Bereich sind. Immer 
wieder argumentieren die 
VerhandlerInnen der an-
deren Seite damit.

Also ist zu befürchten, 
dass das erste Angebot 
der ArbeitgeberInnen bei 
der heurigen Kollektiv-
vertragsrunde 0% lauten 
wird. Und in Anbetracht 
der Budgetkürzungen, die 
ebenfalls Teil des Spar-
pakets sind, wird es nicht 
leicht werden, einen or-
dentlichen Abschluss zu 
erzielen. Dazu ist es näm-
lich notwendig, dass wir 
uns nicht nur gegen un-
sere Geschäftsführungen 
durchsetzen, sondern auch 
das Sparpaket in unserem 
Bereich aushebeln – auf 
Bundes- und Landesebe-
ne.

Es liegt an uns allen, 
ob uns das gelingen wird, 
und so zu einer ordent-
lichen Gehaltserhöhung 
für 2013 zu kommen, die 
verhindert, dass wir uns 
immer weniger leisten 
können. Packen wir’s an 
und beginnen jetzt mit den 
Vorbereitungen!

Nicht mit uns Beschäftigten!
Sparpaket & Nulllohnrunde. Es wird Zeit, dass die (Super)Reichen für uns zahlen statt umgekehrt.
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Dimitris Christoulas, 
ein 77-jährige grie-

chischer Pensionist, er-
schoss sich am 4. April 
2012 vor dem Parlament 
in Athen. Seine Abschieds-
worte: „Ich sehe keine an-
dere Lösung als jene eines 
würdevollen Endes, bevor 
ich anfangen muss im Müll 
nach Essen zu suchen. Ich 
glaube, dass eines Tages 
die ‘Jugend ohne Zukunft’ 
Waffen in die Hand neh-
men wird und die natio-
nalen Verräter mit dem 
Kopf nach unten am Syn-
tagma Platz aufhängen 
wird, so wie die Italiener 

es mit Mussolini 1945 am 
Piazza Loreto in Mailand 
gemacht haben.“ Seit 
Beginn der Krise ist die 
Selbstmordrate im Land 
um 40% gestiegen.

Durch die Sparvorga-
ben der Troika aus EU, EZB 
und IWF ist das Gesund-
heits- und Sozialsystem 
nicht mehr aufrechtzuer-
halten und steht vor dem 
Kollaps. Krankenhäuser 
werden geschlossen, So-
zialvereine aufgelöst und 
staatliche Unterstützungen 
gestrichen. Medikamente 
und Röntgenbilder müs-
ssen selber bezahlt oder 

das Material zum Gipsen 
von Brüchen selber mitge-
bracht werden.

Die griechischen Linken 
und die kämpferischen 
Gewerkschaften haben 
mit ihrer konsequenten 
Ablehnung der Sparpolitik 
neue Wege für ganz Eur-
opa aufgezeigt. Diese gilt 
es in allen anderen Län-
dern aktiv zu unterstützen!

Tipp: Ein Bericht aus 
einem griechischen Kran-
kenhaus findet sich auch 
in der neuen Broschüre der 
IG work@social „Die gan-
ze Palette...“.

Es wird heiß diskutiert: „Willst du den Text für die Broschüre 
wirklich so betiteln?“ „Wer fällt euch sonst noch ein für die 

Diskussionsrunde?“ „Wir sollten in der Wandzeitung echt mal 
den psychischen Druck thematisieren!“ „Was halten wir vom 
Sparpaket?“„Gibt es bei euch im Betrieb auch schon zu wenig 
Personal, unzureichende Nachhbesetzungen, unbezahlte Über-
stunden oder gar Änderungskündigungen?“
Die Themen geben wir uns selbst vor, Vorhaben und Projekte 
werden gemeinsam geplant. Klar ist: Unsere Zielgruppe sind 
– wie alle Regionalausschussmitglieder – Beschäftigte im 
Sozial- und Gesundheitsbereich. Unser Ziel: Die bereichs-
übergreifende gewerkschaftliche Arbeit im sozialen Sektor 
– aber vor allem auch gemeinsam agieren. Und wir fordern 
Anerkennung des gesellschaftlichen Werts unserer Arbeit – ein 
warmer Händedruck genügt uns nicht!

Wenn du selbst aktiv werden willst, dann melde 
dich unter birgit.ivancsics@gpa-djp.at.

work@social – was tun die da?

Solidarität mit griechischen ArbeiterInnen!



Die Veranstaltungsreihe von work@social für alle 
KollegInnen im Sozial- und Gesundheitsbereich 

in gemütlichem Rahmen
Mittwoch, 10.Oktober, 18.30-20.30 Uhr: �
 Nulllohnrunden und Budgetkürzungen stoppen!

Was können wir gemeinsam als Gewerkschaft und in den Betrieben dage-
gen tun?

Mittwoch, 7. November, 18.30-20.30 Uhr: �
 Die Angst nehmen

Wie können wir uns stark machen gegen den wachsenden Druck, um nicht 
auszubrennen? Wir wollen gemeinsam selbstbewusst aktiv ins Geschehen 
eingreifen!

Donnerstag, 6. Dezember, 18.30-20.30 Uhr: �
Bilanz und weitere Perspektiven der heurigen Gehaltsver-
handlungen
Was ist bisher geschehen und was kommt noch auf uns zu?

Ort jeweils:  Sozialökonomisches Beschäftigungsprojekt pool7
  Rudolfsplatz 9, 1010 Wien

Du bist herzlich willkommen!
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Die große Chance – Urabstimmung!

Die diesjährigen  Kol-
lektivvertragsverhand-

lungen für die Metalle-
rInnen zeigen, dass sich 
die Gangart der Unter-
nehmensseite nochmals 
verschärft hat. Um diesem 
Druck standhalten zu kön-
nen, wird es mehr als ein 
Team von ein paar „Chef-
verhandlerInnen“ brau-
chen.

Eine der ältesten Tra-
ditionen innerhalb der 
Gewerkschaftsbewegung 
ist das Instrument der Ur-
abstimmung. Damit kön-

nen unserer Meinung als 
work@social Wien nach 
schnell Ziele, Kampfbe-
reitschaft und auch die 
Zustimmung aller Be-
schäftigten ermittelt wer-
den – und das nicht nur 
bei Kollektivvertragsver-
handlungen.

Urabstimmung aber 
heißt nicht, dass jedes Ge-
werkschaftsmitglied ein-
fach nur individuell seine 
Meinung in einer Wahl-
urne kundtut. Jede Urab-
stimmung sollte vielmehr 
idealerweise in Form von 

Betriebsversammlungen 
und Konferenzen der Ge-
werkschaft stattfinden, da 
diese nur so von einem 
Diskussionsprozess, an 
dem sich möglichst viele 
KollegInnen beteiligen 
können, begleitet werden. 
Und Urabstimmung heißt 
auch, dass jedes Verhand-
lungsergebnis  VOR dem 
Abschluss diesem demo-
kratischen Test unterzogen 
werden muss.

Dann liegt es an uns 
allen, wie und für welche 
Ziele wir kämpfen!

Immer wieder wollen 
ArbeitgeberInnen und 

PolitkerInnen, dass die 
Beschäftigten auf Lohn- 
und Gehaltserhöhungen 
verzichten – gerade in 
wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten.

Einmal auf zwei Prozent 
„zu verzichten“ – das klingt 
vielleicht nicht so tragisch. 
Wenn wir uns das aber für 
uns selbst genau durch-
rechnenm, kommen wir 
ganz schön ins Staunen: 
Einmal auf 2 Prozent zu 
verzichten – das wirkt sich 
das ganze weitere Arbeits-
leben und sogar bis in die 
Pension hinein aus!

Wir im „privaten“ Ge-
sundheits- und Sozial-
bereich verdienen schon 
jetzt um 17 % unter dem 
Medianeinkommen al-
ler Privatangestellten. Bei 
den Kollektivvertragsver-
handlungen geht es jedes 
Jahr also nicht „nur“ um 
ein paar Euro mehr pro 
Monat. Auf die Zukunft 
hochgerechnet geht es um 
mehrere Monatsgehälter. 

Mirinda zum Beispiel 
ist seit acht Jahren Heim-
helferin. Für die 30 Stun-
den Arbeit pro Woche 
bekommt sie im Monat 
1.354 Euro brutto. Wenn 
sie nur einmal statt 2% 
Gehaltserhöhung keine 
bekommt, verliert sie in-
nerhalb von zehn Jahren 
4.151 Euro!

Lukas wiederum ar-
beitet als Behindertenbe-
treuer und kann derzeit 
noch, mit Nacht- und Wo-
chenenddiensten, einen 
Vollzeitjob mit seinem Pri-
vatleben vereinbaren. Als 
Berufseinsteiger bekommt 
er monatlich 1.340 Euro. 
Wenn bei den Kollektivver-
tragsverhandlungen kein 
Plus erreicht wird, verliert 
er hochgerechnet auf die 
nächsten 10 Jahre brutto 
5.709 Euro. 

Und Ayse hat es nach 
längeren Auseinanderset-
zungen mit ihrem Chef 
endlich geschafft, als So-
zialarbeiterin in Verwen-
dungsgruppe 8 eingestuft 
zu werden. Grundsätzlich 
kann sie von ihrem Brut-
togehalt von 2.630 Euro 
ganz gut leben, doch wie 
wird das in Zukunft ausse-
hen? Ohne eine Gehalts-
erhöhung bei den Kol-
lektivvertragsverhandlung 
würde sie innerhalb eines 
Jahrzehnts 8.063 Euro 
verlieren.

Mirinda, Lukas und Ayse 
sind drei von Zehntausen-
den, die im Sozial- und 
Gesundheitsbereich tag-
täglich selbst ihr Sozialle-
ben und ihre Gesundheit 
aufs Spiel setzen, damit 
trotz der oft schlechten Ar-
beitsbedingungen die Kli-
entInnen gut versorgt sind. 
Sie haben sich daher mehr 
verdient!

NULL = MINUS!
Nulllohnrunde. Warum Dich diese für Dein ganzes Leben lang trifft.
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Aufruf zur bundesweiten Demonstration!
Samstag 6.10, 13 Uhr, Minoritenplatz 5, 1010 Wien 

Sicher stimmst du uns zu, dass die Beschäftigten in 
Kindergärten, Horten und Einrichtungen zur Frei-

zeitbetreuung bessere Arbeitsbedingungen verdie-
nen – zum eigenen Wohle und dem der ihnen anver-
trauten Kinder! Daher ruft die GPA-djp gemeinsam 
mit zahlreichen BetriebsrätInnen und weiteren Ge-
werkschaften zu einer österreichweiten Kundgebung 
auf, um folgende Forderungen zu stellen:

bessere Arbeitsbedingungen, wie mehr Vorberei- �
tungszeit, bessere Bezahlung, geringere Kinderanzahl

ein einheitliches Bundesgesetz für den Elementar- �
bereich

Ausbau von Bildungs- und Betreuungsangeboten,  �
nicht zulasten der Qualität!

Setz mit uns ein Zeichen, komm zur De-
monstration – es liegt auch in deiner Hand!

Achtung Einsturzgefahr

Gemeinsam vernetzen – 
diskutieren – planen



Die Veranstaltungsreihe von work@social für alle 
KollegInnen im Sozial- und Gesundheitsbereich 

in gemütlichem Rahmen
Montag, 28. Jänner, 18 Uhr 30:  � Mobilisierung im Sozialbereich
Wie können wir Beschäftigten gemeinsam etwas dazu beitragen, dass der Kol- 

   lektivvertragsabschluss unseren Bedürfnissen entspricht? Diskussion mit Kolle-  
   gInnen aus den Aktions- und Verhandlungsteams.
   ÖHTB Club der Freunde, Gudrunstraße 135, 1100 Wien

Donnerstag, 21. Febrauer, 18 Uhr 30:  � Her mit Mehr!
Was sind die Ursachen für die Unterfinanzierung des Sozialbereichs? Was          

   können wir tun, damit der gesellschaftliche Reichtum nicht bei den Banken,    
   sondern in unseren Geldbörsen landet?
   Lebenshilfe-Treff, Schönbrunnerstraße 179, 1120 Wien

Du bist herzlich willkommen!
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Gesundheitszentrum der Solidarität

Über Griechenland ist 
vor allem zu hören, 

dass erstens die Grie-
chInnen selber schuld 
an ihrer Misere sind und 
zweitens nur durch mas-
sive Einsparungen die Zu-
kunft zu retten sei. Für die 
Bevölkerung bedeutet das 
vor allem ein Leben ohne 
soziale Absicherung und 
Perspektive. Doch es geht 
auch anders!  Durch Ei-
geninitiative vieler enga-
gierter KollegInnen wird 
ersetzt, worin der bürger-
liche Staat versagt.

Für viele verarmte Grie-
chInnen ist Gesundheits-
versorgung unbezahlbar 
geworden. Darauf re-
agierten Beschäftigte – 

nicht nur in Krankenhäu-
sern – mit Eigeninitiative, 
die bis zu Besetzungen 
geht. Eine davon ist das 
„Gesundheitszentrum der 
Solidarität“ in Thessalo-
niki. Dort arbeiten unent-
geltlich inzwischen über 
150 ÄrztInnen sowie Pfle-
gepersonal und Sozialar-
beiterInnen.

Es gibt dort auch eine 
psychiatrische bzw. psy-
chotherapeutische Abtei-
lung. Die Zahl der seit der 
Eröffnung behandelten 
PatientInnen lässt sich nur 
sehr ungefähr mit 2-3.000 
beziffern. Denn das Zen-
trum hat inzwischen längst 
seine räumlichen Grenzen 
gesprengt. In der Stadt fin-

den sich mehr und mehr 
ÄrztInnen, die bereit sind, 
PatientInnen in ihrer eige-
nen Praxis unentgeltlich zu 
behandeln.

Die OrganisatorInnen 
sehen das nicht als karita-
tive Tätigkeit, sondern als 
politische Aktion, die dort 
ansetzt, wo die aktuelle 
bürgerliche Gesellschaft 
versagt.

Daher sind inzwischen 
landesweit ähnliche Kli-
niken entstanden. Sie tun 
damit, was heute getan 
werden muss: gesell-
schaftliche Verantwortung 
übernehmen und Schritte 
in eine menschenwürdige, 
selbstorganisierte Gesell-
schaft zu gehen!

Jetzt geht’s los! Eigent-
lich ist es ja schon los-

gegangen, aber wir befin-
den uns trotzdem nicht am 
Fußballplatz. Wir befinden 
uns auf dem Kampfplatz 
unterschiedlicher Interes-
sen. Nichts anderes sind 
nämlich Kollektivvertrags-
verhandlungen.

Und bei den heurigen 
Kollektivvertragsverhand-
lungen im Sozialbereich, 
die erstmals gemeinsam 
für BAGS, Caritas und 
Diakonie geführt werden, 
geht es um viel. Die Infla-
tion steigt wieder konti-
nuierlich an und wird für 
das Jahr 2012 insgesamt 
wohl bei rund 2,5% zu lie-
gen kommen. Wenn wir 
die sog. kalte Progression 
einrechnen, ist also ein 
Abschluss von zumindest 
3% erforderlich, nur um 
zu verhindern, dass unse-
re Gehältger weniger wert 
werden (Reallohnverlust).

 Der für Beschäftigte im 
im Sozial- und Gesund-
heitsbereich ebenso wie 
im Handel, der privaten 
Bildung und eine Reihe 
anderer Branchen rele-
vantere Miniwarenkorb 
(Inflation für den wöchent-
lichen Einkauf) steigt seit 
Monaten konstant um 
über 4%.

Gleichzeitig liegen die 
Gehälter im Sozialbereich 
runde 17% unter dem 
Durchschnitt der Kollektiv-

verträge. Die KollegInnen 
haben das erkannt. Da-
her liegen auch die For-
derungen der Betriebs-
rätInnen, die sich an der 
von GPA-djp und vida 
durchgeführten Befragung 
zu den Kollktivvertrags-
verhandlungen beteiligt 
haben, deutlich über den 
3%, die bisher de facto 
bei allen wichtigen Kollek-
tivvertragsverhandlungen 
erreicht wurden.

Aber es geht nicht nur 
ums Geld. Auch im sog. 
Rahmenrecht werden wich-
tige Punkte verhandelt. 
Dazu gehören u.a. eine 
bessere Anrechnung von 
Karenzzeiten, ein Rechts-
anspruch auf Pflegeteilzeit 
bzw. Pflegekarenz oder 
auch die Einrechnung von 
Zuschlägen beim Urlaubs- 
und Weihnachtsgeld.

Daher ist es Zeit, dass 
wir aufstehen und für uns-
re Interessen eintreten. 
Der erste Schritt dazu sind 
österreichweite Betriebs-
versammlungen von 15.-
17. Jänner. Und sollte es 
auch nach diesen keinen 
für uns akzeptablen Ab-
schluss geben, wird schon 
jetzt an einem Aktionstag 
mit Demonstrationen für 
den 30. Jänner geplant. 
Dabei sollten wir mög-
lichst viele sein, um unsere 
gemeinsamen Interessen 
durchsetzen zu können. 
Sei dabei!

Her mit Mehr!
Kollektivvertragsverhandlungen. Sei dabei und misch dich ein!
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In den letzten Jahren ist 
eine neue Herausforde-

rung für den Sozial- und 
Gesundheitsbereich, ins-
besondere die Pflege, im-
mer deutlicher geworden. 
Durch die natürliche Alte-
rung gibt es immer mehr 
und mehr ältere Migran-
tInnen, die auch unter den 
alterstypischen Erkran-
kungen leiden.

Dazu zählt eben auch 
die Demenz. Diese führt 
neben den bekannten Ein-
schränkungen oft dazu, 
dass die Betroffenen in die 
Sprache ihrer Kindheit zu-
rückverfallen und die spä-

ter erlernten Sprachen nur 
mehr sehr schlecht verste-
hen und sprechen.

Neben den andern 
Angeboten für demente 
Personen brauchen die 
Betroffenen daher im 
wahrsten Sinne des Wortes 
DolmetscherInnen, für die 
heute die Ressourcen voll-
kommen fehlen.

Als work@social wer-
den wir uns daher dieses 
Problems annehmen und 
arbeiten derzeit an einem 
Folder dazu. Interessierte 
sind herzlich eingeladen, 
bei diesem Thema mitzu-
arbeiten.

Migration und Demenz Gemeinsam vernetzen – 
diskutieren – planen



Wir arbeiten hart und müssen daneben noch um bessere Arbeitsbedingungen 
kämpfen. Da haben wir uns eine Auszeit verdient! Die IG work@social lädt 

die Beschäftigten im Gesundheits- und Sozialbereich zu einem gemütlichen Zu-
sammensein ins Freibad ein – gemeinsam Baden, Sonnen, Chillen, Diskutieren!

Donnerstag, 27. Juni 2013 ab 16 Uhr 30
Siemens-Bad „Alte Donau“, Dampfschiffhaufen 14, 1220 Wien

Erreichbar mit öffentlichen Verkehrsmitteln: U2 bis Station Donaustadtbrücke 
bzw. U1 Kaisermühlen/VIC, mit den Autobuslinien 91A und 92A Station Dampf-
schiffhaufen. Das Bad ist mit einer Kantine ausgestattet.

Gratis Eintritt ins Bad für alle, die sich bis 21. Juni unter ulrike.pap@gpa-djp.at 
anmelden.

Wir freuen uns auf Dein Kommen!
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Neuerscheinung: „Demenz und Migration“

Die Interessengemein-
schaften work@mi-

gration und work@so-
cial in der GPA-djp Wien 
haben gemeinsam einen 
neuen Folder zum Thema 
„Demenz und Migration“ 
entwickelt. Besonders im 
Pflegebereich fehlen den 
ProfessionistInnen die er-
forderlichen Ressourcen, 
um die muttersprachliche 
Kommunikation mit an 
Demenz erkrankten Mi-
grantInnen sicherstellen zu 
können. Eine Darstellung 
dieser Problematik sowie 

unsere gewerkschaftlichen 
Vorschläge und Forde-
rungen findet ihr in dieser 
neuen Publikation. Der 
Folder ist ab sofort über 
die GPA-Homepage www.
gpa-djp.at  als Download 
zu beziehen.

Wir rufen euch auch 
nochmals die Broschüre 
„Die ganze Palette … Vom 
Gespräch bis zum Streik“ 
in Erinnerung. Hier findet 
ihr einen guten Überblick 
über die vielfältigen Instru-
mente zur Durchsetzung 
unserer Interessen als Ar-

be i t neh -
merInnen 
und zum 
Umgang 
mit be-
trieblichen 
oder kol-
lektivver-
traglichen 
K o n -
f l i k t e n . 
B e s t e l -
lung der 
Broschüre bei gabriele.
papp@gpa-djp.at.

Für alle,
die mehr wollen!

Im heurigen Jahres ha-
ben viele von uns be-

reits gemeinsam um einen 
halbwegs akzeptablen 
Kollektivvertragsabschluss 
gekämpft. Auch wenn wir 
als work@social wie zahl-
reiche KollegInnen mei-
nen, dass der Abschluss 
wahrlich nicht das Gelbe 
vom Ei ist, so haben wir 
doch einiges erreicht.

Insbesondere haben wir 
Politik und Geschäftsfüh-
rungen gezeigt, dass mit 
uns nicht zu spaßen ist. 
Sie wissen mittlerweile, 
dass wir mobilisieren kön-
nen, wenn sie uns dazu 
zwingen. Sie wissen auch, 
dass wir die Straßen in ein 
buntes und kämpferisches 
Meer gefüllt von Kolle-
gInnen, denen es reicht, 
verwandeln können! Sie 
wissen, dass wir zu krea-
tiven Aktionen fähig sind. 
Und sie wissen genauso 
gut wie wir, dass es so 
nicht weiter gehen kann.

Schließlich können sie 
erstens genauso gut wie 
wir die Zahlen lesen, die 
eindeutig belegen, dass 
der Abstand unserer Ge-
hälter zum Durchschnitt 
der Beschäftigten wächst. 
Sie wissen zweitens ver-
dammt genau, dass es 
ohne uns nicht geht. Denn 
große Teile dieser Gesell-
schaft würdem nicht funk-
tionieren, wenn niemand 
die Kinder betreut, die 
Verwandten mit besonde-
ren Bedürfnissen umsorgt, 
den Jugendlichen ohne 
Ausbildung und Arbeits-
plätze hilft, jene, die krank 
sind, pflegt usw. usf.

Sie wissen aber seit 
dem Streik der Ordens-
spitäler in Oberösterreich 
auch ganz genau, dass es 
nicht mehr so ist, dass die 
Beschäftigen im Sozial- 
und Gesundheitsbereich 
im Wissen um ihre gesell-
schaftliche Verantwortung 
nicht auf ihre eigenen 
Interessen schauen und 
sich gnadenlos selbst aus-
beuten. Sie haben gese-
hen, dass wir bereit sind, 
zum Mittel des Streiks zu 
greifen! Und sie haben 

gesehen, dass sie selbst 
dann die Buhmänner und 
-frauen der Gesellschaft 
sind. Zahlreiche Patien-
tInnen in den Spitälern in 
Oberösterreich haben sich 
mit dem Streik solidarisiert 
statt sich darüber zu be-
schweren, dass sie für ei-
nen begrenzten Zeitraum 
bestimmte Leistungen nicht 
bekommen. Damit haben 
die Herren und Damen in 
der Poltik nicht gerechnet! 

Sie werden daher in Zu-
kunft genauer überlegen, 
ob sie sich mit uns anle-
gen. Sie werden es trotz-
dem tun. Die ungleiche 
Vermögensverteilung, die 
die Budgets für den Sozi-
al- und Gesundheitsbe-
reich austrocknet, die Vor-
gaben von EU und IWF, 
aber auch die neoliberale 
Politik zahlreicher Parteien, 
zwingen sie dazu.

Wir müssen uns daher 
schon jetzt darauf einstel-
len, dass wir weiterhin mit 
allen uns zur Verfügung 
stehenden Mitteln für un-
sere Rechte, Arbeitsbe-
dingungen und gegen 
Reallohnverluste kämp-
fen müssen. Und heuer 
ist ein gutes Jahre dafür. 
In Zeiten der National-
ratswahl hören sie immer 
mehr auf die Anliegen des 
„Wahlvolkes“ als sonst!

Und auf uns werden 
sie noch genauer hören! 
Denn wir zusammen mit 
denen, die wir betreu-
en, und ihren Angehöri-
gen sind verdammt viele! 
Ohne uns lassen sich kei-
ne Wahlen gewinnen! Das 
müssen wir ihnen recht-
zeitig klar machen. Wir 
werden daher mit unseren 
nächsten Aktionen nicht 
auf den offiziellen Auftakt 
der Kollektivvertragsver-
handlungen warten.

Vorher aber gilt es noch 
Kraft für die nächsten Auf-
gaben zu schöpfen. Daher 
ist es jetzt auch mal an der 
Zeit, dass wir gemeinsam 
feiern! Mit dem ersten 
gemeinsamen Fest der 
Beschäftigten im Wiener 
Sozial- und Gesundheits-
bereich.

Gemeinsam kämpfen und feiern!
Partytime. work@social kämpft und feiert mit den Beschäftigten der Sozial- und Gesundheitsberufe.

Impressum Medieninhaber, Herausgeber, Verleger, Redaktion: Interessengemeinschaft work@social in der GPA-djp Wien, Alfred Dallinger-Platz 1, 1030 Wien; Hersteller: Eigenvervielfältigung; Verlags- und Herstellungsort: Wien

Gegen den Strom ...
Sommerfest der IG work@social

Gesellschaft, Arbeitsbedingungen, 
und Forderungen

Demenz und Migration
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Ihre Vorteile

Die GPA-djp schafft die Grundlagen für 
faire Arbeitsbedingungen.

Ihr GPA-djp Kollektivvertrag ist Basis für Ihre Rechte und 
Ihren Erfolg! Als Mitglied stärken Sie Ihre Berufsvertretung 
und  profi tieren vom Sicherheitspaket.

Rechtsschutz, Service, Beratung

Als Mitglied steht Ihnen die GPA-djp jederzeit mit Know-
how, Rat und Tat zur Seite. ExpertInnen beraten  im Jahr  
100.000 KollegInnen und haben über den Rechtsschutz 
im Vorjahr  EUR 46 Millionen für Mitglieder durchgesetzt.

Ihre kostenfreien Vorteile als 
Mitglied – Ihr Gewinn!

•  umfassender Arbeitsrechtsschutz, unbegrenzt!
(Schutz vor Anwalts- und Gerichtskosten)

•  individuelle Unterstützung durch das größte und kom-
petenteste Angestelltennetzwerk

•  Berufshaftpfl icht bis zu EUR 75.000,– 
(bei Personen- Sachschäden im Arbeitsleben)

• Rechtsvertretung vor dem Arbeits- und 
Sozialgericht

• Rechtshilfe auch bei Behörden
•  Freizeit-Unfallversicherung (Spitaltagegeld bis

77 Tage, Invalidität bis EUR 6.400,–)
• Zusatzarbeitslosenunterstützung bis 5 Monate
• Hilfe und fi nanzielle Unterstützung bei Mobbing 
• Info-Vorsprung durch Mitgliedermagazin
•  zahlreiche Ermäßigungen bei Shopping, Kultur, Sport 

und Urlaub mit der GPA-djp CARD 

GPA-djp, Alfred-Dallinger-Platz 1, 1034 Wien
www.gpa-djp.at, Tel. 05 03 01-301

 Frau        Herr            Akad. Grad ..............................

Familienname ..............................................................................

Vorname ......................................................................................

Sozialvers. Nr. Geburtsdatum

Straße/Hausnr.  ..........................................................................

PLZ/Wohnort ...............................................................................

Telefonisch erreichbar .................................................................

eMail ...........................................................................................
 Angestellte/r Arbeiter/in
 geringfügig beschäftigt freier Dienstvertrag
Beitragszahlung erfolgt durch:  Gehaltsabzug (im Betrieb)
 Einziehungsermächtigungsverfahren

 KtoNr ..................................... Blz ..................Bank ................

Der monatliche Mitgliedsbeitrag beträgt 1% des Bruttogehaltes.
Der Höchstbeitrag beträgt 2012 max. EUR 28,– brutto. 
Der Mitglieds beitrag ist steuerlich absetzbar! 
Alle Angaben werden streng vertraulich behandelt.

Bruttogehalt in Euro ..............................................................

Beschäftigt bei Firma: ................................................................

Adresse: .......................................................................................

GPA-djp Beitrittsmonat/-Jahr .......................................................

.....................................................................................................
Ort/Datum/Unterschrift
Diese Unterschrift gilt auch als Berechtigung für einen evtl. oben angekreuzten 
Einziehungsauftrag!

Jetzt GPA-djp

Unsere Interessengemeinschaften (IG), branchenüber-
greifende Plattformen für Menschen einer Berufsgruppe, 
bieten dir nicht nur berufsspezifische Beratungen und 
Unterstützungen, sondern auch aktive Mitarbeit an. 

Mehr dazu unter: www.gpa-djp.at/interesse

Ich möchte mich für folgende IG eintragen:

work@professional  work@social 
 work@migration  work@flex

Bitte geben Sie diese Anmeldung beim Betriebsrat ab 
oder schicken Sie unfrankiert (Porto übernehmen wir):

GPA-djp, Alfred-Dallinger-Platz 1
1034 Wien
www.gpa-djp.at

gMitglied werden!



Die letzten beiden Jahre sind wie im Flug vergangen und die nächsten Neu-
wahlen stehen vor der Türe. Wir, die „work@social“ dürfen auf zwei erfolg-

reiche und arbeitsintensive Jahre zurück blicken.
Die Interessengemeinschaft (IG) work@social der GPA-djp versteht sich als 

Plattform der Vernetzung und des professionellen Austauschs. Die Themenvielfalt 
versucht einen Bogen zwischen Gewerkschaft, sowie Sozial und Gesundheitspolitik 
zu spannen. Bei work@social engagieren sich aktive Beschäftigte aus dem Sozial- 
und Gesundheitsbereich ehrenamtlich. Alle Mitglieder von work@social und der 
GPA-djp sind herzlich eingeladen, bei dieser Wahl zu kandidieren.

Unser Ziel: Die bereichsübergreifende gewerkschaftliche Arbeit im sozialen Sek-
tor, netzwerken, informieren – aber vor allem auch gemeinsam agieren. Und wir 
fordern Anerkennung des gesellschaftlichen Werts unserer Tätigkeit!
Wenn du selbst aktiv werden und/oder kandidieren willst, dann melde dich unter 

birgit.ivancsics@gpa-djp.at oder komm zu einer unserer Veranstaltungen.
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90 Euro Miete für eine tolle 
Neubauwohnung in Wien!

Dieses Angebot ist kom-
plett illusorisch und 

wird nie realisierbar sein? 
Nun, bei den in Wien ak-
tuell herrschenden Miet-
preisen scheint dies wirk-
lich absurd.

Solch günstige Mieten 
waren in unserer Stadt 
schon einmal Realität! 
In der Zeit des „Roten 
Wien“ in den 1920er- und 
1930er-Jahren des vori-
gen Jahrhunderts betrug 

die Miethöhe nur ca. 4% 
eines ArbeiterInnenein-
kommens. Die Vergabe 
der damals rund 70.000 
neu errichteten Gemein-
dewohnungen erfolgte 
nach einem transparenten 
Punktesystem, das die in-
dividuelle und familiäre 
Lage berücksichtigte. Alle 
Wohnungen waren mit 
Wasser und WC ausge-
stattet, teilweise sogar mit 
Balkon und Blicken über 

helle, begrünte Innenhöfe. 
Für manche ist das heute 
noch nicht Realität.

Das „Rote Wien“ wie 
auch ähnliche Wohnpro-
jekte in Frankreich, Italien, 
den USA und Deutsch-
land haben gezeigt, dass 
es sehr wohl möglich ist, 
echten, qualitätsvollen 
und leistbaren sozialen 
Wohnbau mit öffentlichen 
Mitteln umzusetzen – auch 
heute noch!

2013 einigten sich die 
ArbeitgeberInnen und 

VertreterInnen der Ge-
werkschaften GPA-djp 
und vida darauf, dass die 
kollektivvertraglichen Min-
destlöhne und Mindest-
grundgehälter im privaten 
Gesundheits- und Sozial-
bereich mit 1. Februar um 
2,75% steigen; höhere 
Löhne und Gehälter sowie 
alte Lohn- und Gehaltsta-
bellen wurden um 2,7% 
erhöht.

Damit wurde erstmals 
ein Kollektivvertragsab-
schluss im Sozial- und 
Gesundheitsbereich in 
Form einer Globalrunde, 
bei welcher die Verhand-
lungen für mehrer Kollek-
tivverträge gemeinsam mit 
gleichen Ergebnissen ge-
führt werden, erzielt. Dies-
mal für Beschäftigte in der 
Sozialwirtschaft Österrei-
ch (BAGS), Diakonie und 
Caritas.

Während im Metallbe-
reich die Unternehmen ge-
rade versuchen, die Glo-
balrunde zu zerstückeln, 
ist diese in unserem Be-
reich ein positiver Gegen-
trend. In Wien jedoch sind 
zahlreiche Betriebe nicht 
Mitglied in einem Arbeit-
geberInnenverband bzw. 
orientieren sich mehr oder 
weniger nachvollziehbar 
an anderen Abschlüssen. 
(z.B.: Gemeindebedien-
stete). Darunter fallen 
nicht nur Kleinbetriebe, 
sondern auch größere wie 
VertretungsNetz oder die 
VKKJ.

Das hat zuletzt dazu 
geführt, dass im Sozi-
al- und Gesundheitsbe-
reich für 2013 von den 
unterschiedlichen Ge-
werkschaften Gehaltser-
höhungen zwischen 0% 
(z.B. Nulllohnrunde für 
Bundesbedienstete und 
SubventionsnehmerInnen 
des Bundes) und 3,4 % 
abgeschlossen wurden. 
Für die Beschäftigten die-
ser Betriebe stellen die 
jährlichen Verhandlungen 
einen Wirrwarr zwischen 
Gewerkschaften, verschie-
denen Kollektivverträgen 

und unterschiedlich hohen 
Abschlüssen dar. Da ken-
ne sich erst einmal eineR 
aus!

So ist es auch schwer, 
sich zu engagieren oder 
aktiv zu sein, wenn eine 
Gewerkschaft, in der 
mensch selbst gar nicht 
Mitglied ist, die eigene 
Gehaltserhöhung verhan-
delt. Zur Verbesserung die-
ser Situation müssen ge-
werkschaftsübergreifende 
Strukturen geschaffen und 
Aktionen initiiert werden. 
Vor allem aber braucht 
es eine Globallohnrunde 
unter Einbeziehung aller 
ArbeitgeberInnen und Be-
schäftigten. Nur so kann 
der Zersplitterung (und 
damit Schwächung) im 
Gesundheits- und Sozial-
bereich entgegen getreten 
werden. Die Angleichung 
von Arbeitsbedingungen 
macht nämlich die aktive 
Solidarität der KollegInnen 
über Betriebsgrenzen hin-
weg viel leichter.

Es gibt aber noch einen 
weiteren Aspekt, der für 
künftige Verhandlungen 
von besonderer Bedeu-
tung ist: Unsere Ge-
werkschaften verhandeln 
traditionell mit der Dienst-
geberInnenseite, wobei 
viele ArbeitgeberInnen im 
Sozial- und Gesundheits-
bereich aber gar keinen 
direkten Einfluss auf die 
Höhe der von Subventi-
onsgeberInnen gewährten 
finanziellen Mittel haben. 
Die Verantwortung für die 
Ausstattung und Finanzie-
rung dieser Einrichtungen 
liegt auf politischer Ebe-
ne.

Es sollte daher für die 
Zukunft überlegt werden, 
mit welchen Regelungen 
die politisch Verantwort-
lichen bei Verhandlungen  
verbindlich in die Pflicht 
genommen werden kön-
nen. Damit würden Ver-
antwortlichkeiten geklärt, 
„doppelte Böden“ in den 
Verhandlungsprozessen 
ausgeleuchtet und die oft 
ärgerlichen „Rituale lee-
rer Kilometer auf Achter-
bahnen“ vermeidbar!

Für eine echte Globalrunde!
Zersplitterung. Noch immer sind die Arbeitsbedingungen im Sozialbereich sehr ungleich. Schluss damit!
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Neuwahlen bei work@social Wien im März 2014:
Einmischen statt auslöffeln!

Werde auch du aktiv!



Du willst, dass sich an deiner Arbeitssituation etwas verbessert? Du willst etwas 
verändern? Du hast Ideen? Und du willst diese gemeinsam mit anderen um-

setzen?
Dann bist du genau richtig bei der IG work@social!

Die Interessengemeinschaft (IG) work@social der GPA-djp versteht sich als 
Plattform der Vernetzung und der gemeinsamen Aktivität. Wir wollen einen Bogen 
zwischen Beschäftigten und Gewerkschaft spannen. Bei work@social engagieren 
sich aktive Beschäftigte aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich ehrenamtlich. 
Alle zwei Jahre werden die VertreterInnen von work@social in Wien neu gewählt – 
und du kannst eineR davon sein!

Unser Ziel: Die bereichsübergreifende gewerkschaftliche Arbeit im sozialen Sek-
tor, netzwerken, informieren – aber vor allem auch gemeinsam agieren. Und wir 
fordern die Anerkennung des gesellschaftlichen Werts unserer Tätigkeit!

Wenn du selbst aktiv werden und/oder kandidieren willst, dann 
melde dich einfach unter birgit.ivancsics@gpa-djp.at!
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„Wer Kindern Paläste baut, 
reißt Kerkermauern nieder“ 

(Julius Tandler)

Das Rote Wien war vor 
allem aufgrund seiner 

Sozial- und Bildungspolitik 
international bekannt und 
spielte eine progressive 
Vorreiterrolle. Die Grund-
haltung damals war, dass 
die öffentliche Hand  für 
die Bereitstellung ei-
ner kostenlosen medizi-
nischen Grundversorgung 
zuständig ist. Diese zeich-

nete sich vor allem durch 
Prävention, Beratung und 
Begleitung aus.

Alfred Adler schuf mit 
seiner psychotherapeu-
tischen Schule (Individu-
alpsychologie) ein huma-
nistisches Menschen- und 
Gesellschaftsbild, auf das 
sich diese Politik stützte. 
So entstanden kostenlose 
Beratungsstellen und So-

zialambulatorien sowie 
zahllose Angebote für Kin-
der und Jugendliche (Kin-
derhorte, Säuglingspakte, 
Parkanlagen ...) und noch 
vieles mehr. 

Keine Almosen, son-
dern das Recht auf eine 
ganzheitliche, menschen-
würdige und kostenlose 
Behandlung war die Visi-
on des Roten Wien.

Im Wiener AKH arbeiten 
circa 20% der Beleg-

schaft über Fremdfirmen. 
Die Beschäftigten werden 
dabei öfters gewechselt 
als so manche Unterwä-
sche. Über die Leiharbei-
tsfirma AGO sind 700 
ArbeiterInnen im AKH be-
schäftigt, hauptsächlich 
als ReinigerInnen und Ab-
teilungshelferInnen.

Auftragsvergaben sind 
dabei des öfteren mit öf-
fentlichen Skandalen ver-
bunden.

In diesem Zusammen-
hang wurde jetzt auch der 
Reinigungsauftrag mit der 
schon für negative Schlag-
zeilen in den Medien sor-
genden AGO gekündigt; 
in Zukunft werden statt-
dessen vier externe Reini-
gungsfirmen herangezo-
gen. Der Kollektivvertrag 
für Reinigungsfirmen be-
deutet ein Drittel weniger 
Lohn; abgesehen davon 
gibt es in Zukunft nur 
mehr Teilzeitjobs. Die 350 
ReinigerInnen der AGO 
werden bis Juli ihren Job 
verlieren.

Der Vertrag zwischen der 
AGO und dem AKH über 
200 AbteilungshelferInnen 
soll demnächst gekündigt 
werden. Die Gemeinde-
bediensteten sollen dann 
einfach doppelt so viele 
Stationen betreuen wie 
bisher. Die Umstrukturie-
rungen wirken sich damit 
also auf alle Beschäftigten 
bis hin zu Pflegekräften 
und ÄrztInnen sowie auf 
das PatientInnenwohl aus.

Der ArbeiterInnenbe-
triebsrat der AGO (einen 
Angestelltenbetriebsrat 
gibt es leider bis heute 

nicht) hat daher mit Kolle-
gInnen die „Initiative Über-
nahme“ ins Leben gerufen 
und 4.000 Unterschriften 
für die Übernahme in den 
Gemeindedienst an Sozi-
al- und Gesundheitsstadt-
rätin Wehsely übergeben. 
Eine Reaktion darauf steht 
bis heute aus. Das darf uns 
nicht weiter verwundern, 
sind doch die KollegInnen 
von externen Firmen nach 
Logik des New Public Ma-
nagement kein Personal, 
sondern Sachkosten.

Die Kündigungen konn-
ten nicht verhindert wer-
den. Die betroffenen Kol-
legInnen versuchen aber 
weiterhin, auf die Miss-
stände bei Fremdvergaben 
und in der Firma AGO 
aufmerksam zu machen. 
Mittlerweile droht nämlich 
runden 1.000 KollegInnen 
die Arbeitslosigkeit – Ar-
beiterInnen und Angestell-
ten.

Als work@social treten 
wir schon lange dafür ein, 
dass Leistungen der Da-
seinsfürsorge ausschließ-
lich von der öffentlichen 
Hand selbst erbracht wer-
den sollen. Ein Grund 
dafür ist unter anderem, 
dass Arbeitsplätze im öf-
fentlichen Bereich sicherer 
sind.

Als ersten Schritt in di-
ese Richtung ersuchen wir 
euch alle daher darum, 
unter https://initiativeue-
bernahme.wordpress .
com/sol i-botschaften/ 
möglichst viele Solidari-
tätserklärungen für die be-
troffenen KollegInnen ab-
zugeben. Nur gemeinsam 
können wir unsere Rechte 
verteidigen!

KAV agiert wie Privatwirtschaft
Leiharbeit und Fremdvergabe im Krankenanstaltenverbund. Über die Auswirkungen der Personal-
politik auf die Beschäftigten
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Neuwahlen bei work@social 
Wien im Mai 2014:

Einmischen statt 
auslöffeln!

Werde auch du aktiv!



Ab 17 Uhr Workshops:
Workshop 1: �  Alternativen zur Finanzierung des Sozial- 

und Gesundheitsbereiches – Lucia Bauer, GPA-djp & Philipp 
Kuhlmann, BR ecolab (beide Wege aus der Krise)

Workshop 2:  � Der Kampf gegen das Phänomen `working 
poor´ – Günther Haberl, BRV Vertretungsnetz

Workshop 3:  � Geschichte und Zukunft des sozialen Wohnens – Selma Schacht, 
BRV Wr. Kinder- und Jugendbetreuung, Vorsitzende work@social 

Workshop 4:  � Gesundheits- und Sozialpolitik damals & heute - Lis Mandl, BR 
VKKJ & Florian Toifl, BR AGO

19 Uhr: Zusammenfassung der Ergebnisse der Workshops im Plenum

Ab 20 Uhr Party mit „Hotel Prestige“ Live 
anschl. DJ-line – Eintritt frei!

Ort: WUK – Museumsräume, Währinger Straße 59, 1090 Wien
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Ein neues Menschenbild

Nach dem Akademiker-
ball in der Hofburg ist 

einmal mehr die Diskus-
sion über die Gefahr von 
Rechts ausgebrochen. Ge-
schickt haben es manche 
Massenmedien geschafft, 
das Verhalten mancher 
DemonstrantInnen hoch-
zustilisieren und damit vom 
eigentlichen Problem abzu-
lenken. Das zeigt nur ein-
mal mehr, wie weit rechtes 
Gedankengut schon in die 
sog. Mitte der Gesellschaft 
vorgedrungen ist.

Immer wieder ist es die 
FPÖ, die unter dem Deck-
mantel der Meinungsfrei-
heit Treffen von rechten 
Burschenschaftern (inklusi-
ve ihres Neonazianhangs) 
und die Verharmlosung ras-
sistischen Gedankengutes 
ermöglicht. Die aktuellen 
Sager des Herrn Mölzer 
zum „Negerkonglomerat“ 
EU und David Alaba las-
sen dabei keine Zweifel 
offen, welch Geistes Kind 
solche Damen und Herren 
sind. Der Aufschrei in der 
Öffentlichkeit aber lässt 
an Konsequenzen zu wün-
schen übrig.

Ein paar Tage haben 
sich die bürgerlichen Mas-
senmedien echauffiert; 
es gibt einige (unterstüt-
zenswerte) Initiativen zum 
Rücktritt dieses seltsamen 
Herren – und das war’s 
dann auch schon.

Gleichzeitig wissen wir 
aus der Geschichte, wo-
rum es diesen rechten 
Brüdern (und Schwestern) 
in Wirklichkeit geht. Die 
ersten Opfer des Faschis-
mus waren immer schon 
die Organisationen der 
ArbeiterInnenbewegung 
und insbes. die Gewerk-
schaften. Die Jahre 1933 
und 1934 in Deutschland 
und Österreich haben das 
eindrucksvoll bewiesen. 
Daher ist es für uns Ge-
werkschafterInnen unum-
gänglich, jedem Wieder-
aufkeimen eines solchen 
Gedankengutes von An-
fang an mit aller Entschie-
denheit entgegenzutreten. 
Das sehen wir in zahl-

reichen Ländern der Welt, 
wo rechte Regierungen 
ihre Macht zuerst einmal 
dazu nutzen, die Gewerk-
schaften zu schwächen, 
um dann die Arbeitsbe-
dingungen massiv zu ver-
schlechtern und unsere 
Rechte als Lohnabhängige 
mit Füßen zu treten.

Ein Grundkonsens bei 
der Gründung des ÖGB 
als Einheitsgewerkschaft 
1945 war der Antifaschis-
mus. Dieser ist bis heute 
wesentlich für unsere Ge-
werkschaftsbewegung. Mit 
dem aktuellen Wiederer-
starken rechter Parteien 
in Österreich und der EU 
müssen wir den nächsten 
Schritt gehen und uns in 
der Praxis gegen diese 
HetzerInnen wenden.

Traditionell veranstalten 
diese am bzw. anlässlich des 
8. Mai (dem Tag des Endes 
des zweiten Weltkrieges) 
Kundgebungen zum Ge-
denken an die von ihnen 
so genannte Niederlage. 
Heuer wollen sie als Reak-
tion auf ihr Debakel beim 
Akademikerball mit gera-
de einmal ein paar Hun-
dert TeilnehmerInnen, am 
4.6. ein „Fest der Freiheit“ 
in der Wiener Innenstadt 
veranstalten. Und wieder 
einmal dient die FPÖ als 
demokratischer Deckman-
tel zur Ermöglichung die-
ser Veranstaltung. Für uns 
GewerkschafterInnen aber 
ist der 8. Mai ein Tag zum 
Feiern – der Tag des Sieges 
über den Faschismus.

Wenn die Rechten 
nun meinen, dass sie mit 
dem Wörtchen „Freiheit“ 
in noch breitere Schich-
ten vordringen können, 
müssen wir dem mit aller 
Entschiedenheit auf der 
Straße entgegentreten – 
mit der Freiheit, die wir 
meinen: Meinungsfreiheit, 
menschenwürdiger Um-
gang über alle nationalen 
Grenzen hinweg, Gewerk-
schafts- und Arbeitneh-
merInnenrechte! Und vor 
allem eine Welt frei von 
Rechten und ihrem  Ge-
dankengut!

Ihre Freiheit und unsere
Akademikerball, Mölzer’s Rassismus & Co. Warum wir GewerkschafterInnen uns gegen das Vordrin-
gen rechten Gedankengutes und rechter Praxis wehren.
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Gemeinsam diskutieren und feiern am 18.06.

Visionen gegen Depressionen!

Mit der Industrialisie-
rung und dem darauf 

folgenden Massenzuzug 
von Arbeitskräften entstan-
den in Wien viele Arbeite-
rInnenviertel, in denen die 
entrechteten Neulohnar-
beiterInnen mehr schlecht 
als recht überlebten. Ar-
beitstage von 14 und mehr 
Stunden und Kinderarbeit 
waren der Normalzustand. 
Als Reaktion darauf ent-
standen die ArbeiterInnen-
bewegung und damit die 
ersten Gewerkschaften.

Viele Errungenschaften, 
die uns heute selbstver-
ständlich erscheinen, wur-
den schrittweise erstritten: 
Abschaffung der Kinderar-
beit, Schulbildung für alle, 
Achtstundentag, Wahlrecht. 

Erst das neue Menschen-
bild der ArbeiterInnenbe-
wegung ging davon aus, 
dass auch arbeitende Men-
schen mündig und wissend 
genug sind, ihre Interessen 
auch an der Wahlurne ver-
treten zu können.

Doch in der Zeit vor 
dem zweiten Weltkrieg war 
es in Österreich erstmals 
und auch einzig das rote 
Wien, dass dieses Men-
schenbild in die Praxis um-
setzte. Neben verbesserten 
Arbeitsbedingungen soll-
ten die arbeitenden Men-
schen auch menschenwür-
dig leben und ihre Freizeit 
genießen können. Sozialer 
Wohnbau, Sozial- und Ge-
sundheitseinrichtungen für 
alle, Volksbildung und ver-

schiedenste Freizeitange-
bote wurden errichtet.

Seit den 80er Jahren 
gerieten viele diese Er-
rungenschaften unter die 
Räder der Sparpolitık und 
Belastungspakete. Mehr 
und mehr wurden politi-
sche Entscheidungen an-
geblichen „Sachzwängen“ 
untergeordnet - vermehrt 
auch wieder im Zuge der 
Wirtschaftskrise ab 2007.

Hier gilt es gegenzusteu-
ern, durch einen Zugang zu 
politischen Prozessen, der 
die Bedürfnisse der arbei-
tenden Menschen wieder 
in den Mittelpunkt stellt. 
Das Menschenbild des ro-
ten Wien wäre ein guter 
Ausgangspunkt dafür!



work@social Wien 
hat gewählt

Workshop zur gemeinsamen Umsetzung 
der neuen Kampagne mit den Themen:
Arbeitsplatz ist  � Lebensplatz
Arbeitszeit ist Lebenszeit �
Es zählt die Erfahrung �
Arbeitszeitverkürzung �
Es ist genug für alle(s) da �

Montag 24.11.2014, 17 Uhr 30
Ort: Bildungszentrum der AK Wien, 
Seminarraum 11a/b, 1. Stock rechts, 
Theresianumgasse 16-18, 1040 Wien
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Im Rahmen unserer 
Sommerveranstaltung 

„Visionen gegen Depres-
sionen“ hat sich work@
social unter Einbindung 
von ca. 30 KollegInnen 
in einem Workshop mit 
dem Phänomen „working 
poor“ beschäftigt. In die-
ser Themenreihe nehmen 
wir bewusst Bezug auf das 
Rote Wien und versuchen, 
dessen Ideen für heute 
fruchtbar zu machen.

Arm trotz Arbeit zu sein 
ist oft die Folge schlechter 
Bezahlung, befristeter bzw. 
unsicherer, von Arbeitslo-
sigkeit bedrohter oder un-
terbrochener Arbeitsver-
hältnisse, der besonderen 
Belastung von Alleinerzie-
herInnen, „neuer Selbstän-
digkeit“, fehlender oder 
schlechter Absicherung im 
Fall von Krankheit, Unfall, 
Arbeitslosigkeit, Alter usw. 
usf.

Abseits davon gibt es 
aber auch eine politische 
Instrumentalisierung der 
Präkarisierung. Diese wird 
bewusst zur Aufrechterhal-
tung des aktuellen Wirt-
schaftssystems eingesetzt, 
indem über Präkarisie-
rungsängste bei noch nicht 
Betroffenen Entsolidarisie-
rung begünstigt wird. Die 
fortschreitende Flexibili-
sierung verspricht mehr 
Selbstbestimmung und 
verlagert dabei nur unter-
nehmerischer Risiken zu 
den ArbeitnehmerInnen. 
Für uns Beschäftigte bleibt 

von der Flexiblisierung nur 
mehr Unsicherheit und die 
Anforderung, immer und 
überall zur Verfügung zu 
stehen.

Als Gewerkschafte-
rInnen scheint es uns wich-
tig, Bewusstsein für jene 
Faktoren zu schaffen, wel-
che das Abgleiten in die 
Armut begünstigen, aber 
auch eine aktive Solidari-
sierung mit den Betroffenen 
voranzutreiben. Dazu ist 
es erforderlich, klarzuma-
chen, wo sich unsere In-
teressen als Beschäftigte 
eindeutig von denen der 
Bosse unterscheiden. Auf 
struktureller Ebene sind 
die Verhinderung weiterer 
Ausgliederungen bzw. Pri-
vatisierungen sowie die 
Umwandlung prekärer 
Dienstverhältnisse in re-
guläre Anstellungsverhält-
nisse erforderlich.

Zur sozialen Absiche-
rung der betroffenen Be-
schäftigten braucht es eine 
deutliche Anhebung von 
Mindestlöhnen und des 
Arbeitslosengeldes, indem 
dieses z.B. immer von ei-
ner Vollzeitbeschäftigung 
ausgehend berechnet 
wird. Schließlich braucht 
es dringend eine Steuerre-
form zur Entlastung gerin-
ger Einkommen durch eine 
deutliche Senkung des 
Eingangssteuersatzes und 
Negativsteuern sowie die 
regelmäßige Reform der 
Steuergrenzsätze zugun-
sten der Beschäftigten.

Armut trotz Arbeit
Strategien gegen das Phänomen „working poor“ aus Perspektive der Gewerkschaften und der 
Beschäftigten im Gesundheits- und Sozialbereich
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Gute Arbeit braucht 
gute Bedingungen!

Hintere Reihe: Diane Brannellec, Alexandra Prinz, Lis Mandl, Christine Kelnberger. Vordere Rei-
he: Günther Haberl, Selma Schacht, Axel Magnus, Susanne Leitner

Nach den zweijähr-
lichen Neuwahlen 

von work@social Wien 
fand Anfang Juni 2014 die 
Konstituierung des neuen 
Regionalausschusses statt. 
Infolge der erfreulichen 
Tatsache, dass es mehr 
KandidatInnen als zu ver-
gebende Mandate gab, 
wurden erstmals seit Jah-
ren leider nicht alle kan-
didierenden KollegInnen 
in den Regionalausschuss 
gewählt. An dieser Stelle 
sei allen KandidatInnen 
herzlich für ihr Interesse 
gedankt!

Entsprechend der lang-
jährigen Tradition von 
work@social Wien wur-
de auch diesmal der/die 
KandidatIn mit den mei-
sten von euch erhaltenen 
Stimmen zum/r Vorsitzen-
den gewählt. Dement-
sprechend ist nunmehr 
Axel Magnus Vorsitzender 
der Wiener IG work@so-
cial. Dieser vertritt work@
social auch in der Bundes-

Interessengemeinschaft 
und im Regionalvorstand 
der GPA-djp Wien.

Zur Vorsitzenden-Stell-
vertreterin wurde die lang-
jährige Vorsitzende Selma 
Schacht gewält. Christine 
Kelnberger wurde von den 
weiblichen Mitgliedern 
des Regionalausschusses 
zur Frauenbeauftragten 
gewählt. Ihre Stellvertrete-
rin ist nunmehr Alexandra 
Prinz.

Weitere Mitglieder des 
Regionalusschusses sind 
aufgrund eurer Wahl Di-
ane Branellec, Rene Hu-
sar, Günther Haberl, Su-
sanne Leitner, Lis Mandl 
und Stephan Schlögl.

Kurz nach der Konsti-
tuierung des neuen Regi-
onalausschusses hat die 
Veranstaltung „Visionen 
gegen Depressionen“ mit 
Workshops und dem an-
schließenden Sommerfest 
stattgefunden. Trotz enor-
mer Hitze und der Kon-
kurrenz der Fußball-WM 

haben sich zahlreiche 
TeilnehmerInnen aktiv an 
der Diskussion und selbst-
verständlich der anschlie-
ßenden Party beteiligt.

Ende Juli hat sich dann 
der neue Regionalaus-
schuss im Rahmen einer 
Tagesklausur auf das Ar-
beitsprogramm für das 
nächste Jahr geeinigt. In 
diesem wird selbstver-
ständlich diese Wand-
zeitung fortgeführt. Auch 
ein Sommerfest mit Party 
ist bereits wieder in Pla-
nung. Weiters wollen wir 
uns im nächsten Jahr mit 
den folgenden Themen 
beschäftigen und diese 
auch bei Veranstaltungen 
mit euch diskutieren: mo-
bile und 24-Stunden-Pfle-
ge, Finanzierungs- und 
Organistationsformen im 
Gesundheits- und Sozial-
bereich, gesellschaftliche 
Spaltungstendenzen, so-
wie Flexibiliserung – Ei-
genverantwortung – Mit-
bestimmung.



Visonen gegen 
Depressionen: Finanzierung

Gleichsam als Auf-
takt zur work@

social-Kampagne unter 
diesem Namen fand am 
24.11.2014 im Bildungs-
zentrum der AK Wien ein 
Workshop statt, an dem 
etwa 20 KollegInnen aus 
dem Sozial- und Gesund-
heitbereich teilgenommen 
haben. Ziel des Work-
shops war eine Vertiefung 
der vielfältigen Möglich-
keiten, KollegInnen im 
jeweiligen Betrieb mit 

Unterstützung der vorbe-
reiteten Materialien anzu-
sprechen, zu involvieren 
und auch neue Mitglieder 
zu gewinnen.

Der inhaltliche Aus-
tausch im Rahmen des 
Workshops zeigte auch 
deutlich die Berechtigung 
der gewählten Themen-
schwerpunkte: „Arbeits-
zeit ist Lebenszeit“ und 
„Arbeitszeitverkürzung 
JETZT“ wurden als ge-
werkschaftliches Thema 

wieder geschärft in den 
Vordergrund gerückt. 
Die Themen „Arbeitsplatz 
ist Lebensplatz“, sowie 
„Es zählt die Erfahrung“ 
machten erneut deutlich, 
welche Verbesserungen 
der Rahmenbedingungen 
unserer Arbeit noch (im-
mer) ausständig sind. 
Aufgehoben und zuge-
spitzt waren die genann-
ten Themen insgesamt im 
Themenschwerpunkt „Es 
ist genug für alle(s) da“!
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Wie jedes Jahr sind auch 
im Winter 2014 wie-

der die Verhandlungsgre-
mien von Gewerkschaften 
und ArbeitgeberInnen im 
Sozial- und Gesundheits-
bereich zusammengetre-
ten, um über die Kollek-
tivverträge der Branche zu 
verhandeln.

Im BAGS/SWÖ-Kollek-
tivvertrag wurde die be-
reits im Vorjahr vereinbarte 
Steigerung der Löhne und 
Gehälter um 2,03% ab 
1.2.2015 bestätigt. Doch 
im Jänner werden nun 
für die mehr als 100.000 
Beschäftigten wichtige 
Punkte des sog. „Rahmen-
rechts” verhandelt. GPA-
djp und vida verlangen 
u.a., dass „fachverwand-
te“ Zeiten (wenn jemand 
in einem vergleichbaren 
Tätigkeitsfeld theoretische 
und praktische Erfah-
rungen gesammelt hat) 
als facheinschlägige Vor-
dienstzeiten zu berücksich-
tigen sind. Die Regelungen 
der Verwendungsgruppen 
– einer der wichtigsten 
Bestandteile des Kollektiv-
vertrages, da danach die 
Gehalts-Einstufung erfolgt 
– sollen überarbeitet und 
aktualisiert werden. Auch 
für Transitarbeitskräfte wer-
den Verbesserungen ein-
gefordert: Sie sollen wäh-
rend des Zeitraumes der 
arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahme Anspruch auf 

jenes kollektivvertragliche 
Monatsentgelt, das im Be-
schäftigerInnenbetrieb für 
die ausgeübte Tätigkeit 
gilt, bekommen. 

Bei der Diakonie, der 
Caritas und dem Roten 
Kreuz werden auch heu-
er die Löhne und Gehä-
ter verhandelt. Traditio-
nell lautet das Argument 
unserer Gewerkschaften 
dafür: „Wir fordern eine 
deutliche Erhöhung der 
Realeinkommen unter Be-
rücksichtigung der Infla-
tionsrate. Darüberhinaus 
hat der private Sozialbe-
reich gemessen an den 
österreichischen Durch-
schnittseinkommen einen 
großen Nachholbedarf. 
Dieser gehört ebenfalls 
berücksichtigt.” Auch in 
diesen Kollektivverträgen 
ist die Vordienstzeiten-An-
rechnung Thema, und es 
werden Verbesserungen 
beim Urlaub und ein Recht 
auf Altersteilzeit gefordert.

Es ist wünschenswert 
und notwendig, dass der 
Zersplitterung in die ein-
zelnen Bereiche unserer 
Branche wieder entgegen-
gewirkt wird, damit wir als 
Beschäftigte gemeinsam 
schlagkräftig Verbesse-
rungen einfordern können! 
Da aber unsere Bossen, 
von dieser Zersplitterung 
profitieren, werden wir de-
ren Überwindung selbst 
erkämpfen müssen.

Kollektivvertrags-Verhandlungen
Los geht’s. Schwerpunkte Verwendungsgruppen und Vordienstzeiten.
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Gute Arbeit braucht gute Bedingungen!

In unserem Arbeitsbereich 
fehlt es an allen Ecken 

und Enden am Geld. Das 
war nicht immer so! Dank 
der sog. Breitner-Steuern 
wurden nach dem Ersten 
Weltkrieg die öffentlichen 
Leistungen in unserer 
Stadt in einem Maße aus-
gebaut, welches die Welt 
in Erstaunen versetzte und 
noch heute unter dem 
Schlagwort „Rotes Wien“ 
bekannt ist.

Der einfache Nenner 
des neuen Systems laute-
te:  „Die Reichen sollen 
zahlen!“. Auch damals 
hatte wie heue wieder die 
Vermögenskonzentration 
bei wenigen enorme Aus-
maße angenommen. Zu 
einer gerechteren Umver-
teilung des gesellschaft-
lichen Reichtums wurden 
harte Umverteilungsmaß-
nahmen ergriffen.

So wurde z.B. die in-
direkte Umsatzsteuer, die 
alle gleich trifft, durch 
eine direkte Luxussteuer 
ersetzt, die ausschließlich 
jene traf, die sich Luxus-
güter leisten konnte. Heu-
te wären das etwa Villen, 
Jachten, Luxusschlitten, 
Kunst usw.

Am meisten Geld brach-
ten aber die sog. Fürsor-
geabgabe, die alle zu 
bezahlen hatten, die zu Er-
werbszwecken fremde Ar-
beit nutzten, und die stark 
progressiv gestaltet Steuer 
auf leerstehenden Wohn-
raum. Alleine aus dieser 
wurden jährlich über 100 
Millionen Schilling erzielt 
– damals ein ungeheurer 

Betrag, der ausreichte, 
die gesamte Wohnbau-
tätigkeit der Gemeinde 
Wien zu finanzieren. Bis 
1933 wurden dadurch 
64.000 Gemeindewoh-
nungen errichtet. Aus den 
anderen genannten Steu-
ern wurde der Ausbau 
des Gesundheitssystems, 
von Kindergärten, Horten, 
Mütterberatungsstellen, 
Schulzahnkliniken und 
weiterer Sozialeinrich-
tungen finanziert.

Schnee von gestern? 
Wir meinen: Aktueller 
denn je!

So muss z.B. eine Leer-
standsabgabe (für Wohn-
raum, der nicht vermietet 
wird), wie sie auch seit 
Jahren gefordert wird, 
endlich umgesetzt werden. 
Schließlich können wir es 
auch nicht anders als per-
vers nennen, dass in einer 
Stadt, wo es Wohnungslo-
sigkeit gibt, einige weni-
ge ihren Wohnraum nicht 
vermieten – nur weil der 
Gewinn nicht hoch genug 
wäre. Und das wäre nur 
eine Maßnahme von vie-
len möglichen!

Mehr Informationen zur Kampagne gibt es unter:
http://www.gpa-djp/social/



Noch einmal lassen wir uns 
nicht häkeln!

Podiumsdiskussion mit
Johannes Reiter (Betriebsratsvorsitzender Pro Mente OÖ) zum    �

 Kampf gegen die Einsparungen in Oberösterreich
VertreterIn von CARE Revolution Wien berichtet über die �
stattfindenden Aktivitäten des nichtärztlichen Personals

3. Juni 2015, 17 Uhr 30
Club International, Payergasse 14, 1160 Wien

(Yppenmarkt)
anschließend gemeinsamer Sommeranfangsumtrunk
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Rassismus, Frauenun-
terdrückung, Homo-

phobie, Nationalismus, 
die Ungleichbehandlung 
von Berufsgruppen oder 
Religionen und zahlreiche 
andere Mechanismen 
mehr – unser Wirtschafts- 
und Gesellschaftssystem 
ist reich an Möglichkeiten, 
uns Menschen, die von 
unselbständiger Arbeit ab-
hängig sind, auseinander-
zudividieren, wenn es da-
rum geht, zu verhindern, 
dass  wir unsere Interessen 
durchsetzen können.

Wir alle kennen die Ar-
gumentation, dass uns 
die AusländerInnen doch 
eh nur die Arbeitsplätze 
wegnehmen. Auch der 
Schmäh, dass Frauenar-
beit ja eh nur ein Zuver-
dienst zum Familienein-
kommen ist und daher 
ruhig schlechter bezahlt 
werden kann, ist und ist 
nicht aus den Köpfen vie-
ler Menschen zu bringen. 
Gerade jetzt hat auch die 
Hetze gegen muslimische 
KollegInnen wieder mas-
siv zugenommen.

Wenn einzelne Betriebe 
oder gewisse politische 
Kräfte es nicht schaffen, 
uns auf die eine Weise ge-
geneinander auszuspielen, 
dann greifen sie eben zu 
einer anderen Methode. 
Damit muss Schluss sein! 
Das werden wir uns nicht 
länger gefallen lassen! 

Schließlich ist die Benach-
teiligung auch nur eines 
Teiles von uns Arbeiten-
den ein Nachteil für uns 
alle. Wir müssen daher 
gemeinsam dagegen ein-
treten, wenn auch nur ei-
neR von uns benachteiligt 
wird. Nicht umsonst heißt 
es in einem alten Lied der 
ArbeiterInnenbewegung: 
„Wer im Stich lässt seines-
gleichen, lässt ja nur sich 
selbst im Stich“.

Gerade im Sozial- und 
Gesundheitsbereich ar-
beiten viele KollegInnen, 
aus gesellschaftlich be-
nachteiligen Gruppen. In 
unserer Branche arbeiten 
überdurchschnittliche viele 
Frauen und KollegInnen 
mit Migrationsgrund. Für 
uns ist es wichtig, uns nicht 
spalten zu lassen, so dass 
wir endlich die Arbeitsbe-
dingungen bekommen, 
die wir uns verdienen! 
Denn: Soziale Arbeit ist 
mehr wert!

Daher planen wir als 
work@social derzeit eine 
Veranstaltung für den 
Herbst, in der wir dis-
kutieren werden, wie es 
uns gemeinsam gelingen 
kann, dass wir uns nicht 
mehr gegeineinander aus-
spielen lassen, so dass wir 
auch wirklich geschlossen 
für unsere gemeinsamen 
Interessen eintreten kön-
nen. Details zur Veranstal-
tung folgen.

Wir lassen uns nicht spalten!
Gewerkschaft. Wie überwinden wir die gesellschaftlichen Spaltungsmechanismen?
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Aktuelle Arbeitskämpfe 
im Sozial- und 

Gesundheitsbereich
Wie können wir uns aktiv solidarisieren?

Die Kollektivvertrags-
verhandlungen 2015 

für den privaten Sozial- 
und Gesundheitsbereich 
sind abgeschlossen. In-
teressant dabei war ins-
besondere, wie die Ar-
beitergeberInnen damit 
umgingen, dass es 2014 
beim Gehalt einen soge-
nannten Doppelabschluss 
gab, so dass es heuer – 
ihrer Argumentation nach 
– möglich sein würde, sich 

voll und ganz auf rahmen-
rechtliche Themen zu kon-
zentrieren.

Bei Dienstplänen, der 
Berhandlung nicht fachein-
schlägiger Vordienstzeiten, 
den Verwendungsgrup-
pen und anderen Themen 
sollte also endlich wieder 
was weitergehen. Tatsäch-
lich ist dabei genau gar 
nix weiter gegangen, weil 
die VertreterInnen der So-
zialbetriebe schlicht und 
einfach nicht wollten.

Der Gehaltsabschluss 
war mit Inflationsrate plus 
0,35% ohnedies bereits 
im Jahr zuvor vereinbart 
worden. Großzügigerwei-
se waren die Arbeitgebe-
rInnen dann bereit für die 
Verwendungsgruppe 1/1 
ein paar Euro draufzule-
gen, so dass auch in  un-
serer Branche endlich die 
langjährige gewerkschaft-
liche Forderung nach 
einem Mindestgehalt von 
1.500 Euro brutto umge-
setzt weren konnte. Das is 
ein wichtiger Erfolg! Bei 
den Gehältern von Transi-
tarbeitskräften hat es eine 
Verbesserung gegeben.

Das war’s dann aber 
auch schon, weil die Ar-
beitgeberInnen über alle 
anderen Punkte nicht ver-
handeln wollten. Wir ha-
ben daraus gelernt! In der 
auf die Kollektivvertrags-
verhandlung folgenden 
Sitzung des zuständigen 
Gremiums waren sich alle 
einig, dass es in Zukunft 
keine Doppelabschlüsse 
mehr geben darf und den 
ArbeitgeberInnen selbst 
die besten Argumente völ-
lig egal sind. Sie verstehen 
nur eine Sprache – die 
Sprache gewerkschaft-
licher Maßnehmen.

Daher wurden auch 
bereits jetzt erste Aktionen 
überlegt, die das ganze 
Jahr über auf unsere An-
liegen als Beschäftigte 
hinweisen sollen, wie z.B. 
anlassfallbezogene Flash-
mobs. Mobiliserung gibt 
es ab jetzt das ganze Jahr 
– nicht nur rund um die 
Kollektivvertragsverhand-
lungen. In allen Bundes-
ländern werden dazu ab 
sofort Aktionsteams ge-
bildet. Beteilige auch du 
dich daran!



Streikdrohung bringt’s
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Die Rahmenbedin-
gungen und Hand-

lungsoptionen unsicht-
barer Arbeit sichtbar zu 
machen, war Ziel der Po-
diumsdiskussion „Aktuelle 
Arbeitskämpfe im Sozial- 
und Gesundheitsbereich“  
der Wiener Interessensge-
meinschaft work@social 
am 3. Juni 2015 im „Club 
International“.

Als DiskutantInnen be-
richteten der Betriebsrats-
vorsitzende von Pro Mente 
Oberösterreich Johannes 
Reiter, Banu Celik, Be-
triebsratsvorsitzende  von 
Context (arbeitsmarktpo-
litische Maßnahmen) und 
CARE Revolution über den 
Kampf gegen weitere Ein-
sparungen. 

Es war ein spannender 
Abend, der keinen Zweifel 
ließ, dass die von manchen 
bewusst in die falsche Rich-
tung gesteuerte öffentliche 
Diskussion dazu beiträgt, 
die Ungleichbehandlung 
von Berufsgruppen zu för-
dern, indem die belasten-
de Arbeitssituation einiger 
herausgehoben und ande-
rer verschwiegen wird. Mit 
der medialen Diskussion 
um Sparpakete im Sozial- 
und Gesundheitsbereich 
geht der erfolgreiche Ver-
such einher, die Beschäf-
tigten gegeneinander aus-
zuspielen: Berichtet wird 
in der „Prime Time“ des 
Fernsehens vorrangig von 
den Arbeitsbelastungen 
gut verdienender, top aus-
gebildeter Mitglieder der 
Berufsgruppe wie z.B. Ärz-
tInnen. Das Budget wird 
mit Hilfe niedriger Gehalts-
abschlüsse, befristeter Ar-
beitsverträge, Veringerung 
des Personals, Änderungs-
kündigungen, Standort-
zusammenlegungen und 
Vernichtung von Arbeits-
plätzen „entlastet“ – das 
trifft vom Primar bis zur 
Heimhilfe alle! 

Die Konsequenzen tra-
gen dabei zum Großteil 
die schlechter bezahlten 

KollegInnen;  so gibt es 
z.B. im AKH Wien zwar 
1.900 ÄrztInnen, aber nur 
3.000 diplomierte Pflege-
kräfte … 

Der Sozial- und Ge-
sundheitsbereich steht seit 
15 Jahren ständig unter 
Budgetdruck; bewährte 
Leistungen sind heute mit 
weniger Budget und er-
höhten Betreuungsschlüs-
seln zu erbringen. Bereits 
die Umsetzung von kol-
lektivvertraglichen Ge-
haltsabschlüssen ist oft ein 
Problem.  Wir alle leiden 
unter immer kürzeren Zeit-
vorgaben, da unsere Auf-
gaben mit immer weniger 
oder mehr Aufgaben bei 
gleichbleibendem Per-
sonal zu erledigen sind. 
Auch die öffentliche Dis-
kussion über die mora-
lische Unzulässigkeit von 
Arbeitskämpfen zielt da-
rauf ab, dass wir uns nicht 
für unsere Interessen ein-
setzen, indem wir uns fra-
gen „Dürfen wir denn das, 
während unsere Klien-
tInnen aufs Klo müssen?“ 

Sich aktiv zu solidari-
sieren ist gerade für die 
inhomogenen Berufs-
gruppen im Sozial- und 
Gesundheitsbereich ein 
notwendiger Schritt, der 
Spaltung entgegenzuwir-
ken und mehr Geld für 
diese Leistungen und ihre 
NutzerInnen zu erreichen. 
In diesem Kampf ist Fanta-
sie gefragt und sind neue 
Methoden des kollektiven 
Protests einzusetzen wie 
zum Beispiel der Pflege-
flashmob – organisiert 
von CARE Revolution am 
1. Mai 2015 oder beim 
Internationalen Tag der 
Pflege. Dieser zeigte deut-
lich: Uns reicht’s!

Es braucht ein ge-
schlossenes Vorgehen 
aller Berufsgruppen, um 
klarzustellen, dass gute 
Arbeit gute Bedingungen 
braucht: Wer könnte schon 
gesund werden in einem 
kranken System? 

Aktuelle Arbeitskämpfe im Sozial- 
und Gesundheitsbereich

Podiumsdiskussion. Ein Bericht
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Der für 16. Juni ge-
plante Streik im Sozi-

albereich in Oberösterrei-
ch wurde kurz davor durch 
eine BetriebsrätInnen-
Konferenz abgesagt. Wur-
den die Kürzungen zurück 
genommen? Wurde die 
bedarfsgerechte Finan-
zierung des Sozialbe-
reichs zugesichert? Teils-
teils: Zugesichert wurde, 

dass bei einem Ausbau 
der Leistungen (!) der Be-
schäftigtenstand nicht re-
duziert und das Land OÖ 
die Gehaltserhöhungen 
abgelten wird.

Insofern war die Abwehr 
von noch massiveren Ein-
schnitten erfolgreich – ein 
gesellschaftspolitischer 
gewerkschaftlicher Kampf 
für die ausreichende Fi-

nanzierung des Sozialbe-
reichs und für gesunde 
Arbeitsplätze ohne perma-
nent steigenden Arbeits-
druck sieht jedoch anders 
aus.

Doch die Streikpla-
nung liegt fix und fertig in 
der Schublade ... und die 
KollegInnen sind jeder-
zeit bereit, sie dort wieder 
rauszuholen!

Regionalforum der GPA-djp
Am 21. und 22. April 

fand das nur alle fünf 
Jahre stattfindende Regi-
onlaforum der GPA-djp 
Wien statt. Dabei handelt 
es sich um das höchste 
Gremium unserer Ge-
werkschaft auf Landese-
bene. work@social hat 
insgesamt vier Anträge 
gestellt, die auch alle-
samt angenommen und 
mit Ausnahme eines An-
trages, der sich speziell 
mit der Situation in Wien 
auseinandersetzt, zur wei-
teren Behandlung an das 
Bundesforum im Herbst 
weitergeleitet. Der Antrag 

„Neue gewerkschaftliche 
Herausforderungen im 
Bereich Demenz und Mi-
gration“ fordert für die Ar-
beit mit dementen Migran-
tInnen u.a. die Erhöhung 
des Betreuungsschlüssels 
und die Verringerung der 
Arbeitszeit.

Der Antrag „Pflege zu 
Hause muss als Schwer-
arbeit anerkannt werden“ 
fordert z.B. eine verpflich-
tende SEG-Zulage, finan-
ziert von der öffentlichen 
Hand für alle daran be-
teiligten Berufsgruppen. 
Der Antrag „Gute Arbeit 
braucht gute Ausrüstung“ 

fordert die Zurverfügung-
stellung von zweckmäßiger 
Arbeitskleidung durch die 
Betriebe oder andernfalls 
deren steuerliche Absetz-
barkeit. 

Der Antrag „Nein zum 
sozialen Backlash in 
Wien“ schließlich erneuert 
die Forderung nach einer 
Sozialmilliarde, spricht 
sich für die Initiierung 
politischer, gewerkschaft-
licher und betrieblicher 
Kampagnen für mehr Res-
sourcen und kollektive 
Protestmaßnahmen zur 
Abwehr von Einsparungen 
und Kürzungen aus.



AUSGESPIELT! Es reicht!
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Seit Wochen beherrscht 
der sogenannte „Flücht-

lingsstrom“ die Medien. 
Doch auch in den Köpfen 
und viel mehr noch in den 
Herzen vieler Österreiche-
rInnen sind die Schutzsu-
chenden angekommen. 
Während wir ein Versagen 
der staatlichen Strukturen 
auf europäischer Ebene 
erleben, schaukeln Frei-
willige in ungebrochener 
Hilfsbereitschaft fast die 
komplette Versorgung.

Gelebte Solidarität 
und menschliche 
Schönheit

In Anbetracht der Ge-
schichte könnte Österreich 
auf ein großes Knowhow 
in Sachen Erstversorgung 
zurückgreifen. Doch die 
Realität zeigt ein anderes 
Bild. Mit der Demonstrati-
on in Wien Anfang Okto-
ber haben über 100.000 
Menschen ein starkes 
Zeichen gegen die herr-
schende Asylpolitik ge-

setzt. Nach dem Öffnen 
der Fluchtwege organi-
sierten binnen Stunden 
Freiwillige gemeinsam mit 
Sozialorganisationen die 
gesamte Erstversorgung. 
Mit berührender Professi-
onalität und Herzlichkeit 
werden die Flüchtlinge an 
Bahnhöfen und in Lagern 
fernab von staatlichen 
Strukturen und politischer 
Unterstützung versorgt.  
„Train of Hope“ (Wiener 
Hauptbahnhof) und „Wir 
helfen“ (Westbahnhof 
Wien) sind nur zwei Bei-
spiele eines unbeschreib-
lich schönen Ausdrucks 
der aktuellen Solidität.

Hilfe den HelferInnen

Nach Wochen der Ak-
tivität stoßen die Helfe-
rInnen an ihre Grenzen. 
Die ArbeiterInnen- und 
Frauenbewegung haben 
durch Eigeninitiative und 
freiwilligen Arbeit vieles 
dazu beigetragen bzw. 
erkämpft, was heute als 

„Sozialstaat“ bekannt ist. 
Die HelferInnen haben 
gezeigt, dass sie die Arbeit 
besser (und v.a. mensch-
licher) machen als privat-
wirtschaftliche Organisa-
tionen wie z.B. ORS (eine 
profitorientierte Firma, 
die etwa Traiskirchen ver-
waltet). Einige Initiativen 
haben sich bereits zusam-
mengeschlossen, um nun 
politisch Druck zu ma-
chen, etwa die „Plattform 
Solidarität“ in Oberöster-
reich. Wir fordern daher:

Dienstfreistellung bei  �
Solidaritätsarbeit

Arbeitsverhältnisse dür- �
fen nicht durch ehren-
amtliche Tätigkeit ersetzt 
werden. Ausreichende Fi-
nanzierung der Hilfsorga-
nisationen, um genügend 
Personal für die Flücht-
lingsbetreuung einstellen 
zu können. Bezahlung 
analog der branchenüb-
lichen Kollektivverträge.

freier Zugang zu und  �
Verwaltung von mate-
riellen Ressourcen (Un-

terkünfte, Essen, medizi-
nische Versorgung, ...), 
die für die Flüchtlingsar-
beit notwendig sind

volle Information über  �
flüchtlingsrelevante po-
litische Entscheidungen 
und Verhandlungen

permanente Begleitung  �
durch Traumatherapeu-
tInnen, SozialarbeiterInnen 
und DolmetscherInnen

Viele weitere inte-
ressanter Artikel zu 
Kampfmaßnahmen 
und Aktionen im Ge-
sundheits- und Sozi-
albereich findest du 
auf unserer website

www.gpa-djp.at/
dieganzepalette

Die Langfassung dieses Ar-
tikels findest du etwa unter: 
http://bit.ly/1h2YUQ9.

Solidarität zwischen 
Selbstausbeutung und 
Selbstermächtigung

Flüchtlinge. Gelebte Solidarität in Zeiten unmenschlicher Grenzregime.
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Die Themenplattform 
Elementar-, Hort und 

FreizeitpädagogInnen ruft 
zur Protestaktion am
Mittwoch 21.Oktober 

2015, 17 Uhr 30
Friedrich-Schmidt-Platz/
Felderstraße, (hinter dem 
Rathaus), 1010 Wien

Die derzeitigen Rah-
menbedingungen sind al-
les andere als hilfreich, um 
den steigenden Förderbe-
darf sowie den gestiegenen 
pädagogischen Anforde-
rungen nachzukommen. 
Es ist nötig, in Qualität zu 
investieren! Daher fordern 
wir gleich nach den Wahl-
en von den dann politisch 
Zuständigen, dass Gesetz 
und Verordnungen rasch 
novelliert werden.

Wir fordern 1. einheitliche 
gesetzliche Bestimmungen 
für alle Bildungs- und Be-
treuungseinrichtungen mit 
Kindern, die öffentliche 
Förderungen erhalten, 
2. einen PädagogInnen-
Kind-Schlüssel und eine 
Kinderanzahl pro geführter 
Gruppenform entspre-
chend modernen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen, 
3. 25% Vorbereitungszeit 
und bewegungsfreund-
liche räumliche Bedin-
gungen! Fordern wir die 
neue Landesregierung von 
Beginn an!

Mobilisiere mit und 
komm mit KollegInnen 
und solidarischen Men-
schen! Gemeinsam sind 
wir stärker!

Veranstaltung mit Podiumsdiskussion

Die Arbeitsbedingungen im Sozial- und Gesundheitsbereich haben sich in den 
letzten Jahren durch Ökonomisierung und Sparpolitik zunehmend verschlechtert. 
Um gemeinsam für unsere Interessen eintreten zu können, brauchen wir Zusam-
menhalt im Kampf um einen „Sozialausbau“ und bessere Arbeitsbedingungen, 
d.h. für mehr Lohn und zusätzliches Personal!
Wir wollen daher Spaltungsmechanismen näher beleuchten, die Soldiarität unter-
graben, und gemeinsam erarbeiten, wie wir diese überwinden können. Inputs dazu 
liefern am

Donnerstag, den 29. Oktober 2015 um 18 Uhr 30
in der

Fachbuchhandlung des ÖGB-Verlags
Rathausstraße 21, 1010 Wien

Fanny Müller-Uri (Rassismusforscherin) zu sozialen Zuschreibungen �
Diane Branellec (Betriebsrätin Vertretungsnetz) zu Veränderungen in Arbeitswelt  �

und Gesellschaft
Lis Mandl (Betriebsrätin VKKJ) zu Konkurrenzverhältnissen und Profitdenken �
Axel Magnus (Betriebsratsvorsitzender SDW) zu arbeitsrechtlichen Spaltungen �

Solidarität im Sozial- und 
Gesundheitsbereich



Solidarität im 
Sozial- und 

Gesundheitsbereich

Podiumsdiskussion mit
ProfesionistInnen �
Ehrenamtlichen und �
AktivistInnen �

aus Flüchtlingsarbeit und Solidaritätsbewegung

10. Februar 2016, 18 Uhr 30
in der

Fachbuchhandlung des ÖGB-Verlags
Rathausstraße 21, 1010 Wien

Wandzeitung der Wiener Interessengemeinschaft work@social in der GPA-djp | Nr. 18 | Jänner 2016 | www.gpa-djp.at 

Wie jedes Jahr um di-
ese Zeit haben auch 

heuer die Kollektivver-
tragsverhandlungen im 
privaten Sozial- und Ge-
sundheitsbereich schon 
wieder begonnen. SWÖ, 
Caritas und Diakonie ver-
handeln bereits. Die Aus-
gangslange ist schwierig. 
Angesichts der niedrigen 
Inflationsrate und bereits 
getätigter Abschlüsse in 
anderen Branchen, sowie 
gekürzter oder gleichblei-
bender Budgets ist kaum 
damit zu rechnen, dass die 
KollegInnen endlich so viel 
verdienen werden wie sie 
es sich verdient haben.

Einen kleinen Hoff-
nungsschimmer bietet aber 
der Abschluss im Handel. 
Hier ist es erstmals ge-
lungen, einen Abschluss 
in der Höhe des Metalle-
rInnen-Kollektivvertrages 
zu erzielen. Diese 1,5% 
zeigen, was möglich ist!

Gleichzeitig dürfen wir 
uns der Tatsache nicht ver-
schließen, dass die Forde-
rung des nichtärztlichen 
Personals in den Kran-
kenanstalten nach 30% 
mehr Gehalt längst auch 
bei den KollegInnen des 
privaten Sozial- und Ge-
sundheitsbereiches ange-
kommen ist. Kein Wunder! 
Seit Jahren erzählen uns 
die politisch Verantwort-
lichen wie wichtig der am-
bulante Bereich ist. Nun 

stellen die KollegInnen mit 
Fug und Recht die Frage, 
warum sie dann weniger 
verdienen sollen als im 
Krankenhaus.

Noch aber fehlen die 
Voraussetzungen, um diese 
Forderungen durchsetzen 
zu können. Viele verschie-
dene Kollektivverträge 
und mehrere handelnde 
Gewerkschaften machen 
es nicht einfacher. Das 
war auch der Grund, wa-
rum wir als GPA-djp beim 
ÖGB-Kongress 2006 un-
seren Antrag „Eine Ge-
werkschaft“ gestellt haben. 
Durch eine Gewerkschaft, 
also konkrekt eine einheit-
liche Vertretung für alle 
Beschäftigten im Sozial- 
und Gesundheitsbereich, 
können die bestehenden 
Ungleichheiten langfristig 
überwunden werden.

Die heuer bei den 
BAGS-Verhandlungen er-
hobenen Forderungen 
nach der 35-Stunden-
Woche und dem früheren 
Erreichen der sechsten 
Urlaubswoche sind es 
aber allemal wert, aktiv 
zu werden. Der erstmalige 
Beschluss, Teilstreiks in je-
nen Betrieben zu ermögli-
chen, deren Belegschaften 
dazu bereit sind, gibt uns 
auch die Möglichkeit, den 
nächsten Schritt in unserer 
Moblisierungsfähigkeit zu 
machen. Packen wir’s ge-
meinsam an!

Wir wollen mehr!
Tatsache. Wir haben uns noch viel mehr verdient.
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work of hope
Sozialpolitische und arbeitsrechtliche 

Fragen der Flüchtlingshilfe

Unter diesem Titel haben 
wir am 29.10.2015 

eine Diskussionsveranstal-
tung in der ÖGB-Buch-
handlung durchgeführt, 
an der ca. 40 KollegInnen 
teilgenommen haben. 
Um gegen die fortschrei-

tende Ökonomisierung 
unserer Arbeitsfelder und 
die anhaltende Sparpoli-
tik wirksam auftreten und 
uns solidarisch für bessere 
Arbeitsbedingungen und 
einen „Sozialausbau“ ein-
setzen zu können, bedarf 
es eines starken Zusam-
menhalts. In der Praxis ist 
das gar nicht einfach, wir-
ken doch vielfältige Spal-
tungsmechanismen einer 
allgemeinen Solidarisie-
rung entgegen.

In mehreren Statements 
konnten wir zunächst ei-
nen Überblick über jene 
Phänomene herstellen, 
die uns kulturell, wirt-
schaftlich, strukturell oder 
politisch gegeneinander 
„ausspielen“.

Vor dem aktuellen Hin-
tergrund von, Sparpolitik, 
steigender Arbeitslosig-
keit und Flüchtlingsbewe-
gung wurde deutlich, wie 
Rassismus, die Dominanz 

der Wirtschaftslogik, Pre-
karisierungsängste, Ar-
beitsüberlastung, die 
Konkurrenz der Trägeror-
ganisationen am Markt 
und zersplitterte Kollektiv-
vertrags-Verhandlungen 
sowie der ungleiche Sta-
tus von ArbeiterInnen und 
Angestellten ineinander-
greifen und einen solida-
rischen Zusammenschluss 
erschweren und nur all zu 
oft sogar verhindern.

In der Diskussion konn-
te ansatzweise erlebbar 
werden, dass gemein-
sames Bewusstwerden 
und Reflektieren der spal-
tenden Phänomene sowie 
der Austausch über Er-
folge gelungener Solidari-
sierungsprozesse (Sozialer 
Bereich Oberösterreich, 
Care Revolution, …) dazu 
ermutigen, Trennendes zu 
überbrücken.

Nur gemeinsam sind 
wir stark!



Runter mit der
Menstruationssteuer

Mit den im Zuge der unmenschlichen Asylpolitik in Europa eingeführten Kon-
tingenten ist der Begriff „Obergrenze“ in aller Munde. Tatsächlich bestimmten 

Obergrenzen unsere Arbeit im Sozial- und Gesundheitsbereich aber immer schon. 
Es gibt Obergrenzen für Unterbringungstage, Psychotherapie und vieles mehr. Inte-
ressanterweise gibt es aber keine Obergrenzen für die Belastung von uns Beschäf-
tigten. Die KlientInnen- bzw. Fallzahlen steigen infolge unzureichender Budgets für 
unsere Arbeit rapide an.

Sind Obergrenzen ein wirksames Mittel der Sozial- und Gesundheitspolitik? Sind 
alle Obergrenzen schlecht? Kann es auch sinnvolle Obergrenzen geben? Wo liegt 
die Obergrenze unserer Belastbarkeit? Wie wäre es mal mit einer Obergrenze für 
Reichtum?

Darüber diskutieren mit euch:
 � Erich Fenninger, Geschäftsführer Volkshilfe Österreich
 � Selma Schacht, Betriebsratsvorsitzende Wiener Kin-

der- und Jugendbetreuung

am: 21. April 2016, 18 Uhr 30
in der Fachbuchhandlung des ÖGB-Verlags

Rathausstraße 21, 1010 Wien
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Eigentlich hat es gar 
nicht so schlecht aus-

geschaut bei den heurigen 
Kollektivvertragsverhand-
lungen.In einigen Bundes-
ländern bzw. Bereichen 
gab es mehr oder weniger 
die Garantie der öffentli-
chen Hand, den Gehalts-
abschluss zu finanzieren. 
Und der Beschluss, Teil-
streiks zu ermöglichen, 
schuf eine echte Kampf-
perspektive, ohne dass 
alle dazu bereit sein müs-
sen. Doch es sollte wieder 
mal anders kommen.

Einerseits wurde auf 
zahlreiche Betriebe ins-
bes. in Wien massiver 
Druck ausgeübt, dass der 
Kollektivvertragsabschluss 
nur ja nicht zu hoch aus-
fallen darf. Dabei handel-
te es sich um die Betriebe, 
die mehrheitlich nicht von 
der öffentlichen Hand 
selbst finanziert werden, 
sondern vom FSW.

Einmal mehr zeigte sich, 
dass wir mit den Arbeitge-
berInnen reden können, 
so viel wir wollen - ändern 
wird das nichts, solan-

ge der Fördergeber nicht 
mehr Geld zur Verfügung 
stellt.

Andererseits wurde der 
Beschluss von Teilstreiks 
mehr als zögerlich umge-
setzt. In Oberösterreich 
hat es in mehreren Betrie-
ben solche Beschlüsse ge-
geben. Das zeigt, dass die 
KollegInnen leichter bereit 
sind, Kampfmaßnahmen 
zu ergreifen, wenn sie 
schon Erfahrungen damit 
gemacht haben. Im obe-
rösterreichischen Sozial- 
und Gesundheitsbereich 
gab es ja in den letzten 
Jahren mehrere zum Teil 
erfolgreiche Streiks.

In Wien hat es in genau 
zwei Betrieben Streikbe-
schlüsse gegeben. In bei-
den sind Mitglieder des 
Regionalausschusses von 
work@social Betriebsrä-
tInnen. In allen anderen 
Bundesländern: Fehlan-
zeige.

Egal, an wem es liegen 
mag, egal, was auch im-
mer die Gründe dafür sind: 
Solange wir nicht selbst 
dazu bereit sind, für unse-

re Interessen zu kämpfen, 
werden wir diese nicht 
durchsetzen können. Die 
besten Argumente zählen 
in Verhandlungen nichts. 
Letztlich geht es dabei um 
eine reine Machtfrage. 
Gewerkschaftliche Macht 
lässt sich letztlich auf zwei 

Faktoren reduzieren: An-
zahl der Mitglieder und 
Kampfbereitschaft.

Bis zu den Kollektivver-
tragsverhandlungen 2017 
sollten wir daher mit all 
unserer Kraft daran ar-
beiten, dass wir in beiden 
Bereichen besser werden. 

Überzeugen wir unse-
re KollegInnen, die heu-
te noch nicht dazu bereit 
sind, dass wir Kampfmaß-
nahmen brauchen, und 
dass wir sie brauchen, 
falls sie noch nicht Mit-
glied bei unserer GPA-djp 
sein sollten.

Wir können mehr!
SWÖ-Kollektivvertrag. Begeisterung sieht anders aus.
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Podiumsdiskussion:
Obergrenzen als Methode der 

Sozialpolitik Besonders für Kolle-
ginnen im Gesund-

heits- und Sozialbereich 
ist Sicherheit und Hygiene 
ein sehr wichtiges Thema. 

Bis zu 17.000 Binden 
oder Tampons verbraucht 
eine Frau im Laufe ihres 
Lebens. Die Kosten eines 
Menstruationslebens be-
laufen sich also auf bis zu  
4.500 Euro.

2015 wurde in Frank-
reich die Mehrwertsteu-
er auf Hygieneartikel für 
Frauen von 20% auf 5,5% 
gesenkt. In England be-
trägt diese 5%, in Spanien 
10%.

In Österreich hinge-
gen zahlen wir Frauen 
auf Tampons und andere 
Monatshygieneartikel eine 
Luxussteuer von 20%, wo-
hingegen für viele andere 

Güter des täglichen Be-
darfs der ermäßigte Mehr-
wertsteuersatz von 10% 
angewenet wird.

Sicherheit und Hygie-
ne im Gesundheits- und 
Sozialbereich sind für uns 
Frauen kein Luxus,  son-
dern eine Notwendigkeit. 
Bereits 2009 wurde die 
Mehrwertsteuer für Me-
dikamente von 20% auf 
10% gesenkt.

Die Interessengemein-
schaft work@social for-
dert daher den verringer-
ten Mehrwertsteuersatz 
von 10% auch für Hygie-
neartikel für Frauen. Das 
wäre ein wichtiger und 
notwendiger Schritt, um 
Kolleginnen nicht nur, 
aber insbes. im Gesund-
heits- und Sozialbereich 
finanziell zu entlasten. 



Aktiv mitbestimmen 
und verändern!

In den letzten Wochen haben sich die Angriffe auf den Sozialstaat gehäuft. Wäh-
rend die einen die Kürzung der Mindestsicherung fordern, wollen andere, dass 

die hier lebenden Menschen in In- und AusländerInnen gespalten werden. Diese 
Forderungen lassen befürchten, dass die Arbeit für uns Beschäftigte noch schwerer 
wird. Auch dürfen wir nicht vergessen, dass viele unserer KollegInnen aufgrund der 
hohen Teilzeitquote in der Branche selbst Mindestsicherung beziehen.

Können wir uns denn die Ausgaben für Sozial- und Gesundheitsleistungen wirk-
lich nicht mehr leisten oder geht es nur um politisches Kalkül? Wie können wir den 
Sozialstaat auch in Zukunft finanzieren? Und welche Möglichkeiten gibt es, diesen 
entsprechend den Anforderungen der Zeit sogar auszubauen?

Darüber diskutieren mit euch:
 � Bettina Csoka, AK Oberösterreich
 � Susanne Haslinger, Sozialpolitik PRO-GE, Bündnis 

Wege aus der Krise

am: 16. Juni 2016, 18 Uhr 30
in der Fachbuchhandlung des ÖGB-Verlags

Rathausstraße 21, 1010 Wien
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Wir alle kennen das 
permanente Lamen-

to unserer Geschäfts-
führungen, dass es nicht 
genug Geld gibt für die 
Bedürfnisse, die wir als 
Beschäftigte haben und 
auch nicht für eine quali-
tativ hochwertige Betreu-
ung der KlientInnen. Das 
stimmt. Und gleichzeitig 
stimmt es nicht!

In Anbetracht der aktu-
ellen Budgets für den So-
zial- und Gesundheitsbe-
reich bekommen unsere 
Betriebe tatschächlich zu 
wenig Geld, als dass da-
mit die Arbeitsbedinungen 
und die Bezahlung, die 
wir uns verdient haben, fi-
nanziert werden könnten. 
Dass damit die qualitativ 
hochwertigen Leistungen 
erbracht werden können, 
die sich unsere Klien-
tInnen und PatientInnen 
verdient haben. Muss das 
aber sein?

Nein! Denn wir leben in 
einem der reichsten Län-
der der Welt. Nur in zwei 
anderen Staaten gibt es 
mehr MilliardärInnen pro 

Tausend EinwohnerInnen. 
Doch was tragen die Su-
perreichen zur Finanzie-
rung der öffentlichene 
Aufgaben bei? Praktisch 
nichts! Ihre Milliarden 
liegen zu einm Großteil 
steuerschonend in Privat-
stiftunen. Aber auch an-
dere große Vermögen sind 
ebenso wie Erbschaften 
hierzulande so gering be-
steuert wie in kaum einem 
anderen Industrieland.

Das muss geändert 
werden. Dabei handelt 
es sich um eine Frage der 
gerechten Verteilung des 
Reichtums in diesem Land. 
Wenn die Vermögens-
steuern auch nur auf den 
Durchschnitt der EU an-
gehoben werden würden, 
könnten nicht nur unsere 
Gehälter auf das Niveau 
angehoben werden, das 
wir uns verdienen, son-
dern auch die Finanzie-
rung zahlreicher anderer 
öffentlicher Aufgaben, 
etwa im Bereich der Bil-
dung oder des öffentli-
chen Verkehrs problemlos 
gestemmt werden.

Außerdem ist es 
auch eine Frage 
des politischen Wil-
lens und der Mehr-
hei tsverhäl tnisse 
in Nationalrat und 
Landtagen, wofür 
die öffentlichen Ein-
nahmen ausgege-
ben werden. Wenn 
wir hören, dass es 
zwar mehr Geld 
für neue Waffen-
systeme und einen 
Ausbau des Sicher-
heitsapparates ge-
ben soll, nicht aber 
für uns und jene, 
die wir betreuen, 
dann macht uns 
das wütend.

In diesem Zu-
sammenhang muss 
auch die Frage ge-
stellt werden, was 
Sicherheit wirklich 
bedeutet. Mehr Rüstung 
oder aber soziale Absi-
cherung? Wir sind der 
Meinung, dass ein mas-
siver Ausbau des Sozial-
staates den Menschen viel 
mehr Sicherheit verschafft 
als der Ankauf neuer Waf-

fen. Welchem behinderten 
Kind geht es dadurch bes-
ser, welcher alte Mensch 
bekommt durch diese eine 
menschenwürdige Pflege?

Als work@social wer-
den wir uns daher für eine 
doppelte Umverteilung 

einsetzen: Erstens für eine 
Erhöhung sozial sinnvoller 
Ausgaben und zweitens 
für echte Vermögenssteu-
ern zugunsten unserer 
KollegInnen und der Men-
schen, die unsere Leistun-
gen brauchen.

Sozialausbau ist möglich!
Umvereilung jetzt. Gute Arbeit braucht gute Bedingungen.
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Podiumsdiskussion:
Sozialausbau statt Einsparungen 

auf unsere Kosten

Die Interessengemein-
schaft (IG) work@so-

cial der GPA-djp versteht 
sich als Plattform der ge-
werkschaftlichen  Vernet-
zung, solidarischen Politik 
und des professionellen 
Austauschs.

Bei work@social enga-
gieren sich aktive Beschäf-
tigte aus dem Sozial- und 
Gesundheitsbereich eh-
renamtlich.  Wir fordern 
die Anerkennung des ge-
sellschaftlichen Werts un-
serer Tätigkeit! Alle zwei 
Jahre werden die Vertre-
terInnen von work@social 
in Wien neu gewählt – du 
kannst selbst mitmachen 
und mitgestalten. 

Alle, die sich gegen 
soziale und politische An-
griffe organisieren und 
selbst aktiv für bessere Ar-
beits- und Lebensbedin-
gungen kämpfen wollen, 
sind sehr herzlich will-
kommen!

Unser Ziel: Die be-
reichsübergreifende ge-
werkschaftliche Arbeit im 
sozialen Sektor zu organi-
sieren, netzwerken, infor-
mieren – aber vor allem 
auch gemeinsam agie-
ren. 

Wenn du selbst
kandidieren willst, 
melde dich bitte bis 

30.05.2016 bei birgit.
ivancsics@gpa-djp.at!

Neuwahlen bei
work@social Wien



Wer kämpft, kann 
gewinnen!

Wie wir im Leitartikel gesehen haben, stehen die nächsten Einsparungen auf unsere 
Kosten vor der Türe. Unsere Arbeitsbedingen sind aber schon jetzt teilweise uner-
träglich. Daher hat sich der Regionalausschuss von work@social dazu entschie-
den, in den nächsten beiden Jahren den Schwerpunkt auf die Unterstützung von 
KollegInnen zu legen, die sich dagegen wehren wollen.
Wir wollen daher folgende Fragen unter anderem an Hand von Beispie-
len aus dem Flüchtlings-, Pflege- und Bildungsbereich gemeinsam mit 
euch diskutieren:

 �Welche Einsparungen drohen?
 �Was könnt ihr dagegen tun?
 �Was braucht ihr dazu?
 �Welche Unterstützung bieten wir als work@social an?

am: 24. Oktober 2016, 18 Uhr 30
wo: Fachbuchhandlung des ÖGB-Verlags

Rathausstraße 21, 1010 Wien
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Wir unterstützen euch!
Einsparungen. Wie wehren wir uns gemeinsam dagegen?
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Aktuelle Arbeitskämpfe im 
Gesundheits- und Sozialbereich & 
unsere Unterstützungsangebote

Nach vier Jahren Ausei-
nandersetzungen und 

einem neuerlichen Warn-
streik gibt es endlich einen 
Kollektivvertrag für die ca. 
14.000 Beschäftigten des 
größten Krankenhauses in 
Berlin. Dieser setzt neue 
Standards bei Gesund-
heitsschutz und -präven-
tion; weiters schreibt er 
personelle Mindeststan-
dards fest, also wie viele 
Pflegekräfte und andere 
Beschäftigte in den ein-
zelnen Bereichen mindes-
tens zur Verfügung stehen 
müssen. 

Viele Rückschläge und  
Hindernisse haben die 
AktivistInnen der Gewerk-
schaft ver.di mit Beharr-
lichkeit und Aktionsbe-
reitschaft überwunden. 
Sie haben gezeigt: Es ist 
möglich, die Personalnot 
mit gewerkschaftlichen 
Mitteln zu bekämpfen. 
Zugleich haben sie die 
unhaltbaren Zustände in 
Kliniken ins öffentliche 
Bewusstsein gerückt.

In einer Urabstimmung 
haben 89,2% der Ge-
werkschaftsmitglieder an 
Europas größtem Unikli-
nikum der Vereinbarung 
zugestimmt. Meike Jäger, 
ver.di-Verhandlungsfüh-
rerin, dazu: „Endlich ist 
es gelungen, dem Abbau 
von Stellen, insbesondere 
in der Pflege, Einhalt zu 
bieten, indem Personal-
mindeststandards ... ein 
Abweichen nach unten 
begrenzen.“

Dieser Erfolg ist weg-
weisend: Arbeitskämpfe 
können nicht „nur“ um 
Bezahlung und Arbeitszeit 
geführt werden, sondern 
auch für Betreuungs-
schlüssel und Gesund-
heitsschutz. Auch bei uns  
sind viele Beschäftigte im 
Sozial- und Gesundheits-
bereich bereit, dafür zu 
kämpfen. Der Druck der 
Gewerkschaften muss ver-
stärkt werden, damit diese 
Auseinandersetzungen 
auch in Österreich geführt 
werden!

Charité-Belegschaft erreicht 
Mindeststandards in Pflege

Bis 2020 soll die „Wie-
ner Struktur- und Aus-

gabenreform“ zu Einspa-
rungen von 10% führen. 
Neben den aktuellen Kür-
zungen des Bundes, etwa 
in der Flüchtlingshilfe, 
kommt da noch einiges 
auf uns zu. Alleine schon 
die Formulierung „Re-
formprozess ohne Tabus“ 
sollte uns mehr als stutzig 
machen.

Im Intranet der Ge-
meinde Wien findet sich 
dazu die folgende For-
mulierung: „Das ambi-
tionierte Ziel ist es, bis 
2020 einen administrativ 
ausgeglichenen Haushalt 
zu erreichen. Dies soll vor 
allem über eine nachhal-
tige Ausgabenreduktion 
erfolgen, die nicht nur zu 
Einmaleffekten führt.“

Nachhaltige Aufgaben-
reduzierung. Na Bumm. 
Auf Dauer also. Die 10% 
können sicher nicht beim 
Kopierpapier eingespart 

werden. Das wird auf Ko-
sten der Beschäftigten und 
der Förderungen gehen. 
Also auch auf Kosten der 
durch Gemeinde oder 
FSW finanzierten Betriebe. 
Auf unsere Kosten!

Dazu kommt dann 
noch das „Spitalskonzept 
2030“, das durch die Re-
duzierung der Krankenan-
stalten für viele von uns 
die Arbeit komplizierter 
machen wird. Insbeson-
dere für die nicht immer in 
den Massenmedien prä-
senten Berufsgruppen im 
Gesundheits- und Sozial-
bereich.

Begründet wird die 
Notwendigkeit von Ein-
sparungen u.a. mit dem 
engen „Rahmen des Sta-
bilitätspaktes, ... Schul-
denbremse ...“. Hier wird 
einmal mehr sog. Sach-
zwängen nachgegeben, 
statt nach politischen We-
gen zu suchen, diese zu 
ändern. Einzige Ausnah-

me: Es soll keine Privati-
sierung der Daseinsvor-
sorge geben. Danke. Nur: 
Wir sind Teil der Daseins-
vorsorge, unsere Betriebe 
sind schon privat, manche 
sogar profitorientiert.

Dass die Personalver-
tretung der Gemeinde-
bediensteten „konsultiert“ 
werden soll, ist gut und 
schön. Offenbar wurde 
aber darauf vergessen, 
dass auch in unseren Be-
trieben 10.000e Beschäf-
tigte von den Ausgaben-
kürzungen betroffen sein 
werden.

Nachdem wir Beschäf-
tigten bzw. unsere Be-
triebsrätInnen und unsere 
Gewerkschaft GPA-djp of-
fenbar noch nicht einmal 
„konsultiert“ werden sol-
len, was uns ohnehin zu 
wenig wäre, müssen wir 
selbst dafür sorgen, dass 
unsere Arbeitsbedingun-
gen nicht noch weiter ver-
schlechtert werden.

Darin sehen wir als 
Interessengemeinschaft 
work@social in der GPA-
djp Wien in nächster Zeit 

unsere Hauptaufgabe und 
wollen euch beim Kampf 
gegen jeden Angriff un-
terstützen!



Männermedizin und 
Frauengesundheit
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Gegen die Verrohung
Gegenwehr. Wir lassen uns nichts mehr gefallen.
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Viele von uns haben das 
Gefühl, dass etwas 

nicht mehr stimmt in un-
serem Arbeitsbereich. Das 
hat gesellschaftliche und 
politische Gründe. 

„Die FPÖ hat doch 
schon längst gewonnen“ 
war nach der Bundesprä-
sidentenwahl einer der 
häufigsten Sprüche in den 
sozialen Medien und auch 
unter vielen KollegInnen.

Die Wahl polarisier-
te auf vielen Ebenen, 
(scheinbar) gegen die 
Eliten oder doch für eine 
humanistische Vertretung 
nach außen.

Auch innerhalb der 
Gewerkschaftsbewegung 
zeigten sich die Bruchlini-
en. Die Anti-FPÖ-Haltung 
aus einem zumindest an-
tirassistischen Selbstver-
ständnis heraus bröckelt. 
So unklar die politischen 
Perspektiven und Lösun-
gen geworden sind, eines 
kann mit Sicherheit fest-
gestellt werden: Auf allen 
Ebenen hat in den letzten 
Jahren eine Entmensch-
lichung und Verrohung 
stattgefunden.

Die Spaltung in wert-
volle und nicht schützens-
werte Menschen (meist 
Flüchtlinge), die Rechtfer-

tigung von militärischer 
Abschottung und Interven-
tionen, die Kürzungen von 
Leistungen für angebliche 
SchmarotzerInnen tragen 
zu einen Klima der Entso-
lidarisierung bei und hin-
terlassen Spuren auch in 
der Psyche der Menschen.

Verrohungen im 
Sozialbereich

In der Wiktionary finden 
wir für „verroht“ ein Bei-
spiel: „Nach 10 Jahren 
Krieg sind die Soldaten 
völlig verrohte Menschen 
geworden“. Kann nun ge-
sagt werden, „nach 20 
Jahren mit zahlreichen 
Kürzungen im Sozial-
bereich wurden dessen 
Strukturen völlig verroht?“

Wir glauben nicht, dass 
der Sozialbereich an sich 
verroht geworden ist, son-
dern dass Brutalisierung 
und Verrohtheit viel früher 
ansetzen.

Bei der Verrohung des-
sen, was „gesellschaftliche 
Verantwortung“ für uns 
bedeutet. Bei der Brutali-
sierung der sogenannten 
freien Marktwirtschaft, der 
Freiheit einiger weniger 
auf Kosten der Unfreiheit 
vieler.

Bei der hemmungslosen 
Hybris des Wirtschaftslibe-
ralismus, seitdem das glo-
bale Regulativ des politi-
schen Realsozialismus als 
(oftmals unbewusstes) Ge-
gengewicht in den Köpfen 
der Menschen weggefal-
len ist.

Es war vorhin von Krieg 
die Rede. Es scheint so, 
als steckten wir seit etwa 
20 Jahren in einem Welt-
krieg der Zahlen, des 
Geldes, des Profits, der 
Kostenwahrheit und der 
wirtschaftlichen Effizi-
enz gegen den Rest der 
Menschheit.

Das taktische Ziel des 
Aggressors ist die Ab-
schaffung verantwortli-
chen, sozialen Handelns 
durch dessen Verrohung. 
Das strategische Ziel 
ist die Hortung fast al-
ler materiellen Güter in 
den Händen von 3% der 
Menschheit.

Unsere Antwort:
Gegenwehr

Uns Beschäftigten des 
Sozial- und Gesundheits-
bereiches, ganz gleich ob 
als KollegInnen in den Be-
trieben, als BetriebsrätIn-

nen oder FunktionärInnen 
bleibt daher als einzige 
Option, gemeinsam mit 
vielen Hunderttausenden 
diesen Krieg gegen die 
Verrohung zu gewinnen.

Durch einen gemein-
samen Kampf für bessere 
Arbeits- und Lebensbedin-
gungen:

„We, we will resist 
and bite!

Bite hard
Resist and do 

what's right!“(aus „Re-
sist and bite“ von Saba-
ton – zum Nachhören: ht-
tps://www.youtube.com/
watch?v=iGtEH1i78sI)

Gendermedizin be-
zeichnet die ge-

schlechterspezifische Be-
trachtungsweise in der 
Erforschung und Behand-
lung von Krankheiten. Die 
Gendermedizin beschäf-
tigt sich neben den sozia-
len und psychologischen 
Unterschieden mit den 
Symptomen und Ausprä-
gungen von Krankheiten 
bei Frauen und Männern 
sowie inter- und transse-
xuellen Personen.

Dabei weisen Frauen 
bei vielen Erkrankungen 
andere Symptome als 
Männer auf, haben mehr 
Arztkontakte und bekom-

men in der Folge auch 
mehr Arzneimittel verord-
net, deren Wirkstoffe aber 
mehrheitlich an Männern 
getestet werden. Frauen 
leben im Durchschnitt län-
ger als Männer, erleben 
aber weniger Lebensjahre 
gesund. Frauen und Män-
ner leiden anders.

Gleichzeitig ist Pflege 
nach wie vor Frauensa-
che – egal ob privat oder 
professionell. Durch Pfle-
ge steigt das Risiko, selbst 
pflegebedürftig zu wer-
den (Erkrankungen des 
Stütz- und Bewegungsap-
parates, psychische Bela-
stungen, bei Pflege in der 

Familie soziale Isolation 
und fehlende bzw. geringe 
Beitragszahlungen in der 
Sozialversicherung). Da-
her werden wir uns bemü-
hen, Frauen im Gesund-
heitswesen noch besser zu 
organisieren.

Die Forderung der IG 
work@social ist eine leist-
bare und barrierefreie 
geschlechtsspezif ische 
Medizin, die neben der 
Behandlung auch der Prä-
vention dienen. Dies gilt 
insbesondere für Herz-
Kreislauferkrankungen, 
onkologische Erkran-
kungen und Erkrankungen 
der Psyche.

... weniger Arbeit bei Vollzeit, mehr Geld 
bei Teilzeit. Unser Ziel: Maximal 35 Stunden bei 
Vollzeit.
… bei Vollzeit: Als VollzeitangestellteR mit derzeit 
38 Stunden musst du dann nur mehr 35 Stunden ar-
beiten, bekommst aber das gleiche Gehalt wie vor-
her. Du hast also jede Woche drei Stunden mehr 
Freizeit!
… bei Teilzeit: Bei Teilzeitbeschäftigten ändert sich 
an der Anzahl der vertraglichen Arbeitsstunden auch 
bei einer Verkürzung der Arbeitszeit ohne deine Zu-
stimmung nichts. Jede einzelne Stunde ist jedoch 
mehr wert! Im Schnitt steigt dein Gehalt bei einer 
Arbeitszeitverkürzung auf 35 Stunden um knapp 8%.
... bei vollem Lohn-/Gehaltsausgleich: Bei 
Vollzeit musst du weniger Stunden arbeiten, aber dein 
Gehalt bleibt gleich. Bei Teilzeit arbeitest du gleich 
viele Stunden wie vorher, aber dein Gehalt steigt.
... bei vollem Personalausgleich: Jede redu-
zierte Stunde wird durch neue KollegInnen oder Teil-
zeitbeschäftigte, die mehr arbeiten wollen, ersetzt.

Arbeitszeitverkürzung 
bedeutet
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35 Stunden sind das Höchste!
Arbeitszeitverkürzung. Wir lassen nicht locker.
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Die Verhandlungen zu 
den drei großen Kol-

lektivverträgen in unserer 
Branche (Caritas, Diako-
nie, SWÖ) wurden zwi-
schen 19.01. und 02.02. 
abgeschlossen. Bei vielen 
KollegInnen ist die Enttäu-
schung groß. Bei mageren 
1,3% Gehaltserhöhung 
darf uns das auch nicht 
weiter verwundern.

Tatsächlich wird diese 
Erhöhung in Anbetracht 
der aktuellen Entwicklung 
der Inflationsrate (in den 
letzten drei Monaten 2016 
zwischen 1,3 und 1,4 Pro-
zent) voraussichtlich 2017 
zu einem Reallohnverlust 
führen. Erstmals ist es uns 
auch nicht gelungen, eine 
Gehaltserhöhung über 
dem öffentlichen Dienst zu 
erzielen.

Dass mehr drinnen ge-
wesen wäre, zeigen die Kol-
lektivvertragsabschlüsse, 
welche mehr oder weniger 
gleichzeitig erfolgten: E-Wirt-
schaft sowie Produkte aus 
Papier und Karton 1,55%, 
Mineralölindustrie 1,6%. 
Der Abstand zu anderen 
Branchen wird durch diesen 
Abschluss also nicht – wie 
seit vielen Jahren gefordert – 
kleiner, sondern größer!

In allen drei Kollektiv-
verträgen ist es dafür ge-
lungen, einen Rechtsan-
spruch auf Familienzeit 
nach der Geburt von Kin-
dern zu verankern. Das ist 
ebenso ein Fortschritt wie 
die Regelung, dass Ka-
renzzeiten ab 01.02.2017 
beim SWÖ und in in der 
Caritas künftig im Aus-
maß von bis zu 34 Mona-
ten angerechnet werden.

Der wichtigste Erfolg im 
Rahmenrecht war sicher 
die Umsetzung der jahre-
langen Forderung, dass 
die Formulierung zur SEG-
Zulage im SWÖ nunmehr 
so aussieht, dass der bis-
herigen Judikatur entspre-
chend auch jene Kolle-
gInnen einen Anspruch 
auf diese haben, die in 
Betrieben ohne diesbe-
zügliche Betriebsvereinba-
rung arbeiten.

Bei der Hauptforderung 
der SWÖ-Verhandlungen, 
der Arbeiszeitverkürzung 
auf 35 Stunden bei vollem 
Lohn- und Personalaus-
gleich, ist nichts weiterge-
gangen. Die Vereinbarung 
von Verhandlungen zu 
Arbeitszeitfragen, welche 
bereits im April beginnen 
sollen, ist gut, bringt uns 

derzeit aber nichts. Positiv 
daran ist einzig, dass sich 
die ArbeitgeberInnen die 
Formulierung eines Ver-
handlungsschwerpunktes 
„Arbeitszeitverkürzung auf 
35 Stunden pro Woche“ 
abringen ließen. Wir ernst 
sie es damit meinen, wer-
den wir erst sehen.

Wie aber ist es über-
haupt zu diesem Ergebnis 
gekommen? Hier kom-
men wir nicht darum he-
rum, die Frage zu stellen, 
wie ernst wir uns selbst 
nehmen! Obwohl bei der 
Erstellung des Forderungs-

programms festgelegt 
wurde, dass es zwischen 
der zweiten und der drit-
ten Verhandlungsrunde in 
allen Bundesländern Ak-
tionen zur Arbeitszeitver-
kürzung geben soll, ha-
ben solche tatsächlich nur 
in Niederösterreich und 
Wien (siehe Foto) stattge-
funden.

Kein Wunder also, dass 
der Druck auf die Ver-
handlerInnen der SWÖ, 
unseren Forderungen 
nachzukommen, nicht be-
sonders groß war. Wenn 
wir als Gewerkschaftsbe-

wegung nicht zeigen, dass 
wir bereits sind, für unse-
re Anliegen zu kämpfen, 
werden diese auch nicht 
erreicht werden können. 
Sowohl die Arbeitgebe-
rInnen als auch die verant-
wortlichen PolitikerInnen 
werden uns auch weiter-
hin nicht ernst nehmen.

Fangen wir also damit 
an, uns selbst und unsere 
Forderungen ernst zu neh-
men, indem wir uns bei 
der nächsten Aktion un-
serer bald beginnenden 
Kampagne zur Arbeitszeit-
verkürzung sehen!

Seit über zwei Jahren 
arbeitet das Justizmi-

nisterium (BMJ) an einer 
Reform des Sachwalter-
rechts. Unter Einbeziehung 
relevanter Anspruchsgrup-
pen wurde ein Entwurf für 
ein neues Erwachsenen-
schutzgesetz erstellt, der 
Mitte März im Justizaus-
schuss und am 30.3.2017 
im Nationalrat behandelt 
werden soll.

Entsprechend den An-
forderungen der UN-Be-
hindertenrechtskonvention 
geht es bei dieser Reform 

um „mehr Selbstbestim-
mung statt Entmündigung“. 
Dazu sind neue Rechts-
schutzelemente vorgese-
hen: differenzierte Formen 
der Erwachsenenvertretung 
statt Sachwalterschaft, kein 
automatischer Entzug der 
Geschäftsfähigkeit und 
zeitliche Befristung auf drei 
Jahre, obligatorische pro-
fessionelle Abklärung von 
Alternativen zu einer ge-
richtlichen Erwachsenen-
vertretung, Beratung bei 
Errichtung von Vorsorge-
vollmachten usw.

Die vier Vereine (Ver-
tretungsNetz, NÖ Lan-
desverein, Salzburger 
Hilfswerk und Institut für 
Sozialdienste Vorarlberg) 
sollen bei der Umsetzung 
der Reform wesentliche 
neue Aufgaben überneh-
men und benötigen da-
für zusätzliches Personal, 
womit auch viele neue 
Arbeitsplätze geschaffen 
würden. Mit dem Begut-
achtungsentwurf hat das 
BMJ zunächst auch eine 
sorgfältige Kostenplanung 
unter Berücksichtigung 
jährlicher Kostensteige-
rungen vorgenommen. 
Die Finanzierung der Re-
form aus dem Bundesbud-
get wurde allerdings vom 
Finanzminister beharrlich 
abgelehnt!

Mit dem Ministerrats-
beschluss vom 17.1.2017 
wurde dann in der Regie-
rungsvorlage bedauerli-
cherweise ein Reformele-
ment, der Rechtsschutz für 
behinderte Kinder und Ju-
gendliche in Wohneinrich-
tungen durch die Bewoh-
nervertretung, komplett 
gestrichen. Die Finanzen 
für den Personalausbau 
bei den vier Vereinen wur-
den deutlich gekürzt und 
zeitlich befristet. Auch soll 
das Justizressort die Ko-
sten im eigenen, ohnehin 
bereits sehr angespannten 
Budget unterbringen.

Dieses unzureichende 
und auch unrealistische 
Finanzierungskonzept stellt 
nicht nur das Reformvor-
haben massiv in Frage und 

schadet damit der Glaub-
würdigkeit rechtspolitischer 
Ziele, sondern bereitet den 
Vereinen größte Sorge, 
dass neue Aufgaben im 
Auftrag des Bundesgesetz-
gebers wegen der mangel-
haften Finanzierung nicht 
erfüllt werden könnten!

Die BetriebsrätInnen-Ar-
beitsgemeinschaft der vier 
Vereine plant nun, mit Un-
terstützung der GPA-djp, 
zunächst eine Intervention 
auf politischer Ebene, um 
bei den Verantwortlichen 
die Klärung einer ausrei-
chenden, dauerhaften und 
verbindlichen Finanzierung 
des erforderlichen Perso-
nalausbaus einzumahnen. 
Wenn das nicht reicht, sind 
weitere Maßnahmen in 
Vorbereitung.



Wieviel ist zeitgemäßer 
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Alles eine Frage der Organisation!
Organizing. Deutschlehrende in der Erwachsenenbildung wehren sich.
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Nahezu jeder Arbeits-
bereich sowie jede 

Branche sind der allseits 
um sich greifenden Neo-
liberalisierung ausgesetzt. 
Dennoch bzw. oft genau 
deshalb werden die be-
troffenen Arbeitnehmne-
rInnen gewerkschaftlich 
nur schwer erreicht.

Viele Werktätige im So-
zial-, Bildungs- und Ge-
sunheitsbereich klagen 
über die mit diesen Ent-
wicklungen verbundenen 
Begleiterscheinungen wie 
extrem flexible Arbeits-
zeiten, niedriger Lohn und 
unbezahlte Zusatztätig-
keiten.

Die IG Social hat sich 
daher zum Ziel gesetzt, 
jene KollegInnen bei der 
Durchsetzung ihrer Inte-
ressen zu unterstützen, die 
selbst aktiv werden wollen. 

Im Bereich der Erwach-
senenbildung sind unter 
anderem Deutschlehren-
de oftmals Opfer derar-
tiger Entwicklungen. Auf 
einer gut besuchten In-
formationsveranstaltung 
am 24. Oktober 2016 in 
der Fachbuchhandlung 
des ÖGB-Verlages zu die-
sem Thema wurde von 

zahlreichen betroffenen 
KollegInnen der Wunsch 
nach einem Organizing-
Workshop geäußert, der 
schließlich am 18. Febru-
ar stattfand.

Am Tag des Seminars 
durften wir ca. 30 Teil-
nehmerInnen aus sechs 
der größten Erwachsenen-
bildungseinrichtungen in 
den Räumlichkeiten des 
Bildungszentrums der Ar-
beiterkammer Wien be-
grüßen.

Selma Schacht (Vor-
sitzende des Bundesaus-
schusses der IG Social) 
und Axel Magnus (Vor-
sitzender des Wiener Re-
gionalausschusses der 
IG Social) leiteten den 
Workshop und machten 
die interessierten Teilneh-
merInnen mit nützlichen 
Tools wie aktivierende 
Gesprächsführung oder 
dem Erstellen von Be-
triebslandkarten vertraut.

Die Inhalte stießen auf 
großes Interesse und es 
kam in weiterer Folge zu 
reger Beteiligung der An-
wesenden, wodurch eine 
produktive Diskussion 
über potentielle weitere 
Vorgangsweisen entstand. 

Besonders erfreulich war 
die allseits spürbare Be-
reitschaft zur Vernetzung 
der KollegInnen, welche 
durch das Erstellen einer 
Email-Liste zur Terminfin-
dung für das Erarbeiten 
einer Betriebslandkarte 
sogleich in die Praxis um-
gesetzt wurde.

Am Ende der Veran-
staltung gingen die mo-
tivierten KollegInnen mit 
dem Angebot der weite-
ren Begleitung ihres Ver-
netzungs- und Organi-
zingprozesses und einem 

vereinbarten Folgetermin 
in ihr wohlverdientes Wo-
chenende.

Am 22. April trafen 
sich schließlich über 60 
Deutschlehrende aus fast 
20 Einrichtungen erneut, 
um erste Forderungen 
(höhere Bezahlung, be-
zahlte Vor- und Nachbe-
reitungszeiten) zu erarbei-
ten und erste Aktionen zu 

planen, um diesen Nach-
druck zu verleihen. Die 
erste Aktion wurde dann 
mit einem Flashmob am 
traditionellen Kampftag 
der ArbeiterInnenklasse, 
dem 1. Mai, umgesetzt 
und fand einigen Wider-
hall in den Medien.

Und schon ist wieder 
das nächste Treffen für 
den 10. Juni geplant.

Im Zuge der parlamen-
tarischen Behandlung 

des neuen Erwachsenen-
schutzgesetzes haben 
zahlreiche Interventionen, 
von Seiten der Betriebs-
räte-Arbeitsgemeinschaft 
der vier Sachwalterver-
eine mittels Brief an den 
Justizminister, aber auch 
durch die Dienstgebersei-
te, durch GPA-djp-Vorsit-
zenden Wolfgang Katzian 
sowie die Justiz- und Be-
hindertensprecherInnen 
erste Wirkung gezeigt.

Der Rechtsschutz für 
Kinder und Jugendliche in 
Wohneinrichtungen durch 
die Bewohnervertretung 
wurde wieder ins Reform-
vorhaben aufgenommen. 
Hinsichtlich einer ausrei-
chenden und langfristigen 
Finanzierung des erfor-
derlichen Personals für 
die neuen Aufgaben der 
künftigen Erwachsenen-
schutzvereine stellte Justiz-
minister Brandstetter in der 
Plenardebatte fest, er sehe 
die Finanzierung als gesi-

chert, allfällige zusätzliche 
Aufwendungen könnten 
durch die Rücklagen sei-
nes Resorts bedeckt wer-
den, wobei eine entspre-
chende Bewilligung seitens 
des Finanzministers bereits 
vorliege.

Während  nun das vom 
Parlament am 30.3.2017 
einstimmig beschlossene 
Erwachsenenschutzgesetz 
allseits begrüßt wird, blei-
ben die vier Sachwalterver-
eine hinsichtlich der Mittel 
für zusätzliches Personal 
weiter im Ungewissen!

Falls die notwendige Fi-
nanzierung weiterhin un-
geklärt bleibt, planen die 
BetriebsrätInnen bereits ab 
Mitte Mai weitere Interven-
tionen. 

Die seitens der Regie-
rung durchgepeitsch-

te Novellierung des Ver-
sammlungsrechts ist ein 
brachialer Angriff auf die 
demokratischen Grund-
rechte im Land. Dieses 
wurde – gerade auch 
von GewerkschafterInnen 
– in harten Kämpfen er-
rungen, und ist seit 1867 
verfassungsrechtlich ver-
ankert. Es stellt ein un-
verzichtbares Grundrecht 
dar, welches durch die von 
SPÖ und ÖVP beschlos-
sene Gesetzesänderung 
massiv eingeschränkt wur-
de.

Die Verlängerung der 
Anmeldefrist macht es un-
möglich, kurzfristig öffent-
lich auf politische Ereig-

nisse zu reagieren. Dieser 
Abbau demokratischer 
Rechte erstreckt sich bis 
ins unmittelbarste gewerk-
schaftliche Wirken wie z.B. 
nötige Spontanaktionen 
anlässlich blockierter 
Kollektivvertragsverhand-
lungen, kurzfristige Soli-
daritätskundgebungen, …

Mit der neuen Mög-
lichkeit, „außenpolitische 
Interessen“ als Untersa-
gungsgrund heranzuzie-
hen wird in Österreich le-
benden und arbeitenden 
Menschen, die in ihren 
Herkunftsländern Unter-
drückung und Verfolgung 
ausgesetzt sind, das Recht 
genommen, sich hierzu-
lande politisches Gehör 
zu verschaffen. 

Nein zur 
Einschränkung des 

Versammlungs-
rechts!



Wie kriegen wir die 
35-Stunden-Woche?
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Arbeitszeit ist Lebenszeit
Leben braucht Freizeit. Daher 35 Stunden bei vollem Lohn- und Personalausgleich.
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Die Arbeit dominiert 
unseren Alltag. Schon 

geregelte Arbeitszeiten 
sind eine enorme Bela-
stung.

Im Gesundheits- und 
Sozialbereich sind unre-
gelmäßig Arbeitszeiten 
für die Mehrheit von uns 
üblich: Radldienste, Be-
treuung rund um die 
Uhr, Dienstpläne mit ver-
schiedenen Arbeitszeiten, 
Nacht- und Wochenend-
arbeit sowie geteilte Dien-
ste sind in unserer Bran-
che eher die Regel als die 
Ausnahme. Durch geteilte 
Dienste etwa dehnt sich 
die gefühlte Arbeitszeit 
noch mehr über den Tag 
aus.

Dies und einiges mehr 
wirkt sich physisch wie 
psychisch auf unsere Ge-
sundheit und unser Wohl-
befinden 20aus.

Unser Arbeitsleben wird 
immer intensiver: Über-
stunden stehen ebenso an 
der Tagesordnung wie das 
kurzfristige Einspringen für 
ausgefallene KollegInnen.

Gerade bei hohen psy-
chischen und physischen 
Belastungen sind Freizeit 
und Erholung unerläss-
lich. Berufstätige Men-
schen verbringen jetzt 
schon wesentlich mehr 
Zeit am Arbeitsplatz als in 
der eigenen Wohnung. So 
darf es nicht weitergehen!

Es ist daher absolut 
notwendig, die Arbeit so 
zu gestalten, dass es auch 
nach 40 Jahren noch 
möglich ist, gesund in 
Pension zu gehen. Derzeit 
sieht die Realität aber an-
ders aus. Wir können uns 
nicht darauf verlassen, 
dass unsere Geschäftsfüh-
rungen uns Arbeitszeiten 

ermöglichen, mit 
denen wir auch 
noch unsere Fami-
lien versorgen oder 
unsere Freizeit gut 
gestalten können.

Unsere gemein-
same Forderung 
nach Arbeitszeitver-
kürzung beinhaltet 
daher auch, dass 
damit eine bessere 
Planbarkeit des ei-
genen Lebens, der 
Freizeit, fürs Privat-
leben erreicht wer-
den muss. Hinter 
diesem Ziel steht 
ein emanzipato-
risches Element 
und ein humanis-
tisches Menschen-
bild – der Kampf für mehr 
Zeitsouveränität.

Es geht um mehr Frei-
zeit, ein menschenwür-
digeres Leben, mehr Zeit 

für Gesundheit, Bildung, 
Sport, Kultur, Hobbies, 
Entspannung, politisches 
und gesellschaftliches En-
gagement … Es geht um 
die grundsätzliche Frage: 

Wie viel Zeit muss einE 
abhängigeR BeschäftigteR 
am Arbeitsplatz verbrin-
gen – und wie viel bleibt 
für das selbstbestimmte 
Leben?

In den letzten Monaten ha-
ben KollegInnen aus dem 

Wirtschaftsbereich 17 der 
GPA-djp (Gesundheit, So-
ziales, Kinder- und Jugend-
wohlfahrt) intensiv an einer 
Kampagne zur Durchset-
zung der Arbeitszeitverkür-
zung gearbeitet. 

Diese läuft mittlerweile 
seit April. Auftakt dazu war 
eine Presseaussendung, 
über die die VertreterInnen 
der Sozialwirtschaft Öster-
reich (SWÖ), des Arbeitge-
berInnenverbandes, mit dem 
wir den danach benannten 
Kollektivvertrag verhandeln, 
zunächst gar nicht „amused“ 
waren.

Die ArbeitgeberInnen ha-
ben noch am gleichen Tag 
mit einer ziemlich patzigen 
Presseaussendung reagiert, 
in welcher sie in Abrede stel-
len, dass die Verhandlung ei-
ner Arbeitszeitverkürzung bei 
der letzten Kollektivvertrags-
runde vereinbart wurde. Das 
ist unwahr. Trotzdem haben 
mittlerweile insgesamt drei 
Verhandlungstermine statt-
gefunden, die mehr oder 

weniger ergebnislos blieben. 
Zwar seien sie (die Vertrete-
rInnen der Betriebe) auch für 
eine Verkürzung der Arbeits-
zeit. Derzeit sei diese aber 
unfinanzierbar. Selbstver-
ständlich würden sie diese 
gerne umsetzen, wenn wir 
(sprich: die Gewerkschaft) 
das dafür erforderliche Geld 
auftreiben.

Wenn wir jetzt auch noch 
ihren Job machen sollen 
(und dazu gehört halt die 
Beschaffung ausreichender 
finanzieller Mittel), stellt sich 
die berechtigte Frage: Wo-
für bekommen diese Damen 
und Herren ihre nicht gerin-
gen Gehälter?

Wieder einmal werden wir 
also zwischen Politik und Ar-
beitgeberInnen im Kreis ge-
schickt. Beide Seiten reden 
sich auf die jeweils andere 
aus. Gerade wenn mehrere 
Parteien zweistellige Milliar-
denbeträge bei den Staats-
ausgaben einsparen wollen, 
ist die Finanzierung unserer 
Arbeitsplätze mehr als ge-
fährdet. Damit ist klar: Wir 
müssen den Druck erhöhen!

Als ersten Schritt stellen 
wir zu sieben Themenbe-
reichen jeweils drei Fragen. 
Diese werden im Monatstakt 
ausgeschickt und dienen 
dazu, unser Wissen zu stär-
ken, so dass wir die Arbeits-
zeitverkürzung besser argu-
mentieren können. Derzeit 
werden alle Fragen gesam-
melt in Form eines Quizkar-
tenspiels gedruckt, so dass 
du sie dann gemeinsam mit 
deinen KollegInnen spiele-
risch einsetzen kannst.

Weiters wurden Videos zu 
insgesamt 19 Themen mit 
BetriebsrätInnen aus dem 
Sozialbereich gedreht, wel-
che Stück für Stück auf der 
Facebookseite der GPA-djp 
veröffentlicht werden. Und 
hier kommen wir alle ins 
Spiel!

JedeR von uns kann die-
se ganz einfach teilen und 
somit dafür sorgen, dass 
die Macht der Social Media 
auf unserer Seite steht. Ei-
nen hunderttausendfachen 
Aufschrei in diesen können 
sich weder ArbeitgeberInnen 
noch Politik leisten.

... und das nicht nur im 
Fernsehen und als saiso-
nales Jahresfinale, son-
dern auch in Form der zu-
nehmenden sozialen Kälte 
im Gesundheits- und So-
zialbereich.

Es benötigt ein hohes 
Maß an Verdrängung, um 
angesichts der potenti-
ellen politischen Verände-
rungen in naher Zukunft 
entspannt durchs Leben 
zu gehen. Private Kran-
kenversicherungen und 
private Rehabilitations-
Einrichtungen sind nur die 
ersten Vorboten eines ne-
oliberalen Sturmangriffes 
(so fordert eine Partei gar 
die größtenteils private 
Finanzierung der Pflege), 
der in der Privatisierung 
unseres gesamten Sozial- 
und Gesundheitswesens, 
flankiert durch die Wirt-
schaftsprogramme min-
destens zweier großer Par-
teien, seine Vollendung 
finden soll.

Angesichts dieser be-
drohlichen Lage für die 
Beschäftigten und Klien-
tInnen des Gesundheits- 
und Sozialbereichs, hat 

sich die IG Social zum 
Ziel gesetzt eine Veran-
staltungsreihe zum Thema 
profitorientiertes Gesund-
heitswesen ins Leben zu 
rufen.

Diese soll in regelmä-
ßigen Abständen in der 
Ö G B - B u c h h a n d l u n g 
stattfinden. Sie wird Vor-
träge sowie Diskussionen 
mit ExpertInnen aus den 
unterschiedlichsten Be-
reichen bieten.

Sobald die konkreten 
Termine feststehen, wer-
den wir diese in der vor-
liegenden Wandzeitung 
bzw. per Newsletter an 
alle Mitglieder der IG So-
cial kommunizieren.

Noch nicht in die IG 
eingetragen? Du willst 
aber trotzdem unsere Ver-
anstaltungsreihe zu den 
Gefahren der Privatisie-
rung nicht verpassen?

Dann ist jetzt genau 
der richtige Zeitpunkt das 
nachzuholen und den 
Newsletter zu bestellen:  
www.gpa-djp.at  Be-
rufsleben  Interessenge-
meinschaften  IG Social 
 Sei dabei.

Winter is coming ...



Ökonomisierung im 
Gesundheits-, Sozial- und 

Bildungsbereich
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Wer uns angreift ...
... wird unseren Widerstand zu spüren bekommen. Gegen Sozialabbau und Angriffe auf unsere Rechte.
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Nach der Nationalrats-
wahl ist klar, dass die 

neue Regierung in mehre-
ren zentralen Bereichen An-
griffe auf uns Lohnabhängi-
ge plant. Ob schneller oder 
langsamer, ob es uns indivi-
duell oder kollektiv betrifft, ist 
nebensächlich – was erwartet 
uns?

Arbeiterkammer

Als Interessenvertretung 
aller arbeitenden Men-
schen leistet diese sowohl 
individuell als auch kollek-
tiv große Dienste. In den 
Bereichen Rechtsberatung 
und KonsumentInnen-
schutz ist sie für viele von 
uns nicht wegzudenken. 
Davon profitieren auch 
über 800.000 Personen, 
die keinen Mitgliedsbei-
trag leisten. Ebenso wich-
tig ist die Rolle der AK bei 
der Begutachtung von Ge-
setzen, bei sozial- und wirt-
schaftspolitischer Grundla-
genarbeit oder durch ihre 
Analysen der wirtschaftli-
chen Lage der Branchen 

bei der Vorbereitung der 
Kollektivvertragsverhand-
lungen. Selbst wenn die 
Abschaffung der sog. 
Pflichtmitgliedschaft nicht 
kommen wird, sondern 
‘nur’ eine Senkung des 
(ohnehin geringen) Mit-
gliedsbeitrages, wäre das 
eine enorme Schwächung!

Kollektivverträge

Einer der Wunschträume in 
den Chefetagen ist es seit 
langem, Regelungen, die 
bisher nur im Kollektivver-
trag getroffen werden kön-
nen, auf die betriebliche 
Ebene zu verlagern, insbes. 
im Bereich der Arbeitszeit. 
BetriebsrätInnen sind dem 
Druck der Chefetagen viel 
stärker ausgesetzt als un-
sere Gewerkschaften.

Mit einer solchen Verla-
gerung wären Verschlech-
terungen also nahezu 
vorprogrammiert. Nur 
Kollektivverträge können 
einheitliche Arbeitsbedin-
gungen für uns alle si-
chern!

BetriebsrätInnen

Eine der radikalsten 
Gruppen von Un-
ternehmerInnen, die 
Tiroler Adler-Runde, 
fordert die Zusam-
menlegung von Ar-
beiterInnen- und 
Angestelltenbetriebs-
räten. Das würde 
die Anzahl von Be-
triebskörperschaften 
massiv reduzieren. 
Vorsichtig gerech-
net würde uns das 
tausenden Betriebsrats-
mitglieder und hunderte 
Freistellungen kosten. Die 
betriebliche Vertretung 
unserer Interessen würde 
massiv geschwächt!

Sozialversicherung

Mit der geplanten Zusam-
menlegung von Sozialver-
sicherungsträgern besteht 
die Gefahr, dass diese 
künftig weiter von den Be-
dürfnissen der Versicher-
ten entfernt sind. Zentral 
ist aber auch die Frage: 

Wer bestimmt über unser 
Geld? In den meisten So-
zialversicherungen sind es 
auch VertreterInnen von 
uns arbeitenden Men-
schen, die über den Ein-
satz der Mittel und die 
Leistungen entscheiden 
(Selbstverwaltung). 

Wird das auch in Zu-
kunft so sein oder bestim-
men dann Regierung und 
Bosse auch noch über un-
sere Sozialversicherungs-
beiträge und darüber, was 
mit diesen passiert, wofür 
diese überhaupt einge-
setzt werden?

Widerstand

Als Interessengemein-
schaft Social werden wir 
nicht nur alle Maßnah-
men, die unser Arbeits- 
und Lebensbedingungen 
verschlechtern, kritisie-
ren. Wir werden auch ak-
tiv im Widerstand gegen 
deren Durch- und Umset-
zung dabei sein.

Und wir werden trotz al-
ledem für all die mehr als 
dringend erforderlichen 
Verbesserungen kämpfen. 
Wir sehen uns im Wider-
stand!

In Anbetracht der Ent-
wicklungen der letzten 
Jahre zweifeln wir daran, 
ob wir auch in Zukunft 
noch im sogenannten 
Non-Profit-Bereich arbei-
ten werden. Beispiele für 
das Gegenteil gibt es heu-
te schon genug!

Die ORS zum Beispiel, 
die für die Betreuung im 
Flüchtlingslager Traiskir-
chen zuständig ist, verlaut-
bart jedes Jahr Rekord-
gewinne. Gleichzeitig ist 
bekannt, dass die Lebens-
bedingungen der dort un-
tergebrachten Flüchtlinge 
alles andere als gut sind. 

Auch der größte Be-
treiber von Flüchtlings-
unterkünften in Niederö-
sterreich ist mittlerweile 
profitorientiert. Vor eini-

gen Jahren noch haben 
die EigentümerInnen ihr 
Geld mit Wohnungen ver-
dient. Doch Flüchtlinge 
sind scheinbar profitabler!

Auch in anderen Be-
reich können wir ähnliche 
Enwicklungen feststel-
len. Der größte Betreiber 
von Pflegeeinrichtungen 
in Europa ist mittlerwei-
le auch in Österreich auf 
dem Vormarsch. Die Se-
necura, die über 50.000 
Pflegebetten ihr Eigentum 
nennt, schaut sicher mehr 
auf jährliche Steigerungen 
des Profits als auf die Ar-
beitsbedingungen unserer 
KollegInnen. 

Die Privatisierung des 
der größten Suchtkli-
nik Europas, des Anton 
Proksch-Instituts hat zum 

Wechsel in einen schlech-
teren Kollektivvertrag ge-
führt. Der neue Besitzer 
heißt VAMED. Hinter die-
ser steht wiederum der 
deutsche Fresenius-Kon-
zern, der mit Dialyse Mil-
liarden verdient.

Wir werden uns daher in 
4 Veranstaltungen mit dem 
Thema auseinandersetzen:

 �Wie ist die derzeitige 
Situation und was kommt 
auf uns zu?

 �Beispiele aus dem Ge-
sundheits- & Sozialbereich

 �Beispiele aus dem Bil-
dungsbereich

 �Wie kann erfolgreich 
gegen die Unterwerfung 
des Sozialbereiches unter 
die Kriterien der Betriebs-
wirtschaft gekämpft wer-
den?

Auch in unserem Arbeitsbereich werden immer 
mehr und mehr Betriebe privatisiert. Wie lange 

wird der sog. Non-Profit-Bereich tatsächlich noch 
nicht dem Profitkriterium unterworfen sein? Zählen 
Menschen wirklich noch mehr als der Gewinn?

Im Lichte der aktuellen politischen Entwicklungen wol-
len wir die Perspektiven ausloten. Die neue Regierung 
hat sich schon bei ihrer ersten Auflage beim Privatisieren 
besonders hervorgetan. Wir diskutieren die damit zusam-
menhängenden Fragen

am 26.02.2018, ab 18 Uhr 30
in der Fachbuchhandlung des ÖGB

Rathausstraße 21, Eingang Universitätsstrasse
1010 Wien (Nähe U2 Schottentor)

mit

Christoph Stoik vom FH Campus Wien, wo er 
sich unter anderem mit Theorien der sozialen Arbeit 
beschäftigtund, und
Anna Leder, Physiotherapeutin im St. Anna-Kin-
derspital

Veranstaltung:
Wie weit ist die 

Ökonomisierung im Sozial- 
und Gesundheitsbereich 

schon fortgeschritten? Was 
kommt noch auf uns zu?



Zeitgemäßer Rechtsschutz ist offenbar doch
etwas wert!
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Geht ned – gibt’s ned!
Streiken. Können wir! Kämpfen. Können wir! Gefallen lassen? Tun wir uns nix!
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Viele Jahre lang 
herrschte die Mei-

nung vor, dass im 
privaten Sozial- und 
Gesundheitsbereich 
nicht gestreikt werden 
kann. Zu sehr wären 
die KollegInnen in 
der Verantwortung für 
die Menschen, die sie 
betreuen.

Die SWÖ-Kollek-
tivvertragsverhand-
lungen 2018 haben 
das Gegenteil bewie-
sen. Als die Verhand-
lerInnen der Betriebe 
die Verhandlungen in 
der Nacht vom 12. 
auf den 13. Februar 

für beendet er-
klärten, wurde 
die Umsetzung 
des bereits vor-
besprochenen 
dreistündigen 
Wa r n s t r e i k s 
am 15. und 
16. Febru-
ar im großen 
Verhandlungs-
team einstim-
mig beschlos-
sen. Innerhalb 
weniger Stun-
den liefen die 
Vorbereitungen 
an. Streik-

schulungen durch unsere 
GPA-djp erfolgten. Für 
viele waren organisato-
rische Herkulesaufgaben 
zu bewältigen.

Selbst jene, die immer 
schon der Meinung wa-
ren, dass auch wir streiken 
können, wurden von der 
Beteiligung an den Warn-
streiks mehr als nur über-
rascht. Selbst in unseren 
kühnsten Träumen hatten 
wir uns nicht ausmalen 
können, dass sich derma-
ßen viele Beschäftigte, die 
vom SWÖ-Kollektivver-
trag erfasst sind, an den 

Ka m p f m a ß -
nahmen betei-
ligen würden. 
Diese zeigten 
rasch Wir-
kung.

Bereits am 
Tag danach 
bemühte sich 
die SWÖ um 
einen neuen 
Verhandlungs-
termin. Die 
Betriebe wur-
den durch den 
Warnstreik ge-
zwungen, an 
den Verhand-
lungstisch zu-
rückzukehren.

Die wichtigste Lehre 
aus diesen Kollektivver-
tragsverhandlungen ist, 
dass auch wir gemeinsam 
für unsere Interessen ein-
treten können. Das wird 
nachhaltige Spuren im Be-
wusstsein der beteiligten 
KollegInnen hinterlassen. 
Und auch jene, die nicht 
teilgenommen haben, 
wissen jetzt, dass auch wir 
kämpfen können.

Der Sozial- und Ge-
sundheitsbereich ist nicht 
mehr so wie er noch vor 
Kurzem war. Und wird es  
auch nie wieder sein!

Nach einstimmiger Be-
schlussfassung des Er-

wachsenenschutzgesetzes 
durch den Nationalrat am 
30.3.2017 war die Frage 
nach einer Finanzierung 
des erforderlichen Perso-
nals für die vier künftigen 
Erwachsenschutzvereine 
offen geblieben. Darauf-
hin hatte Anfang Juni 
2017 GPA-djp-Vorsitzen-
der Wolfgang Katzian mit 
zwei parlamentarischen 

Anfragen an Justiz- und Fi-
nanzminister interveniert. 
Wenige Tage danach, am 
12.6.2017, schreibt Fi-
nanzminister Schelling in 
einem Brief an Vizekanzler 
Brandstetter, dass „im Hin-
blick auf die Wichtigkeit 
dieses Gesetzes die Finan-
zierung von dessen Aus-
wirkungen in den Jahren 
2017 und 2018 im Wege 
von Rücklagenentnahmen 
sichergestellt werde.“

Auf dieser Basis ha-
ben die vier Vereine be-
gonnen, sich auf das In-
krafttreten mit 1.7.2018 
vorzubereiten und seither 
sehr viel Zeit, Energie und 
Ressourcen investiert. Mit-
te Februar 2018 wurde 
dann von Regierungsseite 
der Plan einer Verschie-
bung des Inkrafttretens des 
Erwachsenschutzgesetztes 
um zwei Jahre bekannt 
und mit der Budgetlage 
begründet. Die bereits früh 
erkennbare Ambivalenz 
gegenüber einer Reform 
des Sachwalterrechts im 
Sinne der UN-Behinder-
tenrechtskonvention schien 
damit offensichtlich.

Wie wäre es sonst mög-
lich gewesen, eine große 
Reform vorzubereiten, 
ohne zuvor den politischen 
Willen und damit eine 
zweifelsfreie Finanzierung 
außer Streit gestellt zu ha-
ben? Die auch medial vor-
getragene Entrüstung von 
vielen Seiten war enorm.

Mittlerweile soll das Er-
wachsenenschutzgesetz 
nun doch mit 1.7.2018 in 
Kraft treten, auch die Fi-
nanzierung für 2018/2019 
aus dem Bundesbudget ist 
seit 1.3.2018 gesichert!

Justizminister Josef Mo-
ser hat dann innerhalb der 
Bundesregierung, beglei-
tet von öffentlichem Druck, 

auf eine ausreichende und 
langfristige Finanzierung 
auf Basis der Berech-
nungen im seinerzeitigen 
Begutachtungsentwurf in 
Höhe von 17 Millionen 
Euro jährlich gedrängt. 
Jetzt freuen wir uns über 
den Erfolg der gemein-
samen konsequenten Hal-
tung.

Keinesfalls aber hät-
te die BetriebsrätInnen-
Arbeitsgemeinschaft der 
vier Vereine zugelassen, 
dass die negativen Aus-
wirkungen einer strukturell 
verankerten Unterfinanzie-
rung auf dem Rücken der 
Kolleginnen und Kollegen 
ausgetragen werden!



Neuwahl bei IG Social:
Werde aktiv
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Frontalangriff auf unsere Interessen
Regierung. Alles andere als dem Sozialstaat freundlich gesonnen.
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Die neoliberale Prä-
gung des Regierungs-

programms ist eindeutig. 
Deutlich sichtbar ist, dass 
sich die VertreterInnen 
der Industrie durchsetzen 
konnten.

Teilweise wurden ihre 
Forderungen wortwörtlich 
übernommen. So gibt es 
Steuergeschenke für die 
Unternehmen, Erben und 
GutverdienerInnen, aber 
massive Kürzungen im So-
zialbereich, Verschlechte-
rungen für Arbeitende und 
für Arbeitslose!

Das sind die schlimm-
sten schwarz-blauen Plä-
ne:

Leistungskürzungen 
vor allem im Sozial- und 
Gesundheitsbereich, um 
12 bis 14 Milliarden Euro 
durch Senkung der Ab-
gabenquote (von derzeit 
43%) „in Richtung“ 40%. 
Die Finanzierung soll 
durch ausgabenseitige 
Einsparungen und Struk-
turreformen erfolgen. Die 
Arbeitsmarktprojekte „Ak-
tion 20.000“ und „Be-

schäftigungsbonus“ wur-
den ersatzlos gestrichen 
und die Förderungen für 
Sprachkurse drastisch ge-
kürzt.

Unsere (Sozial-)Lohn-
bestandteile sollen um 
mindestens 500 Millionen 
Euro „deutlich gesenkt“ 
werden. Die Arbeitergebe-
rInnenbeträge zum Fami-
lienlastenausgleichsfonds 
sollen fallen, jene zur Un-
fallversicherung von 1,3% 
auf 0,8% drastisch redu-
ziert werden. Dies kommt 
einer Zerschlagung der 
AUVA gleich.

Dabei ist die AUVA nur 
der Testballon für den An-
griff auf unser gesamtes 
Sozialversicherungssys-
tem, der mit Sicherheit 
nicht lange auf sich war-
ten lassen wird.

Meldepflichten an 
die Arbeitsinspektorate 
und die Übermittlungs-
pflichten für Betriebsver-
einbarungen sollen ab-
geschafft werden. Das 
heißt vor allem: Abbau 
von Schutzvorschriften für 

ArbeitnehmerInnen. 
Eine Ausweitung der 
täglich zulässigen 
Arbeitszeit von 10 
auf 12 Stunden und 
gleichzeitig eine der 
wöchentlich zuläs-
sigen Arbeitszeit auf 
60 Stunden ist gep-
lant. 

Die Angleichung 
des ArbeiterInnen- 
und Angestelltenbe-
griffs, wobei jedoch 
atypische Formen 
der Arbeit, etwa freie 
DienstnehmerInnen 
oder „neue Selbst-
ständige“ fehlen. 
Ziel von Schwarz-Blau 
ist damit aber auch, Be-
triebsratskörperschaften, 
BetriebsrätInnen und 
Freistellungen durch Zu-
ammenlegung „einzuspa-
ren“. Außerdem will die 
Bundesregierung die Ju-
gendvertrauensrätInnen 
völlig abschaffen. 

Die Zumutbarkeitsbe-
stimmungen für Arbeits-
lose sollen verschärft wer-
den: Längere Wegzeiten, 

Kürzung des Arbeitslo-
sengeldes, Abschaffung 
der Notstandshilfe. Das 
bedeutet ein Modell wie 
Hartz IV in Deutschland.

Erste Berechnungen 
zeigen, dass dadurch in 
einem der reichsten Län-
der der Welt mindestens 
160.000 Menschen zu-
sätzlich in die akute Ar-
mutsgefährdung getrie-
ben werden. Schon jetzt ist 
über eine Million armuts-
gefährdet oder arm!

Wollen wir uns das 
wirklich gefallen lassen? 
Wir denken, dass es er-
forderlich ist, gegen je-
den einzelnen Angriff die-
ser Regierung auf unsere 
Rechte Widerstand zu 
leisten, und werden uns 
daran beteiligen.

Dabei hoffen wir auf 
deine aktive Unterstüt-
zung. Möglichkeiten dazu 
wird es in nächster Zeit 
genug geben. Die nächste 
Demo kommt bestimmt!

Unsere Interessenge-
meinschaft für Be-

schäftigte im Gesund-
heits- und Sozialbereich 
wählt im Juni den Wiener 
Regionalausschuss wie 
alle zwei Jahre neu.

Wir sind eine eine Platt-
form der Vernetzung und 
der gemeinsamen Aktivi-
tät. Dazu spannen wir ei-
nen Bogen zwischen den 
Beschäftigten unseres Ar-
beitsbereiches und der 
Gewerkschaft.

Wir wollen nicht län-
ger die Suppe auslöffeln 
müssen, die uns die neue 
Regierung einbrockt. Die 
Basis dafür sind gemein-
same Aktionen, welche 
wir zusammen mit inte-
ressierten KollegInnen 
planen und durchführen. 
Voraussetzung für solche 
Aktivitäten ist die gemein-

same Diskussion darüber, 
was wir überhaupt wollen. 
Selbstverständlich stehen 
dabei unsere Arbeitsbe-
dingungen im Mittelpunkt. 
Soziale Arbeit ist mehr 
wert!

Wenn auch Du
 �nicht willst, dass unsere 

Arbeitssituation so bleibt, 
wie sie ist

 �gemeinsam mit ande-
ren an Verbesserungen 
arbeiten willst und

 �deinen Beitrag dazu 
leisten willst, dass endlich 
der gesellschaftliche Wert 
des Sozialbereiches aner-
kannt wird

 �der Bundesregierung 
nicht jede Einsparung auf 
unsere Kosten durchge-
hen lassen willst

dann bis Du bei uns ge-
nau richtig! Als eingetra-
genes Mitglied der IG So-

cial und Mitglied unserer 
GPA-djp kannst du nicht 
nur wählen, sondern auch 
selbst kandidieren. 

Um die KandidatInnen 
und ihre Positionen ken-
nenlernen zu können, la-
den wir alle Interessierten 
zu einem

Come together
am: Dienstag, den 12. 
Juni 2018 um 17 Uhr
in: der GPA-djp, 1034 
Wien, Alfred-Dallinger-
Platz 1, 4. Stock, Raum 
4K7

ein, bei welchem auch 
die Möglichkeit zum Aus-
tausch gegeben sein wird.

Wenn Du Fragen zur 
Wahl hast, kannst Du ger-
ne unter birgit.ivancsics@
gpa-djp.at Kontakt mit der 
zuständigen Kollegin Bir-
git Ivancsics in der GPA-
djp aufnehmen.

Nachdem wir uns bei der ersten Veranstaltung un-
serer Reihe zu Privatisierung und Ökonomisie-

rung allgemein mit der Thematik beschäftigt haben, 
werden wir nun anhand konkreter Beispiele aus dem 
Gesundheits- bzw. Pflegebereich weiter diskutieren.

Am Podium sind daher KollegInnen aus drei Be-
trieben mit unterschiedlichen Situationen: Ein profit-
orientierter Betrieb, ein Non-Profit-Betrieb im Mehr-
heitseigentum eines profitorientieren Konzerns und 
ein Non-Profit-Unternehmen, bei dem die Koopera-
tion mit InvestorInnen fast zu massiven Verschlechte-
rungen der Arbeitsbedingungen geführt hätte.

Wir diskutieren am 27.06.2018, ab 18 Uhr 30
in der Fachbuchhandlung des ÖGB

Rathausstraße 21, Eingang Universitätsstrasse
1010 Wien (Nähe U2 Schottentor)

mit

Nikolas Anastasiadis, Mitglied der Konzernver-
tretung der pro mente Reha
Ulrike Kobrna, stv. Betriebsratsvorsitzende API Be-
triebs gemeinnützige GmbH (Anton Proksch Institut)
Bogdan Lazar, Betriebsratsvorsitzender SENECU-
RA Sozialzentrum Krems

Veranstaltung:
Auswirkungen der 

Ökonomisierung im Sozial- 
und Gesundheitsbereich

AUVA
verteidigen!
Ministerin 
schweigen!



Höchste Zeit für Widerstand!
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Bedrohte Jugend
Wiener Mindestsicherung. Soziale Inklusion geht anders.
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Nicht genug damit, 
dass die seit Frühjahr 

2018 geltende Wiener 
Mindestsicherung jungen 
Erwachsenen die Zwangs-
konsumation diverser Un-
terstützungsangebote un-
ter dem Deckmantel der 
(Wieder-)Eingliederung in 
das Erwerbsleben und so-
zialer Inklusion beschert, 
wird der Mindeststandard 
dieser Zielgruppe bei 
Nichteinhaltung swe Vor-
gaben um mindestens ein 
Viertel gekürzt.

Laut den Zielen und 
Grundsätzen der Wiener 
Mindestsicherung soll im Be-
sonderen die dauerhafte Ein-
gliederung oder Wiederein-
gliederung von volljährigen 
Personen bis zur Vollendung 
des 25. Lebensjahres in das 
Erwerbsleben sowie die sozi-
ale Inklusion gefördert wer-
den. Erstmals wurde aber 
mit der Novelle eine Un-
tergruppe der Erwachse-
nen geschaffen; 18 bis 
25-Jährige werden an-
ders behandelt.

Bei der Umsetzung dieses 
Vorhabens ging also wohl so 
einiges schief, denn die ge-
nannte Zielgruppe erhält nur 

noch 75% des Mindeststan-
dards, d.h. 647,28 Euro an-
statt 837,76 Euro, wenn die 
betroffene Person im Bezugs-
monat keine laufende Schul- 
bzw. Berufsausbildung absol-
viert bzw. sich nicht in einem 
Beschäftigungsverhältnis 
oder einer der diversen Kurs-
maßnahmen befindet.

Es besteht zwar die Mög-
lichkeit, diese innerhalb von 
vier Monaten nachzuweisen, 
aber was ist mit jenen, die aus 
körperlichen, psychischen 
oder familiären Gründen 
bereits in der Vergangenheit 
nicht in der Lage waren und 
aktuell sind, die neuen, sehr 
strengen Vorgaben einzuhal-
ten?

Es geht aber noch schlim-
mer. Nur 50% des Mindest-
standards, das sind nur noch 
EUR 431,52 pro Monat, er-
halten jene 18 bis 25-Jäh-
rigen, die noch im elterlichen 
Haushalt bzw. bei den Groß-
eltern leben und keine der 
oben angeführten Beschäf-
tigungsformen nachweisen 
können. 

Eigenständiges Woh-
nen kostet und durch diese 
massive Kürzung wird der 
Schritt junger Erwachsener 

hin zum selbständigen 
Wohnen immer mehr 
erschwert. Das An-
sparen für Kaution, 
Vertragserrichtungsge-
bühren,  Mobiliar usw. 
ist trotz möglicher Un-
terstützung der MA40 
nämlich unerlässlich.

Bei Quadratmeter-
preisen von durch-
schnittlich 12 Euro ist 
Wohnen in Wien so-
gar für viele Erwerbs-
tätige schwer finan-
zierbar. Die ohnehin 
schon großen Schwie-
rigkeiten am Woh-
nungsmarkt für arbeitslose 
Menschen werden sich weiter 
verschärfen. Trotz der Mög-
lichkeit, Mietbeihilfe über die 
MA40 sowie Wohnbeihilfe 
(MA50) zu beziehen, werden 
die erneuten Kürzungen viele 
Mindestsicherungsbeziehe-
rInnen vor kaum bewältig-
bare Probleme stellen.

Leider werden die ersten 
Folgen schon im wahrsten 
Sinne des Wortes sichtbar. 
Wir wissen aus unserer Ar-
beit, dass einige von diesen 
Kürzungen betroffene junge 
Erwachsene bereits auf der 
Straße leben müssen.

Das Geld, das mit der Staf-
felung des Mindeststandards 
vermeintlich eingespart wird, 
wird die Politik postwendend 
in Delogierungspräventi-
on und die Erweiterung der 
Angebote der Wiener Woh-
nungslosenhilfe investieren 
müssen, wenn es nicht zu 
einer Verfestigung der Woh-
nungslosigkeit kommen soll. 
Die im Gesetz genannte 
Ziele der Eingliederung oder 
Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt sowie der so-
zialen Inklusion erscheinen 
unglaubwürdig, wenn gleich-
zeitig eine große Gruppe 
von Menschen aufgrund der 

gekürzten Mindeststandards 
immer weiter an den Rand 
der Gesellschaft und in die 
Verarmung getrieben wird. 

Wo sind die Unterstüt-
zungsangebote für jene 18- 
bis 25-Jährigen, die nicht 
in das von der Politik eng 
gesteckte Schema passen? 
Ohne gesicherte Existenz, 
besonders aber ohne gesi-
cherten Wohnraum wird es 
für junge Menschen immer 
schwerer, sich auf die Aus-
bildung zu konzentrien oder 
einen Arbeitsplatz zu finden, 
womit die eigene Wohnung 
erst recht zu einem unfinan-
zierbaren Traum wird.

Schlag auf Schlag pras-
seln die reaktionären 

Entscheidungen der 
schwarz-blauen Regie-
rung auf uns nieder.  Nur 
konsequenter Widerstand 
bis hin zu einer breiten 
Streikbewegung wird ihre 
Pläne zugunsten der Wirt-
schaft auf Kosten der ar-
beitenden Menschen noch 
aufhalten können.

Der 12-Stunden-Tag 
und die 60-Stunden-Wo-
che sind bereits beschlos-
sen. Bald werden sich 
die verheerenden Auswir-
kungen zeigen. 

Ins Visier genommen 
wird ebenfalls unsere So-
zialversicherung mit ihrer 
seit der Ersten Republik 
(mit Ausnahme des Fa-
schismus) bestehenden 
Selbstverwaltung. In Zu-
kunft wird hier die Wirt-

schaft über unser Geld 
und unsere Sozialleistun-
gen bestimmen. Wir wer-
den nicht nur enteignet 
und dürfen nicht mehr 
demokratisch selbst über 
unsere Sozialversiche-
rungsbeiträge entschei-
den, sondern wissen auch 
schon jetzt, dass ein rie-
siges Sparpaket auf uns 
zukommt.

Gelder für viele Frau-
enorganisationen wurden 
ersatzlos gestrichen, was 
dazu führen muss, dass 
für zahlreiche Frauen ein 
selbstbestimmtes Leben 
noch unmöglicher wird.

Die Mindestsicherung 
soll bundesweit gekürzt 
werden, was uns als Ver-
heinhetlichung verkauft 
wird. Gegen diese wäre 
ja prinzpiell nichts einzu-
wenden, wenn es sich da-

bei um eine Verbesserung 
für jene handeln würde, 
die heute schon zu wenig 
zum Leben haben. Auch 
in Österreich droht Hartz 
IV, welches in Deutsch-
land dazu führt, das Mil-
lionen dauerhaft aus dem 
Arbeitsmarkt und von der 
gesellschaftlichen Teilha-
be ausgeschlossen sind.

Der Jugendvertrauens-
rat wird ersatzlos abge-
schafft. AsylwerberInnen 
werden immer mehr 
drangsaliert und ihrer 
Rechte beraubt.

Grund genug, die An-
griffe der Regierung mit 
einem heißen Herbst zu 
beantworten. Daher rufen 
wir jetzt schon zur Teilnah-
me an der bundesweiten 
Großdemonstration am 
15.12. auf. Details unter:
www.heisserherbst.at

In kaum einem Bereich unserer Branche ist die Priva-
tisierung weiter fortgeschritten als in der Erwachse-

nenbildung. Öffentliche Angebote sind Mangelware. 
Das hat zur Folge, dass zahlreiche Betriebe mittler-
weile profitorientiert arbeiten und geht auf Kosten der 
Qualität für die Lernenden. Die Arbeitsbedingungen 
der KollegInnen bleiben auf der Strecke. Zuletzt an-
gekündigte Einsparungen beim AMS werden diese 
Situation noch weiter verschlechtern.

Wir diskutieren am 26.11.2018, ab 18 Uhr 30
in der Fachbuchhandlung des ÖGB

Rathausstraße 21, Eingang Universitätsstrasse
1010 Wien (Nähe U2 Schottentor)

mit
 �Markus Haunschmid, Mitglied im Bundesaus-

schuss der IG Education
 �Gernot Mitter, Fachmensch der AK für Arbeits-

marktpolitik
 �Stefanie Steininger, stellvertretende Betriebs-

ratsvorsitzende BBRZ Reha

Gemeinsame Veranstaltung von IG 
Social und IG Education:
Auswirkungen der 

Ökonomisierung in der 
Erwachsenenbildung



SWÖ-Kollektivvertragsver-
handlungen gestartet
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Sozialabbau brutal
Sozialversicherungen. 130 Jahre Aufbauarbeit mit einem Federstrich zerschlagen.
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Deklariert als „notwen-
dige Reform“ der So-

zialversicherung wurde 
vor Weihnachten im Na-
tionalrat die Sozialversi-
cherungs-Organisations-
reform durchgepeitscht. 
Mit dieser massiven Ein-
schränkung der Mitbe-
stimmung sowie der Ent-
eignung des „Vermögens“ 
der Versicherten wurde ein 
weiterer Schritt in Richtung 
„Freiheitsberaubung“ der 
Arbeitenden gesetzt.

Diese Reform ist eine klare 
Machtverschiebung zu den 
DienstgeberInnen. Abgese-
hen von den zu erwartenden 
Millionenkosten der Fusionie-
rungen wird durch eine mas-
sive Personalreduktion die 
Qualität der Leistungen und 
in manchen Bereichen die 
Versorgung selbst gefährdet. 
Fast die Hälfte der Beschäf-
tigen der Sozialversicherung 
sind in deren Gesundheits-
einrichtungen direkt bei den 
PatientInnen tätig. Die von 
der Regierung erzwungenen 
Einsparungen haben einen 
Abbau der regionalen Be-
treuung, längere Wartezeiten 
und Einschränkungen im Lei-
stungsspektrum zur Folge.

Einen Vorgeschmack auf 
die Zukunft bietet die der 
solidarischen Sozialversiche-
rung aufoktroyierte Erhöhung 
der Millionen-Zahlungen an 
private Krankenanstalten. 
Mit der Verschiebung der Be-
triebsprüfung von der Kran-
kenkasse zum Finanzamt 
wird den Versicherten die 
Kontrolle über ihre Beiträge 
und in Folge über das Aus-
maß der Leistung entzogen.

Am dramatischten ist die 
Fesselung der Versicherten 
im Bereich der Selbstverwal-
tung. Diese ist eine Garantie 
für die Mit- und in manchen 
Teilen Selbstbestimmung der 
ArbeitnehmerInnen! Mit die-
ser sog. Reform werden die 
Mehrheitsverhältnisse zu den 
Unternehmensverbänden 
verschoben.

Ausgestattet mit „dikta-
torischen“ Rechten werden 
Wirtschaft, Industrie und ihre 
Regierung die soziale Absi-
cherung bei Krankheit, Ar-
beitslosigkeit, Arbeitsunfall 
und im Alter ein- und be-
schränken. Das beispielhafte 
und international anerkannte 
Modell der solidarischen So-
zialversicherung in Österrei-
ch steht vor dem Ende.

Im Wesentlichen geht es 
bei der Politik der Regierung 
um den Gesamtumbau der 
Gesellschaft: Weg von stär-
kenden solidarischen Struk-
turen eines gut ausgebauten 
Sozialstaates hin zur Almo-
sen-, Abhängigkeits- und 
Auspressungspolitik durch 
die Kapital-, Grund und Pro-
duktionsmittelbesitzerInnen.

Dieser Verschiebung ge-
gen die Menschen stehen gut 
ausgebaute Einrichtungen 
der sozialen Sicherheit und 
hier allen voran die der soli-
darischen Sozialversicherung 
diametral entgegen. Daher 
ist es kein Wunder, dass zu-

erst einmal gleich die Bei-
träge zur Unfallversicherung 
und damit unsere Bruttobrut-
tolöhne gekürzt wurden. Da-
von haben nur die Unterneh-
men etwas. Wir hingegen 
werden die Kosten in Form 
schlechterer Versorgung oder 
teurer Privatversicherungen 
begleichen.

Wirkliche Freiheit, wirt-
schaftliche und damit auch 
die persönliche, setzt eine ge-
rechte und solidarische Ge-
sellschaft voraus, in der die 
Arbeitenden selbst über ihr 
Leben bestimmen. Mit dieser 
Freiheit ausgestattet kann die 
Mehrheit in der Gesellschaft 

die Verteilungsverhältnisse 
verändern. Genau das ist für 
die Besitzenden nicht akzep-
tabel.

Mit Hilfe der radikalen 
Rechten treten sie an, um die 
soziale Sicherheit, die „Frei-
heit der ArbeitnehmerInnen“ 
zu vernichten.

Das können und werden 
wir im Sinne einer solida-
rischen Gesellschaft und der 
Selbstbestimmung der Arbeit-
nehmerInnen nicht hinneh-
men. Diese Regierung steht 
für die Interessen von Weni-
gen – für uns Lohnarbeitende 
hat sie nichts zu bieten! Weh-
ren wir uns! Es ist Zeit!

Die Sozialwirtschaft Ös-
terreichs versorgt mit 

über 110.000 Beschäf-
tigten notleidende und 
kranke Menschen. Sie 
umfasst viele, in unserer 
Gesellschaft essentielle 
Berufe wie etwa Heimhil-
fen, SozialarbeiterInnen 
und Pflegekräfte.

Eigen ist allen in dieser 
Branche angesiedelten 
Berufen, dass sie meist 
direkt mit Menschen ar-
beiten und somit allen 
Widrigkeiten wie dem psy-
chischen und physischen 
Leid  ihrer KlientInnen, oft 
in einer intimen, vertrau-
ensbedürftigen Sphäre, 
ausgesetzt sind.

In krassem Widerspruch 
zur Bedeutung dieser 
Branche für das Funkti-

onieren unserer Gesell-
schaft stehen jedoch die 
Gehälter, welche trotz 
stetig steigendem Arbeits-
druck im Vergleich zu an-
deren Branchen hinter-
herhinken. Hinzu kommt, 
dass Personalmangel, 
Dienstplanunsicherheiten 
und geteilte Dienste, wel-
che unvermeidbar die 
Vermischung von Berufs- 
und Privatleben zur Folge 
haben, allgegenwärtig 
sind. Diesen Missständen 
muss entschieden entge-
gengewirkt werden, um 
eine hohe Qualität der 
Betreuung unserer Klien-
tInnen weiterhin möglich 
zu machen.

Unsere KollegInnen 
vermögen nur bei entspre-
chender Entlohnung und 

Ruhezeit die Herausfor-
derungen dieser Branche 
zu meistern ohne soziale 
und gesundheitliche Ver-
schlechterungen befürch-
ten zu müssen. 

Daher ist es nicht mehr 
als gerecht, bei den dies-
jährigen Kollektivvertrags-
verhandlungen zusätzlich 
zur Arbeitszeitverkürzung 
auf 35 Stunden pro Wo-
che bei vollem Lohn 
und- Personalausgleich 
und einer sechsten Ur-
laubswoche für alle eine 
angemessene Erhöhung 
der Kollektivvertrags- und 
Ist-Gehälter um 6 Pro-
zent unter besonderer Be-
rücksichtigung niedriger 
Einkommen durch einen 
Mindestbetrag von 150 
Euro zu fordern.

Stermarsch zum Rathaus
29.01.2019, 14 Uhr 30
Treffpunkte:

 � Ostarrichipark / Otto Wag-
nerplatz: Schwerpunkt Behinder-
tenarbeit

 � Hauptuniversität: Schwer-
punkt Kinder- und Jugendarbei

 � Platz der Menschenrechte 
(Museumsquartier): Schwerpunkt 
Pflege

Abschlusskundgebung 
beim Rathaus / Friedrich-

Schmidt-Platz

Aktionstag zu den SWÖ-
Kollektivvertrags-

verhandlungen



Zeitgemäßer Rechtsschutz benötigt mehr Personal
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Nein zur Kürzung der Mindestsicherung!
Armut bewusst vermehren? Nicht  mit uns!
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Im Mai will die Regierung 
im Nationalrat die neue 

Sozialhilfe beschließen. 
Das Leben mit der Min-
destsicherung ist schon 
hartgenug. Mit den neu-
en Regelungen wird es 
noch schlimmer. Mona-
telang hat die Regierung 
gegen Menschen gehetzt, 
die ihr Geld vom Sozial-
zentrum bekommen. Fakt 
ist: Der durchschnittliche 
Bezug eines Haushaltes 
beträgt 8,5 Monate mit 
606 Euro. Weniger als 1% 
vom Sozialbudget werden 
für die Mindestsicherung 
ausgegeben. Und ge-
kürzt wird nun bei allen: 
bei Geschwisterkindern, 
Kranken, Alten, Alleiner-
ziehenden, Arbeitenden, 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen … 

Wir müssen gegen 
diese sog. Mindestsiche-
rungsreform kämpfen, 
weil sie schlecht ist: 

 für die Arbeitenden: 
Viele, die Mindestsiche-
rung bekommen, sind 
berufstätig. Sie verdienen 
zu wenig, um davon le-
ben zu können. Deshalb 
müssen sie ihren Lohn/
ihr Gehalt durch das Geld 
vom Sozialzentrum auf-
stocken. Wenn sie in Zu-
kunft keinen Anspruch auf 
Mindestsicherung haben, 
weil z.B. ihr Deutsch zu 
schlecht ist oder sie noch 
nicht lange genug in Ös-
terreich leben, rutschen 
sie weiter in die Armut ab. 
 für Frauen und Al-

leinerziehende: Noch im-
mer kümmern sich meist 
Frauen um die Betreuung 
der Kinder oder die Pflege 
von Familienmitgliedern. 
Deshalb können viele 
Frauen nur in Teilzeit ar-
beiten. Frauen verdienen 
in Österreich noch immer 
um fast 20% weniger als 
Männer. Viele müssen ih-

ren schlechten Lohn mit 
dem Geld vom Sozial-
zentrum aufstocken. Die 
Mehrzahl der Mindestsi-
cherungs-BezieherInnen 
sind Frauen, auch deshalb 
treffen sie die Kürzungen 
am meisten. Auch die an-
deren Kürzungen (z.B. ab 
dem 2. Kind) wirken sich 
auf sie besonders aus. 
 für MigrantInnen: 

Menschen, die in Öster-
reich subsidiären Schutz 
erhalten haben, sollen 
künftig nur noch Geld in 
Höhe der Grundversor-
gung erhalten. Sie müs-
sen dann mit maximal 
365 Euro im Monat aus-
kommen. Davon kann 
niemand leben! Wer kei-
nen Pflichtschulabschluss 
in Österreich gemacht hat 
und keine B1-Deutsch-
kenntnisse (oder C1-Eng-
lischkenntnisse) hat, soll in 
Zukunft 300 Euro weniger 
im Monat bekommen! 

 für die älteren und 
gesundheitlich belasteten 
Arbeitslosen: Schon jetzt 
sind viele Arbeitslose auf 
Mindestsicherung ange-
wiesen, weil ihr Arbeits-
losengeld bzw. die Not-
standshilfe einfach nicht 
ausreicht. Fast 160.000 
Menschen bekommen in 
Österreich Notstandhilfe, 
davon sind 80% Österrei-
cherInnen. Die Hälfte ist 
älter als 45 Jahre, mehr 
als ein Drittel hat gesund-
heitliche Probleme. Die 

Regierung will in Zukunft 
die Notstandshilfe strei-
chen – dann werden aber 
noch mehr Arbeitslose 
Mindestsicherung/Sozi-
alhilfe brauchen. Genau 
diese Menschen fallen 
dann unter die Armuts-
grenze. 

Wir Arbeitenden im 
Sozial- und Gesundheits-
bereich sagen laut und 
deutlich NEIN zu dieser 
sozialreaktionären Kür-
zungswelle und werden 
diese bekämpfen!

Vor über einem Jahr 
konnte die Finanzie-

rung des erforderlichen 
Personals bei den vier Er-
wachsenenschutzvereinen 
für die neuen Aufgaben 
im Zuge der Reform des 
Sachwalterrechts und der 
Novelle des Heimaufent-
haltsgesetzes mit verein-
ten Kräften gesichert wer-
den. Damit standen auf 
Basis der Berechnungen 
im Begutachtungsentwurf 
für 2018/2019 jährlich 
Subventionen in Höhe von 
ca. 17 Millionen Euro aus 
dem Bundesbudget zur 
Verfügung. Etwa 180 neue 
KollegInnen haben in der 
Folge nach ihrer Einschu-
lung mit der Umsetzung 
des neuen Erwachsenen-
schutzgesetzes begonnen.

Die Weiterfinanzierung 
im Rahmen eines Dop-
pelbudgets 2020/2021 

ist unge-
klärt! Wir 
befürch-
ten, dass 
die Sub-
ven t ion 

nicht erhöht wird, womit 
die jährliche Kostenstei-
gerung von ca. 3% nicht 
gedeckt wäre, was Aus-
wirkungen auf den Perso-
nalstand hätte! Politische 
Äußerungen zur künftigen 
Finanzierung sind erst im 
Sommer zu erwarten.

Gleichzeitig haben 
unsere bisherigen Erfah-
rungen eine starke Nach-
frage nach den neuen 
Dienstleistungen (z.B. Er-
richtung und Registrierung 
von gewählten und gesetz-
lichen Erwachsenenvertre-
tungen, obligatorisches 
Clearing, …) gezeigt. 
Unser breiterer Einblick in 
die derzeit etwa 52.000 
Erwachsenenvertretungen 
(bisher Sachwalterschaf-
ten) zeigte überdies gra-
vierende Mängel in der 
Ausübung des Rechts-
schutzes für KlientInnen, 

Podiumsdiskussion mit
Beispielen aus Deutschland

Viele Betriebsratskörperschaften und KollegInnen kämpfen in 
ihrem beruflichen Alltag permanent gegen die Verschlechterung 
ihrer Arbeitsbedingungen durch die fortschreitende Ökonomi-
sierung unserer Branche. An diesem Abend werden wir uns mit 
Beispielen erfolgreicher Kämpfe dagegen beschäftigten.

Referent: Uwe Ostendorff, Gewerkschaft Verdi (zuständig 
für die Konzernbetreuung von Krankenhauskonzernen)

Wann: 11. Juni, 18 Uhr

Wo: BFI Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, 1030 Wien (U3 Schlacht-
hausgasse), Raum rechts vom Stiegenhaus im Erdgeschoss

Wie erfolgreich gegen 
Ökonomisierung kämpfen?

die durch das Fehlen einer 
ausreichenden Zahl ge-
eigneter SachwalterInnen 
(nun Erwachsenenvertre-
terInnen) zu erklären sind!

Die vier Vereine, die ge-
meinsam nur etwa 9.000 
gerichtliche Erwachsenen-

vertretungen übernehmen 
konnten, sollten im Sinne 
der Reformziele in die 
Lage versetzt werden, den 
zuständigen Gerichten 
deutlich mehr ausgebil-
dete Erwachsenenvertrete-
rInnen anzubieten! Wenn 

mittelfristig 50 Prozent der 
anfallenden gerichtlichen 
Erwachsenenvertretungen 
von den vier Vereinen 
übernommen werden sol-
len, braucht es deutlich 
mehr Personal, nicht we-
niger!



Was tun, wenn die Politik
unsere Interessen nicht vertritt?
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Was wir von der Politik erwarten
Noch mehr Einsparungen auf Kosten von uns Beschäftigen? Wir sagen Nein!
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Vor dem Hintergrund 
unserer Einblicke bei 

der vielfältigen Tätigkeit 
im Sozial- und Gesund-
heitsbereich und aus ei-
ner gewerkschaftlichen 
Grundhaltung formulieren 
wir folgende Erwartungen 
an die Politik der näch-
sten Jahre. Wir wollen 
damit einen Beitrag lei-
sten, dass sozialpolitische 
Errungenschaften bewahrt 
bleiben bzw. so weiterent-
wickelt werden, dass alle 
Menschen in Österreich 
in sozialer Sicherheit und 
Würde friedlich leben und 
zusammenleben können. 
Was verlangen wir?

Soziale Sicherheit im 
Verlauf und bei allen 
Wechselfällen des Le-
bens:

Als Kinder durch Schutz 
vor Armutsgefährdung 
und Respekt vor Kinder-
rechten, in Ausbildung 
durch gleiche Chancen 

in einem guten Bildungs-
system, im Arbeitsleben 
durch gute Arbeitsbedin-
gungen und ein starkes 
Arbeitsrecht, bei Famili-
engründung durch leich-
ten Zugang zu leistbarem 
Wohnen, bei Arbeitslo-
sigkeit durch eine ausrei-
chende Versicherungslei-
stung und Unterstützung 
bei beruflicher Umorien-
tierung, nach einem Unfall 
durch rasche Hilfe und fi-
nanzielle Absicherung, bei 
Erkrankung durch gleiche 
qualitativ hochwertige 
medizinische Versorgung, 
im Alter durch eine gesi-
cherte und ausreichende 
Pension im Rahmen un-
seres bewährten solida-
rischen Pensionssystems 
zur Vermeidung von Al-
tersarmut, bei Pflegebe-
dürftigkeit durch würdige 
Rahmenbedingungen zur 
Sicherung einer Betreu-
ung.

Aktive Bekämpfung 
von sozialer Ungleich-
heit und Benachteili-
gung:

Zum Ausgleich sozialer 
Ungerechtigkeit sollte die 
Politik verstärkt auf jene 
Gruppen achten, die so-
zial, ökonomisch oder 
gesundheitlich benach-
teiligt sind, ohne dass die 
Schwächsten gegeneinan-
der ausgespielt werden. 
Dazu sind Umverteilungs-
konzepte erforderlich, die 
als Grundkonsens gelten 
und mittels veränderter 
Steuerpolitik (Vermögens-
steuer, Erbschaftssteuer, 
Wertschöpfungsabgabe, 
Spekulationssteuer, usw.) 
finanzierbar werden. Be-
sondere Unterstützung 
und verbesserte Rahmen-
bedingungen verdienen 
etwa alleinerziehende 
Frauen und ihre Kinder, 
junge aber auch ältere 
Menschen mit geringerer 

Bildung und schlechten 
Chancen am Arbeitsmarkt 
im Falle ihrer Arbeitslosig-
keit, Menschen, die flüch-
ten mussten und um Asyl 
angesucht haben, Men-

schen mit Behinderungen 
oder chronischen Erkran-
kungen.

Mit einem Wort: Wir 
wollen ein gutes Leben für 
alle!

Unaufhörlich wird an 
unseren Arbeitsbe-

dingungen gezerrt und 
gezurrt. Zunehmend wer-
den Gesetze beschlossen, 
die eine Balance zwischen 
Arbeit und Freizeit immer 
schwieriger machen.

Sind Resignation oder 
politisches Desinteresse 
der einzige Weg, mit dem 
eigenen Unverständnis 
oder sogar der Frustration 
umzugehen? Oder gibt 
es Möglichkeiten, wie je-
deR Einzelne oder noch 
besser wir gemeinsam (in-
teressiert und engagiert 
bleiben und sogar) etwas 
verändern können?

Wir von der IG Social 
wollen jedenfalls aktiv für 
gute Arbeitsbedingen für 
uns alle statt Selbstaus-
beutung eintreten!

Daher haben wir uns 
dazu entschieden uns bis 
zum nächsten Sommer 
im Rahmen von Work-
shops gemeinsam mit dir 
folgenden Fragen zu wid-

men: Was brauchen wir 
(damit es uns gut geht)? 
Wofür wollen wir einste-
hen? Was erwarten wir 
uns von der Politik?

Allerdings wollen wir 
nicht beim Sudern stehen 
bleiben, sondern uns ge-
meinsam Schritt für Schritt 
einer Aktion annähern, bei 
welcher wir unsere Forde-
rungen sichtbar machen. 
Dabei werden wir anhand 
eines theoretischen Inputs 
mit der Methode des Or-
ganizing arbeiten.

Aufbauend auf diesem 
Konzept werden wir ver-
suchen, unsere politische 
Handlungsfähigkeit wei-
terzuentwickeln bzw. aus-
zubauen. Was können wir 
gemeinsam tun, um die 
Politik zu beeinflussen? 
Was ist realistisch, was 
machbar?

Der vierte Teil soll eine 
konkrete Aktion sein, die 
wir gemeinsam umsetzen, 
um unseren Forderungen 
Nachdruck zu verleihen.

 Wo drückt der Schuh?
Workshop 1, 20.01.2020, 18 Uhr: Gemeinsame Formulierung 
von Forderungen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen, 
die die IG Social in die Gremien der GPA-djp weitertragen wird.

   Was tun? Organize!
Workshop 2, 23.03.2020, 18 Uhr: Methoden für die Umset-
zung der im ersten Workshop erarbeiteten Forderungen im 
eigenen Arbeitsumfeld kennenlernen. 

   Nägel mit Köpfen
Workshop 3, Termin folgt! 
Gemeinsame Entwicklung und Planung einer konkreten Aktion 
zur Umsetzung unserer Forderungen.

   Action! Go!
Aktion, Zeit und Ort werden gemeinsam festgelegt: Gemein-
same Durchführung der geplanten Aktion.

Von der Idee zur Aktion
Workshopreihe der IG Social

Die Workshops finden statt in der 
GPA-djp, Alfred-Dallinger-Platz 1, 1030 Wien 

(U3 Schlachthausg.) Raum rechts vom Stiegenhaus im Erdgeschoss

Wir würden uns freuen, möglichst viele von euch regelmäßig bei dieser Workshopreihe 
begrüßen zu können, da diese von eurer Beteiligung lebt!
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35 Stunden jetzt sofort!
Arbeitszeitverkürzung ist das Gebot der Stunde. Und das mit vollem Lohn- und Personalausgleich!
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Seit vielen Jahren for-
dern wir als IG Social 

die 35-Stunden-Woche 
bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich. Bei 
den heurigen Kollektiv-
vertragsverhandlungen 
wird diese Forderung zum 
wiederholten Mal für die 
Sozialwirtschaft erhoben, 
heuer haben sich aber 
auch die KollegInnen bei 
der Caritas und der Dia-
konie dieser Forderung 
angeschlossen. 

Obwohl wir mit zahl-
reichen Fakten die Not-
wendigkeit und Mach-
barkeit der von uns 
geforderten Arbeitszeit-
verkürzung untermauern 
können, ist das den Ver-
handlerInnen auf Arbeit-
geberInnenseite vollkom-
men egal. Für sie geht es 
einzig um eine Prinzipi-
enfrage. Sie wollen nicht 
nachgeben. Und viele von 
ihnen können wohl auch 
nicht, da sie von Seiten 
der größeren Regierungs-
partei massiv unter Druck 
gesetzt werden, was uns 
nicht weiter verwundert.

So wie bei der Vorgän-
gerregierung finden wir 
auch im aktuellen Koaliti-
onspaket praktisch nichts, 
was den arbeitenden 
Menschen zugute kom-
men würde, dafür aber 
umso mehr, was die Pro-
fite der großen Konzerne 
ins Unermessliche stei-
gen lassen wird. Die von 
der letzten Regierung be-
schlossene Einführung des 
12-Stunden-Tages und 
der 60-Stunden-Woche 
wird auch von der aktu-
ellen Regierung nicht an-
getastet. Da darf es uns 
nicht weiter verwundern, 
wenn diese unserer be-
rechtigten Forderung nach 
mehr Freizeit nicht gerade 
freundlich gesonnen ist.

Klarerweise sind die 
ideologischen Vordenke-
rInnen der Regierung in 
Industriellenvereinigung 
und Wirtschaftskammer 
gegen eine Verkürzung 
der wöchentlichen Ar-
beitszeit, haben sie doch 

mit dem Arbeitszeitverlän-
gerungsgesetz gerade erst 
die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, die Lohnar-
beitenden zugunsten des 
Profits noch mehr ausbeu-
ten zu können.

Dass der Großteil der 
Menschen in Österreich 
in dieser Beziehung ganz 
andere Interessen hat, 
zählt da nicht. Selbstver-
ständlich haben die Bosse 
in den anderen Branchen 
Angst davor, dass die dort 
beschäftigten KollegInnen 
auf „blöde Ideen“ kom-
men könnten, wenn wir es 
schaffen, die 35-Stunden-
Woche durchzusetzen. Wir 
als GewerkschafterInnen 
sehen das klarerweise 
ganz anders. Ehrlich ge-
sagt würden wir Luftsprün-
ge vor Freude ausführen, 
wenn wir im Sozial- und 
Gesundheitsbereich der 
Eisbrecher dafür wären, 
dass nächstes Jahr die 
Forderung nach einer Ar-
beitszeitverkürzung bei 
möglichst vielen Kollek-
tivvertragsverhandlungen 
erhoben wird.

Kommen wir aber noch 
einmal zu den Argu-
menten der sog. Arbeit-
geberInnen in der Sozial-
wirtschaft zurück, warum 
eine Arbeitszeitverkürzung 
nicht möglich sei. Ihr 
Hauptargument ist, dass 
es in einigen Berufsgrup-
pen den von zahlreichen 
Branchen ins Treffen ge-
führten Fachkräftemangel 
gibt. Dabei handelt es 
sich um nichts anderes als 
eine billige Ausrede!

Wenn die Herren und 
Damen in den Geschäfts-
führungen einmal ihre 
warmen Vorstandsetagen 
verlassen würden, wür-
den sie direkt im eigenen 
Betrieb zahlreiche Kolle-
gInnen finden, die ihre 
mageren Teilzeitarbeits-
verhältnisse gerne um ein 
paar Stunden aufstocken 
würden. Wie wir aus ei-
ner Befragung unserer 
GPA-djp gemeinsam mit 
der Gewerkschaft vida 
wissen, würden sehr viele 

Teilzeitbeschäftigte gerne 
in Richtung 30 Stunden 
aufstocken. Das Perso-
nal, dass es laut unseren 
ChefInnen angeblich nicht 
gibt, ist also in ihren eige-
nen Betrieben schon vor-
handen. Tatsächlich geht 
es ihnen einzig darum, 
dass Teilzeitbeschäftigte 
weniger kosten und fle-
xibler einsetzbar sind. Ob 
die KollegInnen mit den 
daraus resultierenden kar-
gen Gehältern über die 
Runden kommen, ist den 
hochbezahlten Chefitäten 
schlicht und einfach egal.

Außerdem wissen wir 
dank der Einführung des 
Gesundheitsberuferegi-
sters auch in der Pflege 
ganz genau, was Sache 
ist. In Österreich gibt es 
je nach Zählung zwischen 
30.000 und 40.000 aus-
gebildete Pflegepersonen, 
die derzeit nicht in ihrem 
Beruf tätig sind. Der viel 
beschworene Personal-
mangel löst sich schneller 
in Luft auf als ein verdamp-
fender Regentropfen.

In Wirklichkeit hat 
sich der Kampf um die 
35-Stunden-Woche auf 
eine reine Machtfrage re-
duziert. Können sich die 
Bosse durchsetzen oder 
wir? Als Gewerkschaft 
haben wir im Wesent-
lichen drei Werkzeuge zur 
Durchsetzung der Interes-

sen der KollegInnen: Mit-
gliederzahl, Aktionen und 
Kampfmaßnahmen bis hin 
zum Streik.

Folglich kann jedeR 
von uns seinen Beitrag 
zur Durchsetzung der 
35-Stunden-Woche lei-
sten! Sei dabei, denn nur 
gemeinsam sind wir stark!

Workshop 2: Was tun? Organize!
23.03.2020, 18 Uhr

Methoden für die Umsetzung der im ersten Workshop erarbeiteten 
Forderungen im eigenen Arbeitsumfeld kennenlernen. 
Schlechte Bezahlung, Personalmangel und prekäre Arbeitsverhältnisse – es gibt 
vieles wofür es sich lohnt, sich gewerkschaftlich zu organisieren. Ob in der Er-
wachsenenbildung, im Gesundheits- oder Sozialbereich, wir müssen mehr wer-
den und Gegenmacht aufbauen, um unsere Anliegen erfolgreich durchsetzen zu 
können.
Doch was tun, wenn unsere Kolleg*innen sich nicht (mehr) vorstellen können, 
dass sie selbst etwas an ihrer Arbeitssituation verbessern können? Wie kann es 
gelingen, dass möglichst viele Kolleg*innen am Ball bleiben? Wie gehen wir mit 
absehbaren Konflikten mit dem/der Arbeitgeber/in um? Und wie achten wir da-
rauf, dass möglichst viele Kolleg*innen aktiv bleiben, damit nicht Einzelne daran 
kaputt gehen?
In diesem Workshop mit Sandra Stern werden praktische Organizing-Werk-
zeuge vorgestellt, die uns dabei unterstützen können, unsere Anliegen im Betrieb 
bzw. in unserem Arbeitsumfeld erfolgreich durchzusetzen.

Die Workshops finden statt in der 
GPA-djp, Alfred-Dallinger-Platz 1, 1030 Wien 

(U3 Schlachthausgasse) Raum rechts vom Stiegenhaus im Erdgeschoss
Wir würden uns freuen, möglichst viele von euch regelmäßig bei dieser Workshopreihe 

begrüßen zu können, da diese von eurer Beteiligung lebt!

Von der Idee zur Aktion
Workshopreihe der IG Social
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Unsere Arbeit in Zeiten von COVID
Die Pandemie wirkt sich massiv auf uns aus. Einige Betriebsbeispiele
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Wie kaum eine andere 
Branche ist der So-

zial- und Gesundheitsbe-
reich von seit fast einem 
Jahr von der COVID-
19-Pandemie geprägt. 
Dauerdruck, Finanzie-
rungsnöte und sogar Kurz-
arbeit prägen den Alltag 
vieler KollegInnen.

VertretungsNetz

Unmittelbar vor dem er-
sten Lockdown fand ein 
Gesundheitsausschuss 
statt, bei dem die Wei-
chenstellungen für den 
Umgang mit den COVID-
19-Maßnahmen der Bun-
desregierung erfolgten. 
Kernstück war die rasche 
technische Ermöglichung 
des Home Office für alle 
KollegInnen. Die Grund-
lage dafür bildete eine 
zügig verhandelte „Not-
Bet r iebsvere inbarung 
work@home“.

Weiters wurden Fragen 
der KollegInnen zur Ge-
staltung ihrer Arbeit, zum 
Umgang mit Betreuungs-
pflichten und zum Schutz 
der eigenen Gesundheit 
gesammelt und die Ant-
worten darauf von der 
Personalabteilung nach 
Abstimmung mit dem Be-
triebsrat in Form von „CO-
VID-19-Informationen“ 
allen MitarbeiterInnen zur 
Verfügung gestellt.

Als Betriebsrat haben 
wir besonders darauf 
geachtet, dass die Kol-
legInnen keinerlei Ge-
haltseinbußen befürchten 
müssen. Hilfreich dabei 
war die Aussage der Mi-
nisterin für Justiz, dass 
die Erwachsenenschutz-
vereine als Einrichtungen 
der Rechtspflege nicht ge-
schlossen werden dürfen.

Beim zweiten Lockdown 
haben wir uns im Sinne 
des ArbeitnehmerInnen-
schutzes besonders um 
eine Klarstellung bemüht, 
dass der persönliche Kon-
takt zu Covid-19-Erkrank-
ten im Rahmen der Aufga-
benerfüllung ausnahmslos 
untersagt wird.

Freizeitpädagogik 
unter 
Coronabedingungen

In meiner Klasse gibt es 
Kinder, die weinen, da sie 
die Sprache nicht verste-
hen. Wie soll ich sie trö-
sten? Mit Abstand? Was 
soll ich tun? Wie tröste ich 
in der Corona-Zeit? Wir 
dürfen nicht gemeinsam 
auf den Spielplatz. Essen 
dürfen die Kinder nur mit 
Mund-Nasen-Schutz ho-
len. Händewaschen dau-
ert mit einer Klasse min-
destens zehn Minuten. 
Kinder gehen gerne Hand 
in Hand, kuscheln, stecken 
die Köpfe zusammen zum 
Plaudern oder Rangeln. 
Und das soll man jetzt al-
les nicht erlauben? Unter 
diesen Bedingunen zu ar-
beiten, ist sehr schwierig. 

Das Wort „Abstand“ 
kann ich schon nicht mehr 
hören. Jeden Tag kom-
men neue Erschwernisse 
dazu. So flexibel wir sind, 
ewig halten wir das nicht 
aus! 

Daher haben wir einen 
Corona-Forderungska-
talog für Freizeitpädago-
gInnen erstellt:

 �mehr Personal und klei-
nere Gruppen

 � Inklusion gewährleisten
 �Wertschätzung und Ehr-

lichkeit
 �mehr Räume für Frei-

zeitpädagogik
 �Teststrategie und Rück-

sichtnahme auf Risiko-
gruppen

 �Cluster-Risiko reduzie-
ren

 �Essensausgabe mit Hy-
giene

 �MitarbeiterInnen und 
Kinder schützen

 �Maskenpause
 �Zugang zu digitaler In-

frastruktur
 �mehr Vorbereitungs-

stunden
 �Auszeiten und Arbeits-

zeitverkürzung
Genaue Informationen 

und Begründungen zu je-
der Forderung finden sich 
auf unserer Website www.
betriebsrat-bim.at/.

Öffentliches 
Krankenhaus

Seit Februar war der Vi-
rus  schon leicht spürbar. 
Als die ersten Fälle in  Eu-
ropa  auftauchten  und wir 
um Schutzmasken für den 
Notfallambulanzbereich 
baten wurden wir Pflege-
kräfte als hysterisch dar-
gestellt.

Im März kam es Schlag 
auf  Schlag. Innerhalb von 
drei Tagen mussten neue 
Strukturen entstehen. 
Teams wurden  ausein-
andergerissen. Während 
manche  zu Hause  wa-
ren, machten wir bis zu 60  
Stunden Dienst. Die Kran-
kenhausleitung ändert 
wöchentlich die Vorgaben 
an die wir uns anpassen 
müssen.

In der zweiten Welle 
sind  wir schon ausge-
laugt. Krankenstände und 
Burnouts häufen sich. Eine 
dritte Welle ist schlicht und 
einfach nicht mehr vor-
stellbar.

SDW

Schutzausrüstung wie 
Masken, Desinfektionsmit-
tel, eine schnelle Testung 
von möglicherweise infi-
zierten KollegInnen oder 
auch klare Regelungen 
zum Schutz unserer Klien-
tInnen, Angehörigen und 
auch uns selbst waren von 
Anfang an selbstverständ-
lich.

Was allerdings viele 
KollegInnen belastet, ist 
die soziale Isolation im 
Home Office. Der kolle-
giale Austusch, aber auch 
das Gespräch auf dem 
Gang sind eine wichtige 
psychosoziale Ressource, 
die nun schmerzlich ab-
geht, ebenso wie sie als 
Basis für die Betriebsrats- 
und Gewerkschaftsarbeit 
fehlen. 

Die Neuwahl des Regionalausschusses der IG Social Wien fand von 01.-
15.10.2020 statt. Sechs KollegInnen haben dabei ihr Interesse für die Vertretung 
der Bedürfnisse aller Beschäftigten im Gesundheits- und Sozialbereich bekundet 
und wurden auch alle gewählt, da bis zu zehn Mandate zu vergeben waren. Mög-
licherweise war dies die letzte Wahl der IG Social in Wien, da es einen Antrag an 
das Bundesforum der GPA im Juli 2021 gibt, die regionalen IGs abzuschaffen. 
Wir bedanken uns daher bei allen KollegInnen, die mit ihrer Beteiligung an der 
Wahl ihre Unterstützung für die Insitution der regionalen Interessensgemeinschaf-
ten zum Ausdruck gebracht haben.

Entsprechend unserer Tradition haben wir bei der konstituierenden Sitzung am 
5. November das Votum der Basis respektiert und Koll. Axel Magnus von der 
Sucht- und Drogenkoordinaktion Wien GmbH, der die meisten Stimmen bekom-
men hat, zum Vorsitzenden gewählt. Er wird die IG Social und die Interessen 
ihrer Mitglieder auch weiterhin im Regionalvorstand der GPA Wien vertreten. Koll. 
Selma Schacht von der Bildung im Mittelpunkt GmbH, welche die zweitmeisten 
Stimmen bekommen hat, wurde zur stellvertretenden Vorsitzenden und Frau-
enbeauftragten gewählt. Weitere Mitglieder im Regionalausschuss sind Günther 
Haberl vom Verein VertretungsNetz, Thomas Kopalek von der Sucht und Dro-
genkoordinaktion Wien GmbH, Susanne Leitner von der Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau sowie Martin Schwantler 
vom Hanuschkrankenhaus. Die Zusammensetzung unseres Gremiums spiegelt 
die Breite unserer Branche wider.

Wir werden die Interessen der Beschäftigten in unserer Branche mit all unseren 
Kräften vertreten, solange es die regionalen Interessensgemeinschaften gibt und 
haben bereits einige Ideen entwickelt, was wir in nächster Zeit mit euch gemein-
sam machen wollen. Als Erstes werden wir jedenfalls die von der COVID-19-Pan-
demie unterbrochene Veranstaltungsreihe „Von der Idee zur Aktion“ neu starten.

Neuwahl und Konstituierung 
der IG Social

Das im Zuge der Umbennenung unserer Gewerkschaft auf 
GPA neu gestaltete Logo der Interessengemeinschaft (IG) Social



Von der Idee zur Aktion
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Solidarisch gegen Krisen!
Aktiv werden. Kämpfen wir für ein gesundes und gutes Leben!
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Viele KollegInnen ste-
hen im wahrsten Sinne 

des Wortes am Rande des 
Abgrunds. Die einen, weil 
sie vor lauter Angst vor ei-

ner Ansteckung psychisch 
nicht mehr können. Die 
anderen, weil ihre Ge-
sundheit von der Pande-
mie geschädigt wurde 
oder täglich am Arbeits-
platz gefährdet wird. Wie-
der andere, weil sie nicht 
mehr genug Geld zum 
Leben haben. Das gilt vor 
allem für KollegInnen, de-
ren Betriebe geschlossen 
wurden oder werden, für 

jene in Kurzarbeit, für die 
horrende Zahl an Arbeits-
losen.

Schon am Beginn der 
Pandemie, welche die 
bereits zuvor begonnene 

Wirtschaftskrise noch wei-
ter verschärfte, hat die 
Regierung groß getönt: 
„Koste es, was es wolle“. 
Was sie damit wirklich 

meint ist: Koste es uns 
Arbeitende, was die Kon-
zerne und Superreichen 
wollen. Für uns hingegen 

gibt es nichts oder im be-
sten Fall ein paar Brösel 
vom reich gedeckten Ga-
bentisch von WKÖ und 
Industriellenvereinigung. 

Gerade im Sozial-, Bil-
dungs- und Gesundheits-
bereich powern wir uns 
seit Monaten aus, um 
trotz der schwierigen Situ-
ation das Beste für unsere 

KlientInnen, PatientInnen, 
Menschen mit Behinde-
rung, MieterInnen, Kun-
dInnen, Kinder & Jugend-
lichen, … zu geben. Viele 
von uns sind am Limit. 
Aber wo sind die Milli-
onen und Milliarden an 

Hilfsgeldern, damit unsere 
Arbeitsbedingungen end-
lich besser werden?

Einige KollegInnen 
vertreten vor lauter Exi-
stenzangst Positionen zur 
COVID-19-Pandemie, die 
den Fakten widersprechen 
oder aus dem Zusammen-
hang gerissen sind. Sie 
sehen es nicht oder sehen 
nichts dabei, dass sie mit 
Rechtsradikalen marschie-
ren und ihnen damit eine 
Bühne geben.

Verzweiflung ist kein 
guter Ratgeber. Kämpfen 
wir gegen die Ursachen 
ihrer Verzweiflung und 
nicht gegen ihre Sym-
ptome, kämpfen wir für 
ein gesundes und gutes 
Leben!

Erfüllen wir, was bei der 
Gründung des ÖGB als 
eine seiner wichtigsten 
Aufgaben definiert wurde, 
indem wir uns jeden Tag 
gegen antisemitische und 
faschistische Tendenzen 
stellen!

Überlassen wir die Ver-
zweifelten nicht den Ewig-
gestrigen mit ihren schein-
baren Lösungen. Bieten 
wir ihnen einen echten 
gewerkschaftlichen Aus-

weg, für den wir gemein-
sam mit ihnen kämpfen 
werden:

 �Gemeinsam gegen pre-
käre Arbeitsverhältnisse, 
Arbeitslosigkeit und Mas-
senverarmung – gemein-
sam für Arbeitszeitverkür-
zung, ein unbefristetes 
Arbeitslosengeld mit 80% 
Nettoersatzrate und Löh-
ne, die ein gutes Leben 
ermöglichen!

 �Gemeinsam gegen 
Rechtsextremismus, Fake-
news und Verschwörungs-
mythen!

 �Gemeinsam für den 
massiven Ausbau des Bil-
dungs-, Sozial- und Ge-
sundheitsbereiches!

 �Her mit der Millionärs-
steuer und einer Wert-
schöpfungsabgabe – ge-
meinsam für eine Welt 
ohne Wirtschafts-, Klima- 
und Gesundheitskrisen!

Unaufhörlich wird an 
unseren Arbeitsbe-

dingungen gezerrt und 
gezurrt. Zunehmend wer-
den Gesetze beschlossen, 
die eine Balance zwischen 
Arbeit und Freizeit immer 
schwieriger machen.

Sind Resignation oder 
politisches Desinteresse 
der einzige Weg, mit dem 
eigenen Unverständnis 
oder sogar der Frustration 
umzugehen? Oder gibt 
es Möglichkeiten, wie je-
deR Einzelne oder noch 
besser wir gemeinsam (in-
teressiert und engagiert 
bleiben und sogar) etwas 
verändern können?

Wir von der IG Social 
wollen jedenfalls aktiv für 
gute Arbeitsbedingen für 
uns alle statt Selbstaus-
beutung eintreten!

Daher haben wir uns 
dazu entschieden uns 
heuer im Rahmen von 
Workshops gemeinsam 
mit dir folgenden Fragen 
zu widmen: Was brau-

chen wir (damit es uns gut 
geht)? Wofür wollen wir 
einstehen? Was erwarten 
wir uns von der Politik?

Allerdings wollen wir 
nicht beim Sudern stehen 
bleiben, sondern uns ge-
meinsam Schritt für Schritt 
einer Aktion annähern, bei 
welcher wir unsere Forde-
rungen sichtbar machen. 
Dabei werden wir anhand 
eines theoretischen Inputs 
mit der Methode des Or-
ganizing arbeiten.

Aufbauend auf diesem 
Konzept werden wir ver-
suchen, unsere politische 
Handlungsfähigkeit wei-
terzuentwickeln bzw. aus-
zubauen. Was können wir 
gemeinsam tun, um die 
Politik zu beeinflussen? 
Was ist realistisch, was 
machbar?

Der vierte Teil soll eine 
konkrete Aktion sein, die 
wir gemeinsam umsetzen, 
um unseren Forderungen 
in der Praxis Nachdruck 
zu verleihen.

 Wo drückt der Schuh?
Workshop 1, 22.03.2021, 18:30: Gemeinsame Formulierung 
von Forderungen zur Verbesserung unserer Arbeitsbedingun-
gen, die wir gemeinsam kampagnisieren wollen.

   Was tun? Organize!
Workshop 2, 10.02.2021, 18:30: Methoden für die Umset-
zung dieser Forderungen im eigenen Arbeitsumfeld kennen-
lernen inklusive Input zu Organizing von Sandra Stern. 

   Nägel mit Köpfen
Workshop 3, 07.06.2021, 18:30
Gemeinsame Entwicklung und Planung einer konkreten Aktion 
zur Umsetzung unserer Forderungen.

   Action! Go!
Aktion, Zeit und Ort werden gemeinsam festgelegt: Gemein-
same Durchführung der geplanten Aktion.

Workshopreihe der IG Social
Themen & Termine

Die Workshops finden mit Ausnahme von Teil 4 online statt.
Der Link für die Teilnahme geht dir nach Anmeldung per Mail an

christoph.zeiselberger@gpa.at zu.

Wir würden uns freuen, möglichst viele von euch regelmäßig bei dieser Workshopreihe 
begrüßen zu können, da diese von eurer Beteiligung lebt!

„Her mit da Marie“ und „Hauts ma eine des Jaukerl es 
Beidln“!

(Thomas Kopalek, Ersatzbetriebsrat SDW) 

„Für die konsequente Verbesserung der Arbeits- und Rah-
menbedingungen in der mobilen und stationären Pflege!“ 

(Günther Haberl, Betriebsratsvorsitzender Vertretungs-

„Ich möchte wieder mal ohne Maske arbeiten und ein 
Bier an einer Bar genießen.“

Martin Schwantler, DGKP
und Betriebsrat in einem Krankenhaus) 

„Wir haben die Verpflichtung alle biopsychosozialen 
Bedürfnisse unserer KollegInnen aufzuzeigen und diese 
fortschrittlich zu vertreten. Ohne uns spalten zu lassen!“

(Selma Schacht, Betriebsratsvorsitzende BiM GmbH) 

„Es wird Zeit, dass wir uns endlich wieder kollektiv als
soziale Wesen begegnen können.“

(Axel Magnus, Betriebsratsvorsitzender SDW) 



Von der Idee zur Aktion
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Wir fordern: Zeit, Geld, Personal
Applaus und Dankesworte. Könnt ihr euch behalten!
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Es reicht uns! Wir wollen 
mehr als Lob und Klat-

schen. Wir wollen, dass 
endlich was passiert! Die 
Politik muss handeln.

Seit über einem Jahr 
hält die Pandemie die Welt 
im Griff. Seit über einem 
Jahr hören wir in den Me-
dien und von der Politik, 
wie toll wir nicht sind. 
Schließlich sind wir „Hel-
dInnen der Krise“, „Syste-
merhalterInnen“, „würde 
das Land ohne uns still-
stehen“. Dafür bekommen 
wir sogar ... Applaus.

Echt jetzt? Du kannst 
mit dem Applaus nicht 
einkaufen? Du hast Angst, 
dass du dich in der Ar-
beit ansteckst? Du musst 
permanent kranke Kol-
legInnen vertreten? Und 
auch deine ohnehin karg 
bemessene Freizeit ist 
durch all die zusätzlichen 
Belastungen noch weni-
ger erholsam geworden?

Ja. So geht es uns allen. 
Während in letzter Zeit 
skandalöse ManagerIn-

nengagen für politisches 
Arschkriechen bekannt 
geworden sind, haben wir 
bis jetzt außer schönen 
Worten nichts bekommen. 
Ach ja - in ein paar Betrie-
ben und Kollektivverträ-
gen hat es ein paar Brösel 
vom reich gedeckten Tisch 
der Konzerne, denen die 
Regierung die Milliarden 
nur so nachwirft, in Form 
von „Corona-Prämien“ 
gegeben. Das ist gut, aber 
nicht genug. Unsere Ar-
beitsbedingungen müssen 
sich dauerhaft verbessern!

Daher haben wir als 
Gewerkschaft GPA ge-
meinsam mit der Gewerk-
schaft vida die Kampagne 
Worte reichen nicht ent-
wickelt.

Im deren Rahmen könnt 
ihr euch auf der website 
worte-reichen-nicht.at per 
Mail direkt an den Fi-
nanzminister wenden und 
so unseren Forderungen 
Nachdruck verleihen. Ihr 
findet dort auch zahlreiche 
Plakate für eine Vielzahl 

von Berufsgruppen. Eini-
ge Beispiele dafür sehr ihr 
rechts.

Unsere zentralen Forde-
rungen sind ganz einfach:

 �mehr Geld!
 �mehr Freizeit! Idea-

lerweise in Form der 
35-Stunden-Woche und 
eines zusätzlichen freien 
Tages pro Monat für die 
Dauer der Pandemie, wel-
cher gemeinsam mit der 
wöchentlichen Ruhezeit 
bzw. dem Wochenende 
konsumiert werden kann.

 �mehr KollegInnen. 
Kommt uns nicht mit der 
Ausrede, dass es kein Per-
sonal gibt. Gibt es! Ohne 
Verbesserungen macht nur 
kaum wer unsere Jobs.

 �monatliche Corona-
Prämie!

Um diese Forderungen 
zu verbreiten und in der 
Gesellschaft bekannt zu 
machen, brauchen wir 
dich!

Und dann müssen wir 
gemeinsam überlegen, 
wie wir diese durchsetzen 

können. Auch mit Kampf-
maßnahmen. Dass wir 
streiken können, haben 
wir in den letzten Jahren 
ausreichend bewiesen.

Her mit der Marie, Herr 
Blümel. Wenn sie uns nicht 
hören wollen, werden wir 
so laut, dass sie uns hören 
müssen!

Unaufhörlich werden 
unsere Arbeitsbe-

dingungen verschlech-
tert. 12-Stunden-Tag und 
60-Stunden-Woche sind 
nur der Gipfel, welcher 
die Balance zwischen Ar-
beit und Freizeit fast un-
möglich macht.

Es ist Zeit, dass wir un-
sere Wut in Widerstand 
verwandeln. Ohne uns 
alle, ohne unsere Aktivität 
kann selbst die beste Ge-
werkschaft der Welt nichts 
erreichen. Nur gemein-
sam sind wir stark und 
können etwas zum Besse-
ren verändern. 

Als IG Social werden 
wir auch weiterhin für 
gute Arbeitsbedingen für 
uns alle statt Selbstaus-
beutung eintreten! Mit dir 
gemeinsam!

Im Rahmen der Work-
shopreihe „Von der Idee 
zur Aktion“ wollen wir uns 
gemeinsam mit euch auf 
die kommenden Kämpfe 
vorbereiten.

Im ersten Workshop 
werden wir uns mit der 
Methode des Organizing 
auseinandersetzen, um 
basierend auf dieser in der 
Folge eine gemeinsame 
Aktion zu entwickeln, wel-
che wir dann auch durch-
führen.

Dazu sammeln wir jene 
Themen, die euch unter 
den Nägeln brennen, su-
chen eines davon aus und 
entwickeln eine konkrete 
Aktion dazu.

Wir wollen mit dieser 
Workshopreihe also un-
sere Handlungsfähigkeit 
erweitern, egal ob wir Be-
triebsrätInnen sind oder 
nicht! Wie die Streiks rund 
um die SWÖ-Kollektivver-
tragsverhandlungen ge-
zeigt haben, sind wir eine 
Macht, wenn wir gemein-
sam handeln.

Es wird Zeit, dass wir 
diese Macht in der jeweils 
passenden Form bei all 
unseren Forderungen ein-
setzen.

 Was tun? Organize!
Workshop 1, 10.05.2021, 18:30: Methoden für die Umset-
zung dieser Forderungen im eigenen Arbeitsumfeld kennen-
lernen inklusive Input zu Organizing von Sandra Stern. 

   Wo drückt der Schuh?
Workshop 2, 18.05.2021, 18:30: Gemeinsame Formulierung 
von Forderungen zur Verbesserung unserer Arbeitsbedingun-
gen, die wir gemeinsam kampagnisieren wollen.

   Nägel mit Köpfen
Workshop 3, 07.06.2021, 18:30
Gemeinsame Entwicklung und Planung einer konkreten Aktion 
zur Umsetzung unserer Forderungen.

   Action! Go!
Aktion, Zeit und Ort werden gemeinsam festgelegt: Gemein-
same Durchführung der geplanten Aktion.

Workshopreihe der IG Social
Themen & Termine

Workshop 1 findet online statt. Der Link für die Teilnahme geht dir nach 
Anmeldung per Mail an christoph.zeiselberger@gpa.at zu.

Die Workshops 2 und 3 finden im Garten der GPA (Alfred-Dallinger-
Platz 1, 1030 Wien / Hintereingang) statt.

Wir würden uns freuen, möglichst viele von euch regelmäßig bei dieser Workshopreihe 
begrüßen zu können, da diese von eurer Beteiligung lebt!



Wir verdienen mehr!
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Mehr für CARE!
Carearbeit hält die Gesellschaft zusammen. Und ist immer noch un- oder unterbezahlt
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Die Kosten und Bela-
stungen durch die 

Corona-Krise sind sehr 
ungleich verteilt. Frauen 
und Männer in systemre-
levanten Berufen haben 
unter gesundheitsgefähr-
denden Bedingungen 
die wichtigsten Bereiche 
unseres Alltags aufrecht-
erhalten. Die Regierung 
nimmt viel Geld in die 
Hand, aber Pflegefach-
kräfte, Pädagog*innen, 
„Systemerhalter*innen“ 
und Alleinerzieher*innen 
erhalten davon kaum et-
was. Deswegen gibt es die 
Initiative „Mehr für CARE 
– für ein feministisches 
Konjunkturpaket!“.

Investitionen in Kinder-
betreuung, Bildung, Pfle-
ge und Gesundheit setzen 
dort an, wo die größten 
Belastungen durch die 
Coronakrise entstanden 
sind und die meisten Ar-
beitsplätze entstehen. Da-
mit kann die Situation von 
Frauen und das Leben von 
allen verbessert werden!

Ein feministisches 
Konjunkturpaket

 �Ein Zukunfts- und Bil-
dungspaket im Ausmaß 
von fünf Milliarden Euro: 
Investitionen in Kinder-
gärten und Schulen ver-
bessern nicht nur die Zu-
kunftschancen unserer 
Kinder und die Arbeitsbe-
dingungen vieler Frauen. 
Sie verbessern auch die 
Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie, wovon 
Frauen und insbesondere 
Alleinerzieher*innen am 
stärksten profitieren. Und 
sie haben ein besonders 
hohes Potential als Wirt-
schaftsmotor.

 �Ein Pflegepaket im Aus-
maß von vier Milliarden 
Euro: Eine Verdoppelung 
der öffentlichen Ausgaben 
schafft menschenwürdige 
Pflege zu menschenwür-
digen Arbeitsbedingun-
gen.

 �Ein Solidaritäts- und Le-
bensrettungspaket im Aus-
maß von drei Milliarden 

Euro: Das Solidaritäts- 
und Lebensrettungspaket 
schützt die Gesundheit 
und bringt gleichzeitig 
wichtige wirtschaftliche 
Vorteile mit sich. Gewalt 
gegen Frauen und psy-
chosoziale Belastungen 
haben nicht nur individu-
elle, sondern auch hohe 
volkswirtschaftliche Ko-
sten. Die Erhöhung von 
Arbeitslosengeld und 

Mindestsicherung sichert 
Lebensgrundlagen und 
schafft jetzt besonders 
wichtige Nachfrage.

Und wer bezahlt das?

Dieses Paket finanziert 
sich durch Rückflüsse ins 
Budget und ein großes, 
derzeit unausgeschöpf-
tes Einnahmenpotential:  
durch Erhöhung des An-

teils von vermögensbe-
zogenen Steuern, durch 
eine progressive Besteue-
rung von Unternehmens-
gewinnen und den Stopp 
umweltschädlicher Förde-
rungen. 

Mehr Informationen zur 
Initiative „Mehr für Care“ 
findet ihr unter: mehr-fuer-
care.at/. Als IG Social 
werden wir uns an deren 
Aktivitäten beteiligen.

Seit 16 Monaten hören 
wir fast täglich von den 

politisch Verantwortlichen 
wie wichtig, toll, systemer-
haltend, gesellschaftlich 
wertvoll, heldenhaft und 
und und wir sind ...

Schöne Worte – wahr-
lich. Und die tun auch 
gut, sagen viele Kolle-
gInnen. Aber können wir 
mit diesen schönen Wor-
ten und all dem Applaus 
Einkaufen gehen? Miete 
und Betriebskosten be-
zahlen? Unseren Kindern 
eine gute Ausbildung und 
eine schöne Freizeit, die 
sie gerade jetzt dringender 
brauchen als je zuvor, er-
möglichen?

Die im Vergleich zu vie-
len anderen Branchen ge-
ringe Bezahlung ist eine 
der Ursachen, warum in 
Teilen unserer Branche ein 
Personalnotstand existiert, 
der sich ohne massive 
Veränderung der Arbeits-
bedingungen weiter und 
weiter verschärfen wird. 

Diese ist aber nicht der 
einzige Grund. Oft über-
lange Arbeitszeiten – die 
Regierung hat vor Kurzem 
die Verkürzung der Ar-
beitszeit von ÄrztInnen 
ausgesetzt – führen zu ei-
ner enormen Belastung in 
einer Branche, die ohne-
hin von psychischer und 
körperlicher Schwerstar-
beit geprägt ist.

Was wird der Regierung 
als nächstes einfallen, um 
nur ja keine strukturellen 
Änderungen vornehmen 
zu müssen?

Wir als IG Social wissen 
jedenfalls, was es zusätz-
lich zur COVID-Prämie 
auf Dauer braucht: Mehr 
Gehalt, viel mehr Frei-
zeit und mehr Personal, 
welches bei einer deut-
lichen Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen auch 
gefunden werden wird.

Unterstütz bitte unse-
re Forderungen und dich 
selbst auf https://worte-
reichen-nicht.at/.

Es ist ein Anfang, dass 
die Regierung einen 

ersten Schritt setzt und für 
ÄrztInnen und Pflegekräf-
te in Krankenhäusern, 
Pflegeheimen und im ex-
tramuralen Bereich eine 
COVID-Prämie beschlos-
sen hat. Weniger erfreu-
lich ist es, dass diese 
Prämie mit lächerlichen 
500 Euro die Leistung, 
Verantwortung, Belastung 
und Gefahr für die Kolle-
gInnen in Anbetracht der 
Pandemie so ganz und 
gar nicht widerspiegelt.

Vollends skandalös 
aber wird es, wenn die 
Regierung schlicht und 
einfach auf den Großteil 
der Beschäftigten in un-
serer Branche vergisst. 
Leisten andere Berufs-
gruppen weniger? Ist 
die Gefahr in anderen 
Arbeitsbereichen gerin-
ger? Nein! Die Regierung 

glaubt einmal mehr, den 
drohenden Pflegenot-
stand mit Peanuts lösen 
zu können.

Und mehr sind 500 
Euro steuer- und sozial-
versicherungsfrei in An-
betracht der Dauerbela-
stung aller KollegInnen 
in unserer Branche nicht, 
auch wenn der Betrag 
auf den ersten Blick für 
viele attraktiv sein mag. 
Bedenken wir, dass wir 
seit mittlerweile fast 16 
Monaten unter enorm er-
schwerten Bedingungen 
– und dazu gehört auch 
Home Office – arbeiten.

Aus dieser Perspektive 
betrachtet bleiben für die 
meisten KollegInnen ge-
rade einmal 31,25 Euro 
pro Monat. Das hört sich 
dann schon gar nicht 
mehr so toll an. Auch 
nicht für die Minderheit 
der KollegInnen, die auf-

grund kollektivvertrag-
licher Regelungen wie z.B 
im SWÖ, bei der Caritas 
oder Diakonie für 2,5 
Monate im Jahr 2020 
eine COVID-Prämie be-
kommen haben.

Wir bleiben daher, bei 
der von unserer GPA er-
hobenen Forderung von 
150 Euro Prämie pro 
Monat der Pandemie. Da 
wir wissen, dass schöne 
Worte nicht reichen, um 
die Regierung zum Han-
deln zu zwingen, haben 
wir als IG Social Wien 
gemeinsam mit vielen 
BetriebsrätInnen am 8.6. 
ein Zeichen gesetzt und 
die Mitglieder des Ge-
sundheitsausschusses im 
Nationalrat unseren Un-
mut spüren lassen. 

Von dieser Kundge-
bung stammt auch das 
Titelfoto dieser Ausgabe 
unserer Wandzeitung.

Regierung will Sozial- und
Gesundheitsbereich spalten



Worte reichen nicht
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COVID und unsere Gesellschaft
Ohne unsere Arbeit steht die Welt still. Gerade jetzt ist daher Zeit für Umverteilung!
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Seit eineinhalb Jahren 
hält uns die COVID-

19-Pandemie bereits in 
unterschiedlicher Intensi-
tät in Atem. Jeder Bereich 
gesellschaftlichen Lebens 
wird mehr oder weniger 
von dieser globalen Ka-
tastrophe durchdrungen 
– von unserer wirtschaft-
lichen Existenz, bis zu 
unserem sozialen Leben. 
Nichts blieb und bleibt 
davon verschont.

Dabei durchliefen 
wir als Gesellschaft un-
terschiedliche Stadien: 
Lockdown, Kündigungen 
und Kurzarbeit, Schock-
starre, der Versuch der 
Regierung, sich als kom-
petente Krisenmanagerin 
zu inszenieren, staatliche 
Hilfen, die nicht bei den 
Menschen ankommen, 
sondern nur bei den Kon-
zernen, ein Sommer des 
Vergessens, Öffnungen, 
vorrübergehend sinken-
de und wieder steigende 
Infektionszahlen, endlich 
Impfstoff.

Dieser Teufelskreislauf 
wiederholt sich auch heu-
er nahezu unverändert. 
Manche Minister*innen 
zweifelten überhaupt an 
einer zweiten Welle.

Daraus resultierend 
verschliefen die politisch 
Verantwortlichen die Vor-
bereitung auf jeden er-
neuten Anstieg der Infek-
tionszahlen. Als sich im 
Herbst 2020 die Intensiv-
stationen erneut füllten, 
machte sich die Regierung 
der Konzerne mehr Sor-
gen um das Weihnachts-
geschäft als um Todesfälle 
und setzte die ersten Maß-
nahmen erst 10 nach 12.

Die vom Bund zu ver-
antwortende Infrastruktur 
war dermaßen schlecht, 
dass man eher eine Au-
dienz beim Bundespräsi-
denten bekam als einen 
PCR- oder Antigen-Test. 
Das „Contact Tracing“ 
war in den meisten Fällen 
eher historische Aufarbei-
tung als ernsthafte Infekti-
onseindämmung.

2021 endlich ein ver-
fügbarer Impfstoff, lang-
samer Aufbau einer 
Testinfrastruktur, die – zu-
mindest in Wien – diesen 
Namen auch verdient

Die dadurch im Som-
mer 2021 eintretende 
Entspannung wurde sofort 
genutzt, um die Kosten 
für die Pandemiebekämp-
fung auf die Rücken von 
uns Lohnabhängigen zu 
schnallen. Arbeitslose sol-
len Leistungen verlieren, 
um sie in Jobs zu drängen 
wo Hungerlöhne bezahlt 
werden.

Flankiert werden die-
se Angriffe der Regierung 
durch Boulevard-Medien, 
welche nahezu täglich 
eine neue, schlecht re-
cherchierte und oft erfun-
dene Schauergeschichte 
vom armen Betrieb, der 
trotz hoher Löhne und be-
ster Arbeitsbedingungen 
keine Arbeitskräfte findet 
und Märchen über faule 
Langzeitarbeitslose, um 
unsere Gesellschaft auf 

den anstehenden Lohn-
raub und Sozialabbau 
vorzubereiten. Gleichzei-
tig können sich die Groß-
spenderInnen von Kurz 
praktisch alles erlauben.

Im Gegensatz zur Poli-
tik der Regierung wird es 
Zeit, dass wir arbeitenden 
Menschen, insbes. im Ge-
sundheits- und Sozialbe-
reich, in der Elementar-
pädagogik, im Handel, 
in der Logistik, ... die wir 
die Gesellschaft tatsäch-
lich am Leben gehalten 

haben, unseren gerech-
ten Anteil am gesamtge-
sellschaftlichen Vermögen 
bekommen.

Daher braucht es hö-
here Löhne, kürzere Ar-
beitszeiten, die Demokra-
tisierung der Wirtschaft 
insgesamt sowie Vermö-
gens- und wertschöp-
fungsbezogene Steu-
ern. Die gegenwärtige 
Vielfach-Krise hat einmal 
mehr gezeigt von wem 
die Welt wirklich abhängt: 
Von uns Lohnabhängigen! 

... deswegen setzten 
wir Taten!

Vor kurzem fand das 
Bundesgremium der Ge-
werkschaft GPA im pri-
vaten Sozial-, Bildungs- 
und Gesundheitsbereich 
statt – der Bundesaus-
schuss des Wirtschafts-
bereichs 17. Dabei war 
auch die belastende Co-
ronasituation Thema.

Reihum wurde berich-
tet, wie immer mehr Kol-
legInnen nicht mehr kön-
nen. Der Personalmangel 
in den unterschiedlichsten 
Sparten von Pflege über 
psychosoziale Arbeit bis 
zur Kinderbetreuung steigt 
stetig an. In manchen Be-
trieben verlassen Kolle-
gInnen den Beruf quasi 
massenhaft und wechseln 
auch nicht in andere Be-
triebe. Aus einzelnen Bun-
desländern wurde berich-
tet, dass einzelne Betriebe 
in manchen Berufsgrup-
pen mehrere hundert (!) 
Beschäftigte suchen.

Gleichzeitig ist das Ver-
sprechen der Politik nach 
Abgeltung der Erschwer-
nisse wie ein Corona-Bo-
nus für die große Mehr-
heit von uns bis heute nur 
Schall und Rauch. 

Deswegen geht die 
Kampagne „Worte rei-
chen nicht“ in die nächste 
Runde: konkrete Aktionen 
werden geplant, um den 
Druck weiter aufzubauen.

Anfang November fin-
det in Wien auch eine 
BetriebsrätInnen-Konfe-
renz statt, um die Forde-
reungen diese Kampagne 
in Aktionen umzusetzen.

Schon am 12.10. tra-
fen die Beschäftigten in 
den privaten Wiener ele-
mentaren Bildungs- und 
Betreuungseinrichtungen 
unter dem Motto „Es 
reicht!“ zu einer öffentli-
chen Betriebsversamm-
lung zusammen.

Es wird ein heißer 
Herbst – und ein heißer 
Winter!

Am 9. September wur-
de das bereits im letz-

ten Jahr mit den Wahlen 
und der Umbenennung 
unserer Gewerkschaft in 
„Gewerkschaft GPA“ on-
line begonnen Bundesfo-
rum, quasi das Parlament 
unserer Gewerkschaft, 
mit der Diskussion der 
Anträge fortgesetzt und 
beendet. Damit sind die 
zentralen strategischen 
Linien für die Arbeit un-
serer GPA bis 2025 be-
schlossen.

Neben der Klarstel-
lung, dass wir uns weiter-
hin für eine Verkürzung 
der wöchentlichen Ar-
beitszeit auf 35 Stunden 
einsetzen, wurden auf 
dem Bundesforum jene 
Herausforderungen dis-
kutiert, die sich momen-
tan allen Gewerkschaf-
ten stellen. Stichworte: 
Arbeitsplatzvernichtung, 
Digitalisierung, Home 
Office, Absicherung des 

Sozialstaates, Mitglieder-
gewinnung. Denn es ist 
offensichtlich, dass wir 
diese Herausforderungen 
nur bewältigen werden 
können, wenn wir mehr 
und stärker werden.

Gerade das Home Of-
fice droht, viele Beleg-
schaften auseinanderzu-
dividieren, individualisiert 
und schwächt uns damit 
auch. Dass zahlreiche 
Firmen diese Schwä-
chung von Betriebs-
ratskörperschaften und 
Gewerkschaften als Ne-
beneffekt der Einsparung 
von Büroflächen mehr als 
glücklich als zusätzlichen 
Bonus sehen, wird nie-
manden verwundern.

Ebenso wurde auf dem 
Bundesforum eine Reform 
der Statuten, der sog. 
Geschäfts- und Wahlord-
nung, beschlossen, die 
unsere GPA zukunftsfit 
machen soll. Im Rahmen 
der vorgenommenen Än-

derungen wurde festge-
legt, dass es künftig in 
den Bundesländern keine 
Interessengemeinschaf-
ten mehr geben wird. Als 
IG Social haben wir die-
se Änderung abgelehnt, 
aber keine Mehrheit für 
unsere Argumente gefun-
den.

Das bedeutet, dass es 
uns als IG Social Wien 
nach Ablauf der aktuellen 
Funktionsperiode nicht 
mehr geben wird. Bis 
dahin werden wir neben 
unseren üblichen Ange-
boten überlegen, ob und 
wie wir  eine Alternative 
schaffen können.

Wir hoffen, dass wir 
euch bei der einen oder 
anderen unserer noch 
kommenden Veranstal-
tungen treffen werden 
und ihr uns dort eure 
Ideen für eine künftige 
kämpferische Vernetzung 
aktiver Gewerkschafts-
mitglieder mitteilt.

Worte reichen nicht



Klima sozial retten
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Was kommt nach dem Klatschen?
Pflege. Der Kollaps ist schon lange her.
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Vor Corona waren die 
Kolleg*innen in der 

Pflege bereits massiv be-
lastet. Zu wenig Personal 
traf auf immer dichteres 
Arbeiten. Schwangere 
Kolleginnen werden erst 
nach Monaten nachbe-
setzt.

Die Pflegebedarfsrech-
nungen stammen zum 
Teil aus den 1990ern 
und spiegeln den tatsäch-
lichen Aufwand schon lan-
ge nicht mehr wider. Das 
Pflegepersonal wird einzig 
betriebswirtschaftlich als 
Kostenfaktor mit Einspa-
rungspotential gesehen.

Kollektivverträge wie in 
Deutschland, die einen 
Mindestpersonalstand si-
chern, wären ein Anfang. 
Allerdings müssen diese 
wie bei der Charité in Ber-
lin auch erst mal erkämpft 
werden. Freiwillig geben 
Bosse und Politik nichts 
her. Die durch Schwarz-
Blau etablierte Fremdver-
waltung unserer Sozialver-
sicherungsbeiträge macht 

die ausreichende Finan-
zierung unseres Gesund-
heitssystems auch nicht 
gerade leichter.

Die letzte Ausbildungs-
reform führte zu weniger 
Absolvent*innen und das 
in einer Zeit zunehmender 
Abgänge durch Pensio-
nierungen sowie Austritte 
aus dem Pflegeberuf von 
Kolleg*innen, denen es 
(endgültig) reicht.

Die aktuellen Schät-
zungen gehen davon aus, 
dass es bis 2030 über 
75.000 neue Pflegekräfte 
braucht. Und das  reicht 
auch nur, um den drama-
tischen Unterbesetzungs-
Standard von heute auf-
rechtzuerhalten.

In der ersten Welle der 
COVID -19-Pandemie 
war die Solidarität der 
Bevölkerung durch Klat-
schen nicht zu überhören 
und die Politik schmierte 
uns mit Formulierungen 
wie Held*innen der Kri-
se Honig ums Maul. Den 
Worten folgten allerdings 

keine Taten, während es 
für Konzerne Milliarden 
regnete. Danach kam die 
zweite, dritte und nun die 
vierte Welle. Jede davon 
war für das Gesundheits-
personal, sowie deren 
Familien intensiver und 
belastender. Immer mehr 
Überstunden stehen an 
der Tagesordnung, sodass 
den Kolleg*innen immer 
weniger Zeit bleibt, ihre 
Batterien wieder aufzula-
den.

Wir sind mitten in einer 
Pflege- und damit Ge-
sundheitskrise.  Die po-
litisch Verantwortlichen 

sehen tatenlos dabei zu 
statt dieser dramatischen 
Entwicklung, die für jeden 
denkenden Menschen 
absehabar war, gegenzu-
steuern.

Es braucht dringend 
eine Pflegemilliarde für 
die  bezahlte Ausbildung 
der Pflegekräfte der Zu-
kunft, mehr Personal und 
kürzere Arbeitszeiten. Es 
braucht Gehälter, die der 
Verantwortung und Leis-
tung der Kolleg*innen 
entsprechen. Nicht die 
Damen und Herren in 
den überheizten Vor-
standesetagen sind die 

Leistungsträger*innen die-
ser Gesellschaft. Es sind 
jene, die Leben lebens-
werter machen oder gar 
retten.

Es braucht eine Reform 
der Pflege. Nicht im Sinne 
von Politik, Gesundheits-
betrieben und Ärztekam-
mer, sondern auf Augen-
höhe mit den Pflegekräften 
und jenen, die sich dazu 
ausbilden lassen.

Für die Kolleg*innen 
selbst und alle, die Pflege 
brauchen. Letztlich also 
für uns alle. Jede*r von 
uns braucht irgendwann 
Pflege.

Corona darf nicht darü-
ber hinwegtäuschen, 

dass auch die Klimakrise 
lebensbedrohlich ist! 

Notwendig und drin-
gend wäre deshalb die 
sozial-ökologische Um-
stellung der Produktion, 
ja, letztlich ein Umbau 
unseres gesamten Gesell-
schaftssystems.

Solch ein gesellschaft-
licher Strukturwandel hin 
zu nachhaltigen Produkten 
und Dienstleistungen 
schafft durch Konversion, 
also die Ökologisierung 
bestehender Betriebe 
und Anlagen, sowie die 
damit verbundene Um-
qualifizierung zahlreicher 
Kolleg*innen viele Arbeits-
plätze.

Vor allem auch in den 
eigentlichen „green jobs“: 
im Sozial-, Gesundheits-, 
Bildungs- und Pflegebe-
reich! Denn abgesehen 
von Verbrauchsmaterial 
im medizinischen Bereich, 
das im Vergleich zu and-

ren Industriezweigen ab-
solut vernachlässigbar ist 
(und regional hergestellt 
werden kann), verbrau-
chen wir nur eine Energie: 
Nämlich die menschliche 
Arbeitskraft und unsere 
Nerven.

Beides ist ökologisch 
durch genügend Freizeit, 
Geld und Personal wie-
derverwertbar. Wir sind 
die Branche der Klimazu-
kunft!

Wie die vor wenigen 
Wochen zu Ende gegan-
genen Weltklimakonfe-
renz einmal mehr tragisch 
bewiesen hat, sind die 
politisch Verantwortlichen 
nach wie vor nicht bereit, 
die notwendigen Schluss-
folgerungen für Mensch 
und Klima zu ziehen. Des-
wegen müssen wir ge-
meinsam massiv Druck 
von unten aufbauen und 
dafür sorgen, dass Men-
schen und ihre Lebenswelt 
endlich mehr zählen als 
jedes Stück Kohle!

Das Virus und der Profit
Niemand ist sicher vor 

COVID-19, bevor 
nicht alle davor sicher 
sind.“, eröffnete der deut-
sche Bundespräsident den 
WHO-Gipfel 2020.

Die Wissenschaft ist 
sich einig: Die Corona-
Pandemie lässt sich nur 
global überwinden! Die 
gerade durch die Medien 
geisternde Omikron-Mu-
tation beweist das einmal 
mehr.

Dass die Pandemie 
noch immer nicht besiegt 
ist, ist auch die Folge der 
schockierenden globalen 
Ungleichverteilung von 
Impfstoffen. Die großspu-
rige Ankündigung der rei-
chen Länder, einen welt-
weiten „fairen“ Zugang zu 
Impfstoffen zu gewährlei-
sten, bleibt für die große 
Mehrheit der Weltbevöl-
kerung nach wie vor ein 
Traum, obwohl diese Pan-
demie nur international 
koordiniert erfolgreich be-
kämpft werden kann.

Während zahlungskräf-
tige Länder sogar Impf-
stoffe wegwerfen, sind 
diese in ärmeren Ländern 
Mangelware, was letztlich 
nur Ausdruck einer einzig 
am Profit ausgerichteten 
Pharmaindustrie ist, für 
die Menschenleben nicht 
zählen. An die Länder des 
globalen Südens gingen 
bisher gerade mal 1% (Bi-
oNTech/Pfizer) bzw. 0,2% 
(Moderna) der produ-
zierten Impfstoffe. 

Um die unbedingt er-
forderliche Versorgung 
der ganzen Welt mit 
Impfstoffen zu erreichen, 
braucht es die sofortige 
Aufhebung der Patente 
auf diese! 

Die Grundlagenfor-
schung im Bereich von 
Impfstoffen erfolgt in der 
Regel an öffentlichen Ein-
richtungen – finanziert aus 
unseren Steuergeldern, 
doch private Konzerne 
machen dann Profite mit 
deren Ergebnissen. So hat 

etwa BioNTech 375 Milli-
onen Euro vom deutschen 
Staat an Subventionen für 
die Anwendungsforschung 
bekommen. Sein Besitzer 
ist dank der Pandemie in-
nerhalb eines Jahres unter 
die 500 reichsten Men-
schen aufgestiegen. 4 an-
dere Pharmabosse wur-
den zu Milliardären mit 
einem Gesamtvermögen 
von über 35 Milliarden. 

Weltweit beliefen sich 
die staatlichen Ausgaben 
für Impfstoffe und Medi-
kamente bis heute auf 93 
Milliarden Euro. Pfizer, Bi-
ontech und Moderna ma-
chen mit ihren Impfstoffen 
pro Sekunde einen Ge-
winn von mehr als 1.000 
Dollar. 

Über 100 Staaten for-
dern mittlerweile von der 
WTO die Freigabe der Pa-
tente auf Impfstoffe, doch 
Österreich will dagegen 
stimmen. Auch hierzulan-
de zählen Profite mehr als 
Menschenleben.



Spitalsüberlastung
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500 Euro mehr für alle!
Das fordert jetzt die SWÖ. Werden den Worten Taten folgen?
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Ende Jänner 2022 lie-
ßen sowohl der Vorsit-

zende der Sozialwirtschaft 
Österreich (SWÖ) und Di-
rekt der Volkshilfe Öster-
reich Fenninger als auch 
der Geschäftsführer der 
SWÖ Marschitz mit der 
Forderungen nach 500 
Euro mehr pro Monat für 
alle Beschäftigten im So-
zialbereich und der Pflege 
aufhorchen. Handelt es 
sich dabei wieder mal um 
heiße Luft oder meinen sie 
es ernst?

Klar ist mal, dass die 
zusätzlichen Mittel für die 
Umsetzung dieser Forde-
rung über den Finanzaus-
gleich vom Bund kommen 
müssen. Da die aktuelle 
Bundesregierung schon 
bisher Forderungen in 
diese Richtung ignoriert 
hat und meinte, uns mit 
mickrigen Corona-Prä-
mien abspeisen zu kön-
nen, ist die Wahrschein-
lichkeit gering, dass diese 
umdenken wird. Außer wir 
zwingen sie dazu!

Hat aber die SWÖ 
mittlerweile umgedacht 
und erkannt, dass wir tat-
sächlich bessere Arbeits-
bedingungen brauchen? 
Die Wahrscheinlichkeit ist 
gering. Vielmehr scheint 
diese Forderung eine Fol-
ge der Tatsache zu sein, 
dass viele Betriebe im-
mer schwerer und schwe-
rer qualifiziertes Personal 
finden. Gleichzeitig geht 
diese absolut in die rich-
tige Richtung, auch weil 
dadurch im Gegensatz zu 
prozentuellen Lohnerhö-
hungen die Gehaltssche-
re zwischen halbwegs gut 
Verdienenden und dem 
großen Rest, und damit 
auch zwischen Frauen und 
Männern, nicht noch wei-
ter aufgehen würde.

Wird die SWÖ etwas 
tun, um diese Forderung 
umzusetzen? Uns fehlt 
der Glaube! Schon bisher 
wäre es durchaus mög-
lich gewesen, den verant-
wortlichen Politiker*innen 
klar und deutlich zu sa-

gen, dass mit den derzeit 
zur Verfügung stehenden 
Mitteln die von diesen ge-
forderten Leistungen nicht 
erbracht werden können. 
Haben die Betriebe das 
getan. Im Gegenteil! Sie 
haben sich oft einen Wett-
lauf darum geliefert, wer 
es noch billiger machen 
kann.

Jene Betriebe, die es 
nicht ganz so billig geben, 
haben auch heute kein 
Problem damit, Personal 
zu finden. Allerdings müs-
sen wir diese wie die Na-
del im Heuhaufen suchen.

Einmal mehr wird es 
also an uns selbst liegen, 
Verbesserungen unserer 
Arbeitsbedingungen zu 

erkämpfen. Im Herbst. 
Bei den Kollektivvertrags-
verhandlungen.  So lan-
ge wollen und werden 
wir in Wien allerdings 
nicht warten. Derzeit sind 
bereits drei Aktionen 
für mehr Freizeit, mehr 
Kolleg*innen und mehr 
Gehalt in Planung. Sei 
dabei!

Seit Beginn der Pande-
mie gehört die Infor-

mation über die aktuelle 
Auslastung unserer Spitä-
ler zur täglichen Routine 
wie der Morgenkaffee. 
Völlig in den Hintergrund 
tritt die Frage, wie viele 
Krankenhausbetten es 
überhaupt braucht.

Die Anzahl der Betten in 
den Spitälern scheint eine 
Art Naturkonstante wie 
Zeit oder Magnetismus 
zu sein und nicht Ergeb-
nis politischer Entschei-
dungen. Der Schein trügt! 
1985 gab es in Österrei-
ch 75.168. 2020 gab es 
nur mehr 62.873. Dabei 
handelt es sich um die 
behördlich zugelassenen 
Betten. In Wirklichkeit wird 
diese Anzahl nie erreicht.

Am Stärksten einges-
part wurde bei Akut- und 
Kurzzeitversorgung. Para-
doxerweise geschah dies 
trotz einer konstanten 
bzw. in jüngster Zeit sogar 
steigender Belegung bei 

sinkenden Aufenthaltsta-
gen. Gleichzeitig stieg die 
Anzahl der Beschäftigten  
von 45.043 im Jahr 1985 
auf 96.796 im Jahr 2020 
– besonders in der Pflege 
und bei den medizinisch-
technischen Fachdiensten. 

Grund dafür ist die Ent-
wicklung der Medizin und 
der Medizintechnik, wel-
che mehr und spezifischer 
qualifizierte Arbeitskräfte 
erfordern und das Steigen 
der Lebenserwartung, was 
zu einem höheren Pflege-
bedarf führt.

Spätestens seit Pan-
demiebeginn zeigt sich, 
dass eine „Gesundheits-
überversorgung“ nur im 
Märchenbuch des Neo-
liberalismus zu finden ist, 
und jede Reduktion von 
Krankenhausbetten die 
Möglichkeit verringert, 
angemessen auf Krisen 
zu reagieren, unsere Ge-
sundheit zu schützen und 
uns alle bestmöglich zu 
behandeln.

Bündnis für Pflege
Die Notwendigkeit ei-

ner umfassenden Re-
form des Pflegebereichs 
mit Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen in 
den Pflegeberufen ist seit 
Mitte der 1990er-Jahre 
bekannt, jedoch bislang 
am fehlenden politischen 
Willen gescheitert. Durch 
Einsparungen im Gesund-
heitsbereich hat sich die 
Situation seither sogar 
noch weiter verschärft und 

durch die Covid-19-Pan-
demie zu einer Pflegekrise 
geführt.

2021 hat die IG So-
cial Wien ein Projekt mit 
dem Ziel gestartet, den 
Prozess dringend erfor-
derlicher Verbesserungen 
der Arbeits- und Rah-
menbedingungen in der 
Pflege, zunächst gewerk-
schaftsintern und schließ-
lich gegenüber der Politik, 
zu unterstützen. Die Pro-

jektzuständigen, Martin 
Schwantler und Günther 
Haberl, führen Gespräche 
mit den Teilgewerkschaf-
ten und dem ÖGB, um 
eine einheitliche Linie mit 
gemeinsamen Zielen zu 
fördern und als Gewerk-
schaft kraftvoll an die Poli-
tik herantreten zu können.

Seit Jänner 2021 liegt 
beim Gesundheitsmini-
ster der Bericht „Taskforce 
Pflege“ mit 63 vorgeschla-

genen Maßnahmen für 
eine Pflegereform. Vor-
rangig dabei sind ein 
rascher Personalausbau 
zur Entlastung der Kol-
legInnen, eine zeitge-
mäße Pflegeausbildung 
samt Arbeitsstiftung, 
Gehaltsverbesserungen 
sowie eine Arbeitszeit-
verkürzung.

Die Reform muss zü-
gig starten und die gu-
ten Absichten müssten 
bald unter Beweis stel-
len, dass sie ernst ge-
meint sind!
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Wie gehen wir es an?
Organizing. Wie es praktisch funktioniert
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„Wie geht es dir? Ja, 
ich hab schon ge-

hört, dass es auch bei dir 
im Team in den letzten 
Monaten immer stressiger 
geworden ist. Und die 
Corona-Pandemie hat uns 
doch schon so viel Energie 
gekostet! Immer mehr wird 
von oben verlangt … Und 
je mehr der Druck in der 
Arbeit steigt, desto öfter 
wird man krank, und dann 
fehlt man im Team, und 
dann steigt der Druck und 
der Stress für die Kolle-
gInnen. Das geht so nicht 
weiter, meinst du? Ja, das 
sehe ich auch so. 

Aber was soll man da 
machen … wir sind doch 
auch nur kleine Rädchen. 
Ja, da hast du recht, als 
einzelne kann man da 
echt wenig ausrichten. 
Nur den Hut draufhauen, 
aber das bringt auch nur 
kurzfristig was, irgendwo 
muss man ja doch arbei-
ten. Ich denke, wenn sich 
mehr Leute zusammenfin-
den, dann kann man doch 
Druck von unten aufbau-
en. Wenn wir gemeinsam 
besprechen, was wir be-

wegen wollen, und welche 
Möglichkeiten es dazu 
gibt, dann ist das schon 
möglich.

Du bist da eher pessimi-
stisch? Weil nun über zwei 
Jahre so wenig möglich 
war und sich nix bewegt 
hat? Also, ich denke, der 
Versuch ist es wert. 

Wenn das für dich Sinn 
macht, dann treffen wir 
uns doch – es gibt einige 
in unserem Betrieb, die 
etwas bewegen wollen, 
die was verändern wollen. 
Frag doch einfach mal 
deine TeamkollegInnen, 
wer von ihnen noch mit-
machen will. Genau, in 
einer Woche telefonieren 
wir wieder und schauen 
uns dann an, wie viele wir 
schon sind!“

Wie kann ich meine 
KollegInnen mobilisie-
ren?

Wenn wir etwas durch-
setzen wollen, dann reicht 
es oft nicht, dass der Be-
triebsrat das sagt. Es müs-
sen viele KollegInnen mit-
machen und sich selbst für 
ihre Anliegen einsetzen.

Aber wie schaffe ich 
das? 

Es gibt einfache, aber 
gute Instrumente – z.B. das 
persönliche Gespräch und 
MultiplikatorInnen, wie je-
deR von uns so einen Pro-
zess im eigenen Betrieb in 
Gang setzen kann. Uns 
ist klar: Richtige Organi-
sierung von Unten ist der 
langwierigere, aber dafür 
langfristig wirksame Weg. 

Wie erreiche ich die 
KollegInnen?

Durch Reden. Ge-
spräche führen, in denen 
vor allem mal zugehört 
wird: Nämlich wo der 
Schuh drückt. Und wo 
klargemacht wird: Sudern 
tut gut, reicht aber nicht 
um etwas zu verändern.

Wie finden sich Akti-
vistInnen?

In vielen Gesprächen 
kristallisieren sich Kolle-
gInnen heraus, die wirk-
lich anpacken wollen und 
können.

Wie gehen wir es an? 
Um dann loszulegen ist es 
wichtig, einen Eskalations-
plan gemeinsam Schritt 
für Schritt auszuarbeiten 
– und dann konsequent 
durchzuführen. 

 Was tun? Organize!
Methoden für die Umsetzung unserer Forderungen im eigenen 
Arbeitsumfeld kennenlernen inklusive Input zu Organizing. 

   Nägel mit Köpfen
Gemeinsame Entwicklung und Planung einer konkreten Aktion 
zur Umsetzung unserer Forderungen.

   Action! Go!
Gemeinsame Durchführung der im vorherigen Workshop ge-
planten Aktion zu einem konkreten Thema.

Workshopreihe der IG Social
Von der Idee zur Aktion

Termine und Orte bitte bei christoph.zeiselberger@gpa.at erfragen.
Diese wurden im ersten Workshop der Reihe, der parallel zur Produktion 

dieser Ausgabe unserer Wandzeitung stattfand, vereinbart.
Wir würden uns freuen, möglichst viele von euch regelmäßig bei dieser Workshopreihe 

begrüßen zu können, da diese von eurer Beteiligung lebt!

SWÖ: Wir kommen!
Infolge des Drei-Jahres-

Abschlusses 2020 be-
ginnen die SWÖ Kollek-
tivvertragsverhandlungen 
heuer bereits früher. Der 
SWÖ wird nämlich bereits 
wieder ab Jänner statt ab 
Februar gelten.

Daher ist es Zeit, dass 
wir uns bereits jetzt auf 
die Verhandlungen vor-
bereiten. In Wien wurden 
daher bereits drei Akti-
onen für mehr Freizeit, 
Kolleg*innen und Geld 
geplant: Als Höhepunkt 
die die Demo für mehr 
Geld am 23.06. um 15 
Uhr 30 vom Heldenplatz 
zum Finanzministerium.

Ebenfalls in Wien hat 
Ende Mai bereits eine 
Betriebsrät*innenkonferenz 

stattgefunden, bei wel-
cher über mögliche 
Forderungen diskutiert 
wurde. Neben solchen 
zum Rahmenrecht z.B. 
von der Vernetzung der 
Betriebsrät*innen in der 
Behindertenhilfe, einigten 
sich die Teilnehmer*innen 
darauf, die Forderung 
nach 750,-- Euro mehr 
für alle und nach einer 
35-Stunden-Woche ab 
01.01.2023 in den Bun-
desausschuss am 14./15. 
Juni zu tragen. Noch nicht 
oft war die Bereitschaft 
der Kolleg*innen, für ihre 
Bedürfnisse zu  kämpfen 
so stark spürbar.

Beschlossen wird das 
Forderungsprogramm am 
13./14. September.
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Pflege im Abgrund
Pflege. Eine Reform, die keine ist.
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Pünktlich am 12. Mai 
diesen Jahres, als die 

Beschäftigten am Tag der 
Pflege lautstark für bessere 
Bezahlung und Arbeitsbe-
dingungen auf der Straße 
waren, verkündete die Re-
gierung gaaaanz zufällig 
eine aus ihrer Sicht „Re-
form“ für die Pflegeberufe.

Diese Reform wird die 
Beschäftigten weder ent-
lasten, noch den Beruf at-
traktiver machen. Sie ver-
sucht mit versprochenen 
Geldzahlungen an die be-
reits Beschäftigten sowie 
Auszubildenden Zeit zu 
kaufen, in der Hoffnung, 
dass die wenigen verblie-
benen, also  die Pflege-
personen mit Herz, welche 
sich selbstlos aufopfern 
und ihr Leben dem Betrieb 
widmen, nicht noch früher 
den Hut draufhauen. Zu-
mindest ist es auf Druck 
unserer Gewerkschaft GPA 
gelungen, die vorhan-
denen Geldmittel betrags-
mäßig in derselben Höhe 
auf die betroffenen Be-
schäftigten aufzuteilen, was 
besonders niedrigen Ein-
kommen  zugutekommt.

Das Bewusstsein, dass 
die Berufsgruppen der 
Pflege und viele andere die 

unentbehrlichen professio-
nelle Leistungsträger:innen 
des Gesundheitssystems  
sind und Freizeit brauchen, 
um sich zu erholen und im 
nächsten Dienst wieder 
Höchstleistungen unter 
enorm belastenden Ar-
beitsbedingungen erbrin-
gen zu können, ist in den 
Köpfen der (politischen) 
Entscheidungsträger:innen 
noch nicht angekommen. 
Ihre konsequent anhal-
tende Tatenlosigkeit be-
weist das mehr als eindeu-
tig.

Die Freizeit wird  weiter-
hin durch Zusatzdienste im 
Betrieb ersetzt. Der Perso-
nalmangel wird meistens 
von den Arbeitgeber:innen 
vorgeschoben: Mit dem 
Argument dass die arme 
Pflegekraft leider Zusatz-
dienste machen muss, weil 
die Patient:innen versorgt 
werden müssen. Denn 
jede:r Patient:in bedeutet 
schlussendlich Geld. Bet-
tenreduktionen oder gar 
Stationsschließungen wer-
den, wenn überhaupt, erst 
umgesetzt wenn die Beleg-
schaft vor Ort schon am 
Boden liegt. In der mobilen 
Pflege scheint es unmög-
lich zu sein, Kolleg:innen, 

die Teilzeit arbeiten, mehr 
Stunden zu geben, obwohl 
viele von ihnen gerne die 
eine oder andere Stunde 
aufstocken würden. Gera-
de in Zeiten der explodie-
renden Inflation.

Eine ehrliche Reform 
ohne Arbeitszeitverkürzung 
gibt es nicht. Tatsächlich 
gibt es nicht zu wenige 
Kolleg:innen, die in der 
Pflege arbeiten wollen. Es 
gibt aber bei vielen von ih-
nen das Bewusstsein, dass 
sie sich bei diesen Arbeits-

bedingungen nicht noch 
länger kaputt rackern wol-
len.

Ja, das bedeutet für die 
nächsten Jahre eine Lei-
stungsreduktion in den Ge-
sundheitseinrichtungen.  
Gleichzeitig könnte sich 
aber der Berufsstand der 
Pflege von den enormen 
Belastungen der letzten 
Jahrzehnte erholen.

Die Verantwortlichen 
können noch so viele Bet-
ten aufstellen, Geräte auf-
bauen und Krankenhäuser 

einrichten: Wenn niemand 
da ist, der diese professi-
onell bedient, kann auch 
kein:e Patient:in oder 
Klient:in damit behandelt 
und versorgt werden.

Dass an allen Ecken und 
Enden Kolleg:innen fehlen, 
ist für jeden offensichtlich, 
der nicht aus politischen 
Gründen bewusst weg-
schaut. Wenn die Verant-
wortlichen ihrer Verantwor-
tung nicht nachkommen, 
müssen wir selbst ihnen 
eben die Augen öffnen.

 Was tun? Organize! (5.10., 17 Uhr, Raum 1K1 
in der GPA Wien)
Methoden für die Umsetzung unserer Forderungen im eigenen 
Arbeitsumfeld kennenlernen inklusive Input zu Organizing. 

   Nägel mit Köpfen
Gemeinsame Entwicklung und Planung einer konkreten Aktion 
zur Umsetzung unserer Forderungen.

   Action! Go!
Gemeinsame Durchführung der im vorherigen Workshop ge-
planten Aktion zu einem konkreten Thema.

Workshopreihe der IG Social
Von der Idee zur Aktion

Termine und Orte für die beiden abschließenden Teile
werden gemeinsam vereinbart.

Wir würden uns freuen, möglichst viele von euch regelmäßig bei dieser Workshopreihe 
begrüßen zu können, da diese von eurer Beteiligung lebt!

Ohne Kampf kein Fortschritt 
– ohne dich kein Kampf

Bei den Kollektivver-
tragsverhandlungen 

2020 haben gerade wir 
in Wien gezeigt, wie sehr 
wir uns für uns selbst und 
damit auch jene, mit de-
nen wir arbeiten, einset-
zen. Mehrere Demonstra-
tionen und Streiks haben 
deutlich gemacht, dass 
wir nicht länger so mit uns 
und unseren Klient:innen, 
Patient:innen, ... umge-
hen lassen.

Am 19.09. wurden 
die Forderungen für den 
SWÖ-Kol lekt ivver t rag 
übergeben. Schritt für 
Schritt werden jetzt dann 
die Verhandlungen über 
die anderen Kollektivver-
träge in unserer Branche 

beginnen. Eines ist in An-
betracht der Tatenlosig-
keit der für die Budgets 
politisch Verantwortlichen 
jetzt schon klar: Ohne 
deine Beteiligung wird es 
auch dieses Mal keine Ab-
schlüsse geben, die uns 
vor Armut und Burn Out 
schützen.

Als IG Social werden wir 
auch heuer alle Aktionen 
unserer Gewerkschaft 
GPA unterstützen, die eine 
massive Verbesserung un-
serer Arbeitsbedingungen 
zum Ziel haben. „Von der 
Idee zur Aktion“ haben wir 
das in einer Broschüre ge-
nannt. Nur so können wir 
verhindern, dass wir sozi-
alpolitisch erfrieren.
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Wir sind kein Schnäppchen!
Herbstlohnrunde. Eine Zwischenbilanz der Kollektivvertragsverhandlungen.
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Am Tag der Fertigstel-
lung dieser Wand-

zeitung streiken die 
Eisenbahner*innen und 
die Beschäftigten in den 
Brauereien. Vor eini-
gen Tagen haben die 
Kolleg*innen in den Or-
densspitälern gestreikt. 
Am Ende der Woche ste-
hen Streiks im Handel im 
Raum. Wir erleben gerade 
mit Sicherheit den heißes-
ten Kollektivvertragsherbst 
seit langem.

Und das ist gut so. Viel 
zu viele Menschen können 
sich ihr Leben nicht mehr 
leisten. Was vor einigen 
Jahren noch die Ausnah-
me war, wird schön lang-
sam für viele zur Realität: 
Ein Dasein als working 
poor.

Und das spüren die 
Kolleg*innen in vielen 
Branchen. Das wollen sie 
sich nicht mehr gefallen 
lassen. Das können sie 
sich im wahrsten Sinne des 
Wortes auch nicht mehr 
leisten.

Sie greifen daher zu den 
traditionellen Mitteln der 
Arbeiter*innenbewegung, 
um ihren Lebensstan-
dard auf einem halbwegs 
erträglichen Niveau zu 

halten: Protestversamm-
lungen, Demonstrationen, 
Streiks – mit einem Wort: 
Arbeitskampf. Einer der 
Daseinsberechtigungen 
von uns Gewerkschaften.

Auch im Sozial- und 
Gesundheitsbereich lau-
fen momentan zahlreiche 
Kollektivvertragsverhand-
lungen: Ordensspitäler, 
Privatkrankenanstalten, 
Sozialversicherungen, Ca-
ritas, Diakonie, Landeskol-
lektivvertrag Vorarlberg, 
um nur die größeren zu 
nennen.

Viele dieser Kollektivver-
träge schließen mehr oder 
weniger mit den selben 
Ergebnissen wie der SWÖ 
ab. Dieser hat als Leitkol-
lektivvertrag der Branche 
die gleiche Funktion wie 
der FMTI-Abschluss für die 
anderen Teile der Metall-
branche.

Der SWÖ wurde be-
reits abgeschlossen: 8%, 
aber mindestens 175 Euro 
mehr Gehalt und einige 
Verbesserungen im sog. 
Rahmenrecht sind das Er-
gebnis. Dazu gehören 
z.B. nach vielen Jahren 
endlich die Einstufung der 
Kolleg*innen in der vollen 
Erziehung in die die Ver-

wendungsgruppe 8 oder 
die volle Anrechnung von 
Vordienstzeiten im Betrieb 
bei der Umreihung in eine 
höhere Verwendungsgrup-
pe.

Andererseits konnten für 
Kolleg*innen in der Verwal-
tung keine Verbesserungen 
erzielt und auch die drin-
gend notwendige Erhö-
hung des Kilometergeldes 
oder die Ausweitung des 
Bezieher*innenkreises der 
SEG-Zulage nicht erreicht 
werden.

Ein Abschluss, der uns in 
Wien gemischte Gefühle 
bereitet. Wir haben am 
8.11. eine kraftvolle De-
monstration durchgeführt 
und viele Betriebe waren 
streikbereit. Die Mehrheit 
des Verhandlungsteams 
hat aber entschieden, dass 
die Streikbereitschaft in 
vielen Bundesländern nicht 
ausreicht, um noch weiter 
zu verhandeln.

Das Ziel jedes Arbeits-
kampfes liegt in dessen 
unmittelbaren Ergebnis-

sen. Ein Arbeitskampf hat 
allerdings noch eine zweite 
Funktion: Während diesem 
entwickelt sich das gewerk-
schaftliche Bewusstsein der 
Kolleg*innen schneller und 
weiter als sonst.

Offenbar ist uns allen 
gemeinsam das heuer 
nicht ausreichend gelun-
gen. Nützen wir das näch-
ste Jahr, um an unserer 
Kampfbereitschaft zu ar-
beiten. Sonst ist das Ende 
des Sozial- und Gesund-
heitsbereich für alle nah.

 

   Nägel mit Köpfen: 17.01., 17 Uhr, Gewerk-
schaft GPA, 2. Stock, Raum 2K2 (Alfred-Dallinger-
Platz 1, 1030, U3 Schlachthausgasse)
Gemeinsame Entwicklung und Planung einer konkreten Aktion 
zur Umsetzung unserer Forderungen.

   Action! Go!
Gemeinsame Durchführung der im vorherigen Workshop ge-
planten Aktion zu einem konkreten Thema.

Workshopreihe der IG Social

Von der Idee zur Aktion

Termin und Ort für den letzten Teil (eine Aktion)
werden gemeinsam vereinbart.

Wir würden uns freuen, möglichst viele von euch regelmäßig bei dieser Workshopreihe 
begrüßen zu können, da diese von eurer Beteiligung lebt!

Pflegebonus zum 
Billigtarif

Viele Bezeichnungen 
geistern herum, wenn 

es um die, aus Sicht des 
Sozialministers, „wert-
schätzende“ Zusatzentloh-
nung für die Pflege- und 
Sozialberufe geht. „15. 
Gehalt für Pflege und So-
zialberufe“, „Entgelterhö-
hungs- Zweckzuschussge-
setz“, “ EEZG“, ...

Die treffendste Be-
zeichnung ist jedoch 
„Mogelpackung“ oder 
„Feigenblatt“. Vollmun-
dig wurde versprochen, 
dass die Auszahlung im 
Dezember erfolgen und 
dass diese ein Betrag von 
2.000 Euro sein würde. 
Fakt ist, dass nicht alle, 
sondern nur vereinzelte 

eine Bezahlung bereits 
im Dezember bekommen 
werden. Aus den 2.000 
Euro werden rund 1.550 
Euro brutto.  Wenn wir die 
derzeitige Inflation auch 
noch miteinbeziehen, 
hat der Betrag aktuell ei-
nen realen Wert von rund 
1.350 Euro. Teilzeitkräfte 
bekommen außerdem nur 
einen aliquoten Anteil die-
ses mickrigen Betrages.

Das zeigt wieder ein-
mal, welchen Wert unsere 
Berufsgruppen für die Po-
litik hat: Gerade mal ein 
Betrag, der unter der Ar-
mutsgefährdungsschwelle 
einer alleinerziehenden 
Mutter mit einem Kind 
liegt.
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Warnstreik in Privatkrankenanstalten
Österreich. Wir nähern uns Normalzustand.
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Was in anderen Län-
dern nichts Außer-

gewöhnliches ist, wie 
Griechenland und Frank-
reich aktuell zeigen, wird 
nun auch in Österrei-
ch Realität. Ein Streik in 
Krankenhäusern. Genau 
genommen in den Pri-
vatkrankenanstalten und 
das trotz enormen Drucks 
von den Betrieben und 
auch von politisch Ver-
antwortlichen wie aus 
Verhandler*innenkreise zu 
erfahren war.

Die Kolleg*innen, wel-
che von unserer Partner-
gewerkschaft vida orga-
nisiert werden, haben mit 
ihrem Warnstreik deutlich 
gemacht, dass es ihnen 
reicht, dass es so nicht 
weitergehen kann, dass 
das Gesundheitssystem 
gerade dabei ist zusam-
menzubrechen, weil auch 
wir in Anbetracht unserer 
Arbeitsbedingungen im-
mer öfter und öfter zusam-
menbrechen.

Die Beschäftigten in 
diesen Krankenanstalten 
und Rehabilitationskliniken 
wollen in Anbetracht der 
ständigen Personalknapp-
heit, der galoppierenden 
Inflation und der besonde-

ren Belastungen durch die 
COVID-19-Maßnahmen, 
dass der große Abstand zu 
den anderen Kollektivver-
trägen in unserer Branche 
endlich deutlich verringert 
wird. Sie haben genug von 
leeren Worten und Geklat-
sche und fordern das, was 
ihnen für ihre harte Arbeit 
zusteht:

 �500 Euro brutto mehr 
bei Vollzeit

 �einen Mindestlohn von 
2.000 Euro

 �eine stärkere Anhebung 
der unteren Gehälter, da-
mit das Einkommen zum 
Auskommen reicht.

Bei den ersten beiden 
Verhandlungsrunden gab 
es seitens der Betriebe 
überhaupt kein Angebot. 
Bei der dritten versuchten 
sie wie viele andere die 
berechtigten Forderungen 
der Kolleg*innen mit den 
öffentlichen Maßnahmen 
herunterzudrücken.

Erst in der vierten Ver-
handlungsrunde kam es 
wenigstens zu einer Eini-
gung auf die den Verhand-
lungen zugrundeliegende 
Inflationsrate (7,53%). 
Das Angebot belief sich 
letztlich auf eine Lohner-
höhung von 5,43% (unter 

Einrechnung der angebo-
tenen Mindesterhöhung 
von 125 Euro 5,74%) und 
das erst ab 1. Juli statt ab 
1. Jänner.

Nach ersten Betriebs-
versammlungen haben-
die  Betriebe ihr Angebot 
minimal aufgebessert und 
z.B. eine Mindesterhöhung 
von 175 Euro (statt 125) 
sowie eine Erhöhung der 
Zulagen um 6% angebo-
ten. Auch bei den letztlich 
ohnehin wertlosen Ein-
malzahlungen wurde ein 
wenig nachgelegt. Kurz 
vor Weihnachten ist das 
gewerkschaftliche Ver-
handlungsteam diesem 
„Angebot“ weit entgegen-
gekommen und hat z.B. 
die geforderte Erhöhung 
aller Löhne von 500 auf 
200 Euro gesenkt, doch 
selbst das reichte nicht.

Dementsprechend kam 
es in der Folge zu Betriebs-
versammlungen in über 25 
Betrieben, bei denen sich 
96,3% für gewerkschaft-
liche Kampfmaßnahmen 
bis hin zum Streik ausge-
sprochen haben (Details 
siehe Bild).

Bis zum Tag des Warn-
streiks kam kein verbes-
sertes Angebot der Be-

triebe, sodass erstmals 
auch in Österreich in pri-
vaten Krankenanstalten 
gestreikt wurde.

Bei Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe lag noch 
immer kein neues Angebot 
der Betriebe vor, sodass 
die Kolleg*innen seit mitt-
lerweile fast drei Monaten 
auf die ihnen eigentlich 
mit Jahresbeginn zuste-

hende Lohnerhöhung und 
weitere Verbesserungen 
warten müssen.

In Anbetracht der 
Kampfbereitschaft und des 
Durchhaltevermögens der 
Kolleg*innen gebührt ih-
nen unsere volle Solidari-
tät, die wir bei jeder sich 
bietenden Gelegenheit 
auch Praxis werden lassen 
werden.

 

Action! Go!
Öffentliche Aktion der Kolleg*innen
von Jugend am Werk Bildungs:Raum GmbH

05. Juni 2023
10 bis 11 Uhr 30: Technologiezentrum Jugend am Werk Brün-
ner Straße/Ecke Bahnsteggasse, 1210 Wien

12 Uhr 30 bis 14 Uhr: Moderne Berufsausbildung (MBA)
Louis Häflinger Gasse 6, 1210 Wien

Workshopreihe der IG Social

Von der Idee zur Aktion

Wir freuen uns darauf, möglichst viele von euch bei diesen Aktionen 
begrüßen zu dürfen, damit ihr in der Praxis erleben könnt,

was Organizing bringt!

IG Social bundesweit 
neu gewählt

Der neue (Bundes)Aus-
schuss der IG Social 

hat 17 engagierte Mitglie-
der, viele davon erstmals 
in dieser Funktion. Der 
Ausschuss ist so groß, da-
mit die Abschaffung der 
Regionalwahlen der IGs 
etwas abgefedert wird. 

Die erste wichtige Auf-
gabe des Gremiums war, 
Funktionen zu wählen. 

Und here we are: Sel-
ma Schacht, die seit zwei 
Jahrzehnten in der IG So-
cial aktiv ist, wurde zur 
Vorsitzenden gewählt. Ihre 
Stellvertreter:innen sind 
Axel Magnus (der die IG 
auch im GPA-Bundes-
vorstand vertreten wird), 
Felix Weber und Manue-

la Kempkes, neue Frau-
enbeauftragte Henrike 
Kovačič.

In der ersten Aussen-
dung nach der Wahl wur-
den gleich die Mitglieder 
befragt: Welche Themen 
sollen wir behandeln?

Die Vorschläge wur-
den auf unser Klausur 
Mitte März diskutiert, 
erste Schwerpunkte und 
Projekte festgelegt: Or-
ganizing, Aktivitäten für 
Gleichbehandlung und 
gegen Sexismus & Mehr-
fachbelastung, eine Kam-
pagne „Arbeitszeit runter 
– Löhne rauf!“, psychische 
Schwerarbeit sowie Maß-
nahmen für gesunde Ar-
beitsbedingungen. 



Am 5. Juni haben wir 
gemeinsam mit dem 

Betriebsrat der Jugend 
am Werk Bildungs:Raum 
GmbH vor zwei ihrer 
Standorte in Wien Flo-
ridsdorf die im Rahmen 
unserer Workshopreihe 
zu Organizing erarbeitete 

Aktion durch-
geführt.

Die Kol-
leg:innen aus 
dem Betrieb 
selbst haben 
auf Endlospa-
pier und der 
Straße zum 
Ausdruck ge-
bracht, was 

wichtig ist, damit sie ihre 
Arbeit weiterhin mit guter 
Qualität machen kön-
nen und was notwendig 
ist, damit sie ihre Arbeit 
überhaupt weiter machen 
wollen.

Parallel dazu wurden 
die Passant:innen mit 
Flugblättern über die Be-
dürfnisse der Kolleg:innen 
informiert.

Drei Themen standen 
dabei im Vordergrund: 
Deutliche höhere Löhne 
(15% mehr oder 750 Euro 
mehr für alle wurden am 
häufigsten genannt), eine 
Arbeitszeitverkürzung auf 
höchstens 35 Wochen-

stunden verbunden mit 
einer 4-Tage Woche und 
die Tatsache, dass auch 
die Ausbildung von Lehr-
lingen in einer überbe-
trieblichen Lehrwerkstatt 
entsprechend ihrer gesell-
schaftlichen Bedeutung fi-
nanziert werden muss.

Gerade wenn die Wirt-
schaft wieder einmal 
über den sog. Fachkräf-
temangel jammert, kann 
es doch wirklich nicht zu 
viel verlangt sein, den 
Kolleg:innen, die diese 
ausbilden, ein finanziell 
abesichertes Leben ohne 
Armutsgefährung zu er-
möglichen.
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Bündnis für Pflege
Monitoring. Pflegereform.
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Das Projekt der IG So-
cial „Bündnis für die 

Pflege“ zur Verbesserung 
der Arbeits- und Rahmen-
bedingungen in den Pfleg-
berufen läuft nun seit über 
zwei Jahren. Einen aus-
führlichen Text dazu findet 
ihr über den beigefügten 
QR-Code.

Auf gewerkschaftlichen 
Druck hat die Regierung 
kurz vor den Demonstra-
tionen zum Tag der Pflege 
am 12.05.2022 erste Re-
formschritte angekündigt. 
Infolge des Krieges in der 
Ukraine, der enorm gestie-
genen Energiepreise und 
der höchsten Inflation seit 
70 Jahren war durch ver-
änderte Prioritätensetzung 
der Regierung ein Erlah-
men der ohnehin bislang 
halbherzigen Reform zu 
befürchten.

Gemeinsam mit den 
Fachgewerkschaften und 
dem ÖGB haben wir 
deshalb ein Monitoring 
gestartet und den be-
gonnenen Reformprozess 
evaluiert. Was ist bisher 
gelungen, womit sind wir 
unzufrieden? Und was sind 
die offenen Punkte?

 Hier nun zusammenge-
fasst die ersten Ergebnisse 
unserer Zwischenbilanz:

1. Die Sicherstellung 
von Dienstplanstabilität im 
Pflegebereich ist insgesamt 
noch nicht gelungen. Will 
man ohne Leistungsein-
schränkungen eine Über-
lastung der Kolleg:innen 
vermeiden, wird es dazu 
deutlich mehr Personal ge-
ben müssen!

2. Zur Gewinnung 
junger Menschen / 
Quereinsteiger:innen für 
die Pflegeberufe wurde 
eine finanzielle Unterstüt-
zung während der Ausbil-
dung beschlossen. Das ist 
zwar ein guter Ansatz, die 
Zuschüsse sind allerdings 
nicht einheitlich hoch 
und auch nicht existenz-
sichernd, besonders vor 
dem Hintergrund der e-
normen Inflation.

3. Die Entwicklung zeit-
gemäßer, wissenschaftlich 
fundierter und einheitlicher 
Personalschlüssel, die den 
tatsächlichen Arbeitsauf-
wand abbilden und so vor 
permanentem Personal-
mangel und einer Über-
forderung der Kolleg:nnen 
schützen, ist noch nicht ge-
lungen und damit ein we-
sentlicher offener Punkt!

4. Bei einer Arbeitszeit-
verkürzung geht es um 
Work-Life-Balance, Ver-

einbarkeit von Beruf und 
Familie und auch Formen 
alternsgerechten Arbei-
tens. Die sogenannte „Ent-
lastungswoche“ ab dem 
43. Lebensjahr bringt al-
lerdings keine wirkliche 
Entastung, da sie bereits 
zusätzlich erworbene Ur-
lausansprüche über Ge-
genrechnung „auffrisst“!  
Nur eine tatsächlich zu-
sätzliche Urlaubswoche, 
für alle unabhängig vom 
Lebensalter, könnte die 
notwendige Entlastung 
bringen!

5. Im Sinne einer Ge-
haltsverbesserung wurde, 
auf zwei Jahre befristet, 
der „Pflegebonus“ einge-
führt. Das ist gut gemeint. 
Allerdings hat 2022 ge-

genüber der Ankündigung 
eines 15. Monatsgehalts 
die tatsächliche Höhe der 
Einmalzahlung mehr als 
enttäuscht!

Für 2023 ist der Betrag 
von 2.460 Euro in man-
chen Kollektivverträgen 
in die Gehaltstabellen 
eingerechnet und kommt 
12 bzw. 14 Mal zur Aus-
zahlung. Offen bleibt wei-
terhin eine deutliche und 
dauerhafte Gehahltserhö-
hung für die Kolleg:innen, 
da der sog. Pflegebonus 
Ende 2023 ausläuft. 

6. Die Aufnahme der 
Pflege in die Liste der 
Schwerarbeitsberufe ist 
trotz laufender Petitionen 
ein noch komplett offener 
Punkt!

Die konsequente Ein-
forderung substanzieller 
Reformschritte wird auch 
durch das neue ÖGB-Pro-
gramm untermauert.

Den vollständigen Text 
des von der Interessenge-
meinsachaft Social Wien 
erstellten Monitorings, auf 
dem dieser Text basiert, 
findet ihr nach Aufruf die-
ses QR-Codes:

Organizing:
Von der Idee zur Aktion



Im Mai leakte der Be-
triebsrat der „Bildung im 

Mittelpunkt GmbH“ einen 
Gesetzesentwurf der Bun-
desregierung. Er sieht vor, 
die Freizeitpädagogik aus 
allen Schulgesetzen zu 
streichen.

Ersetzt werden soll die-
se Berufsgruppe durch 
sogenannte „Assistenz-
pädagogen“. Als deren 
Hauptaufgabe ist die „Un-
terstützung anderer Lehr-
personen“ definiert. Die 
professionelle schulischen 
Freizeitpädagogik wird zur 
Nebenaufgabe. Und das 
bei einer 40-Stunden Wo-
che im öffentlichen Dienst 
– statt einer 37-Stunden-
Woche. Somit würde auch 
das Stunden-Gehalt um 
bis zu 10% unter dem ak-
tuellen im SWÖ-Kollektiv-
vertrag liegen!

Nach der Veröffent-
lichung wurde in Wien 
sofort eine Betriebsver-

sammlung einbe-
rufen. Der Schock 
und die Unsicher-
heit verwandelten 
sich dort auch 
in Kampfbereit-
schaft: Maßnah-
men bis hin zu 
Streiks wurden 
mit überwälti-
gender Mehrheit 
beschlossen. Der 
BiM-Betriebsrat 
informierte auch 
die anderen 
Betriebsrät:innen 
der Branche so-
wie GPA und AK. 
Die entstandene 
Vernetzung er-
möglichte eine 
übe r reg iona le 
Koordination der 
Kampfmaßnahmen. 

Erste Streikziele waren: 
Kein Beschluss vor oder im 
Sommer sowie Verhand-
lungen mit den Betrof-
fenen. Den ganzen Juni 

hindurch rollte eine Welle 
von Streiks und Betriebs-
versammlungen sowie un-
zähligen öffentlichen Akti-
onen von Wien über Graz 
und Salzburg bis nach 
Kärnten, die eine enorme 

Öffentlichkeit erzeugten. 
Die Regierung hatte den 
Widerstand nicht kommen 
sehen und war sichtlich 
überrumpelt.

Das aus vergangenen 
Auseinandersetzungen 
bereits bestehende offene 
betriebliche Aktionskomi-
tee wurde zum Streikko-
mitee erweitert, dem sich 
über 50 Aktive anschlos-
sen. Nach einer Demo im 
Rahmen einer Betriebsver-
sammlung zum Bildungs-
ministerium wurde eine 
Streik- und Aktionswoche 
Mitte Juni organisiert.

Mit einem Rollstreik 
wurden an jedem Tag an-
dere Standorte bestreikt, 
die von unzähligen klei-
nen Aktionen und Infor-
mationsständen vor den 
Schulen begleitet wurden. 
Dadurch konnten Eltern 
und Kinder, Lehrer:innen 
und Schulleitungen in-
formiert und einbezogen 
werden – und große Teile 
der Belegschaft übernah-
men organisatorische Ver-
antwortung im eigenen 
Kampf. 

Derzeit laufen die Ver-
handlungen mit dem Bil-
dungsministerium, wel-
che durch die Streiks vor 

dem Sommer erzwungen 
wurden. Dort wurde ein 
umfangreiches Forde-
rungsprogramm vorge-
legt,  das unter anderem 
den Erhalt, den Ausbau 
und die Aufwertung der 
Freizeitpädagogik, keine 
Dequalifizierung zu „As-
sistenzpädagogik“, den 
Erhalt aller Arbeitsplätze, 
keinen Einkommensver-
lust für bestehende und 
zukünftige Dienstverhält-
nisse vorsieht!

Innerbetrieblich wurde 
die Protest- und Aktions-
struktur auf fixere Beine 
gestellt: Das Streikkomi-
tee organisierte, dass alle 
Teams eine:n Delegierte:n 
wählen, die/der für die 
Organisation von Akti-
onen vor Ort und für den 
Informationsfluss verant-
wortlich ist. Eine erste De-
legiertenversammlung mit 
über 100 Teilnehmenden 
und eine Betriebsver-
sammlung mit einem er-
neuerten Beschluss von 
Aktionen bis hin zu mehr-
tägigen Streiks durch über 
1.000 Kolleg:innen zeigt: 
Wir sind streikbereit!

Infos & Petition unter-
schreiben: Openpetition.
eu/sonicht
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So nicht!
Freizeitpädagogik bleibt!

Regierung will ganze Berugsgruppe degradieren. Die Kolleg:innen kämpfen dagegen.
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Bei den SWÖ-Kollektivvertragsverhandlungen geht es heuer um nicht mehr 
und weniger als den Erhalt einer qualitativ hochwertigen Versorgung mit 
Gesundheits- und Sozialleistungen, die für alle erschwinglich sind. Infolge 
des Sparwahns wollen nicht mehr genug Menschen in diesen Bereichen ar-
beiten. Diese Situation hat schon 2018 bis 2020 zu den größten Streiks in 
Österreich seit 2004 geführt.
Bei dieser Veranstaltung werden wir uns gemeinsam mit Axel Magnus (Vorsit-
zender der IG Social Wien, Betriebsratsvorsitzender SDW) und Selma Schacht 
(Vorsitzende IG Social, Betriebsratsvorsitzende BiM) aus der Perspektive von 
Betrieben mit einer kämpferischen Traditionen mit den Forderungen bei den 
SWÖ-Verhandlungen beschäftigen und auf dieser Basis die geplanten Akti-
onen so beleuchten, dass die Teilnehmer:innen eine (solidarische) Perspekti-
ve zur Beteiligung daran entwickeln können.

Wann: 24.10.2023, 18 Uhr
Wo: FAKTory, Universitätsstraße 9, 1010 Wien

Diskussionsveranstaltung:
Die Kollektivvertragsverhandlungen im 
privaten Sozial- und Gesundheitsbereich 

am Beispiel des SWÖ
Langjährige Entwicklungen – Arbeitskämpfe – 

Aktuelle Möglichkeiten zur Beteiligung
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Lohnabschlüsse im Sozialbereich
Alle reden von Prozenten. Macht das Sinn?
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Wie jedes Jahr um 
diese Zeit sahen die 

Kolleg*innen im Jänner 
erstmals auf ihren Kon-
ten, was die von unserer 
Gewerkschaft GPA (oft 
mit anderen gemeinsam) 
ausverhandelten Lohner-
höhungen in Euro aus-
machen. Was macht  den 
Unterschied wirklich aus?

Klar ist, dass dafür nicht 
nur die Prozente bei der 
Gehaltserhöhung eine 
Rolle spielen, sondern 
auch Gültigkeitsdauer 
des jeweiligen Kollektiv-
vertrages, Mindesterhö-
hungen (wie für 2023 in 
der Sozialwirtschaft), So-
ckelbeträge, Maximaler-
höhungen usw. Trotzdem 
wird sehr oft nur mit Pro-
zenten argumentiert.

Sehen wir uns also an, 
ob mehr Prozente auch 
immer mehr Euro sind. 
Ausgangsbasis für diesen 
Vergleich ist der sog. all-
gemeine Einkommensbe-
richt auf Basis der nicht 

vollzeitbereinigten Real-
einkommen, welcher für 
2021 letztmals erstellt 
wurde, was die untenste-
henden Zahlen tendenziell 
nicht ändert. Das Medi-
angehalt betrug laut die-
sem 2021 brutto 31.407 
Euro. Jenes in der Sozi-
alwirtschaft 26.682. Der 
Ausgangspunkt für die 
Einschätzung von Kollek-
tivvertragsabschlüssen ist 
also ein anderer.

Der SWÖ hat für 
2023 mit 8% (und ei-
ner Mindesterhöhung 
von 175 Euro, die den 
Schlechtverdiener:innen 
bis knapp unter 2.200 
Euro brutto mehr als die 
8% brachten) abgeschlos-
sen, während der Durch-
schnitt der Kollektivver-
tragsabschlüsse (der sog. 
Tariflohnindex) 7,3% be-
tragen hat, also darunter 
lag. 

Was bedeutet das jetzt 
am Konto? Während das 
Medianeinkommen in 

Österreich (auf Basis der 
Zahlen von 2021) 2023 
um 2.361,49  Euro zu-
nahm, stieg dieses in 
der Sozialwirtschaft um 
2.134,56 Euro pro Jahr.

Die Einkommensdif-
ferenz zwischen uns und 
dem Durchschnitt der 
Arbeiter:innenklasse hat 
also in nur einem Jahr um 
über 225 Euro zugenom-
men.

Die Kolleg:innen in an-
deren Branchen haben 
sich unbestreitbar jeden 
Cent hart erarbeitet, den 
sie bekommen. Haben 
wir Systemerhalter*innen 
uns alledings weniger ver-
dient?

Letztlich ist dieser Un-
terschied Ausdruck einer 
Machtfrage. Wir haben 
weniger Gewerkschafts-
mitglieder als andere 
Branchen, scheuen seit 
2020 eher davor zurück, 
zu demonstrieren und zu 
streiken. Die Gehalts-
differenz und damit der 

Ausgangspunkt für Lohn-
verhandlungen sind Aus-
druck davon und werden 

erst geringer werden, 
wenn wir diese unsere 
Macht auch einsetzen.

Kolleg:innen um ihre
Meinung fragen

Das Jahresarbeitspro-
gramm unserer Ge-

werkschaft GPA sieht die 
Entwicklung partizipativer 
Elemente bei einigen Kol-
lektivvertragsverhand-
lungen vor.

Das ist eine wesent-
liche Weiterentwicklung 
gewerkschaftlicher Akti-
vitäten im Rahmen des 
Kampfes für bessere Ar-

beitsbedingungen, kürze-
re Arbeitszeiten und hö-
here Löhne.

Im Wiener Sozial- und 
Gesundheitsbereich so-
wie der Jugendarbeit 
bindet der zuständige 
Wirtschaftsbereichsaus-
schuss seit Jahren jene 
Betriebsrät:innen, die sich 
daran beteiligen wollen, 
in die Diskussion darü-

ber ein, was bei den 
Kollektivvertragsver-
handlungen gefor-
dert werden soll.

Der nächste lo-
gische Schritt wäre es, 
die Gewerkschafts-
mitglieder selbst in 
die Erstellung der 
Forderungen einzu-
binden. 

Bereits 2022 hat 
es eine Mitgliederbe-
fragung dazu gege-
ben, was ein wesent-
licher Fortschritt war, 

der unserer Meinung nach 
jedes Jahr umgesetzt wer-
den sollte.

Allerdings gibt es noch 
einen zweiten wesent-
lichen Aspekt, nämlich die 
Meinung der Mitglieder zu 
Kollektivvertragsabschlüs-
sen. Um diese zumindest 
nach erfolgtem Abschluss 
einzuholen, haben sich 

heuer zum zweiten Mal 
– insgesamt 20 – Be-
triebsratskörperschaften 
in Wien zusammengetan, 
um ein Stimmungsbild zum 
SWÖ-Abschluss in ihren 
Belegschaften einzuholen. 
Damit zeigen sie, wie das 
funktionieren kann, was 
die Mehrheit der Wiener 
Betriebsrät:innen in der 
Branche schon vor Jahren 
auf einer Wirtschaftsbe-
reichskonferenz beschlos-
sen hat.

An der Umfrage haben 
sich nicht ganz, 1.900 
Kolleg:innen beteiligt. 
850 davon sind Mitglied 
in unserer Gewerkschaft 
GPA oder der Gewerk-
schaft vida, mit der der 
SWÖ gemeinsam verhan-
delt wird.

Die Meinung der 749 
Gewerkschaftsmitglieder, 
welche diese Frage beant-

wortet haben, zum Kollek-
tivvertragsabschluss ist mit 
78% Ablehnung ziemlich 
deutlich und in der ne-
benstehenden Grafik dar-
gestellt.

Klar ist, dass diese 
Zahlen nicht repräsenta-
tiv für die gesamte Bran-
che sind, sondern nur die 
Meinung der Kolleg*innen 
in den teilnehmenden Be-
trieben zum letztjährigen 
Abschluss des SWÖ-Kol-
lektivvertrages widerspie-
geln. Gerade deswegen 
würde es uns brennend in-
teressieren, wie das in der 
gesamten Branche gese-
hen wird, weswegen wir 
uns dafür einsetzen wer-
den, dass die von unserer 
Gewerkschaft geplante 
Einführung partizipativer 
Elemente bei Kollektivver-
tragsverhandlungen auf 
uns ausgeweitet wird.
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Wir – sind – Streikbereit!
Arbeitskampf. Verschlechterungen in der Freizeitpädagogik verhindern.
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Vor einem Jahr deckte 
der Betriebsrat der 

Bildung im Mittelpunkt 
GmbH (BiM) eine dro-
henden Gesetzesän-
derung durch das Bil-
dungsministerium auf, 
die massive Verschlechte-
rungen für die schulische 
Freizeitpädagogik mit sich 
bringen würde. Sehr rasch 
stand fest: So nicht! Und 
dies wurde mit der Ergän-
zung „Freizeitpädagogik 
bleibt!“ zum Schlachtruf 
gegen die Gesetzesnovel-
le.

Auf einer rasch einbe-
rufenen Betriebsversamm-
lung wurden Proteste & 
Streikmaßnahmen be-
schlossen und ein aktives 
Streikkomitee eingesetzt. 
Konkret wurde eine Ar-
beitsniederlegung mit öf-
fentlicher Protest-Betriebs-
versammlung inklusive 
Demo durch die Innen-
stadt hin zum Ministeri-
um und eine Aktionswo-
che mit einem wienweiten 

ganztägigen Streiktag so-
wie dezentralen, in ganz 
Wien an dutzenden Orten 
stattfindenden Kundge-
bungen, Bezirksdemos, 
Infotischen, Transparen-
taktionen etc. beschlos-
sen.

Die Streik-Affinität der 
Belegschaft kommt nicht 
von ungefähr. Seit über 
zwei Jahrzehnten legt das 
Betriebsratsteam den Fo-
kus auf die Einbindung 
der Kolleg:innen durch of-
fene und umfassende In-
formation, von Beginn an 
auch bei Verhandlungs-
prozessen und Vorhaben, 
auf die höchstmögliche 
Mitbestimmung durch be-
triebsweite Abstimmungen 
sowie die Mitgestaltung 
durch regelmäßige Treffen 
mit dem Betriebsratsteam 
wie auch weitere Basis-
gremien wie das Aktions- 
und Streikkomitee.

Nach wenigen Wo-
chen konnte bald ein 
erster Durchbruch ver-

kündet werden: Das Bil-
dungsministerium erklärte 
sich bereit, mit unserer 
Gewerkschaft GPA und 
Betriebsrät:innen aus der 
Freizeitpädagogik offizi-
elle Verhandlungen aufzu-
nehmen. Im Herbst wurde 
begleitend dazu in der 
BiM die Wahl von „Team-
Delegierten“ eingeführt 
und nochmals in einer 
Versammlung im öffentli-

chen Raum der aufrechte 
Streikbeschluss erneut be-
stätigt. 

Die Verhandlungen mit 
dem Ministerium sind seit 
Februar abgeschlossen. 
Auch wenn bei diesen ei-
nige wichtige Erfolge  er-
rungen werden konnten: 
Das Gesamtpaket ist trotz-
dem noch viel zu schlecht, 
um annehmbar zu sein. 
Das sahen auch 94% der 

BiM-Kolleg:innen in einer 
Urabstimmung so. Nun 
liegt es am Ministerium, 
ob die Meinung von Ge-
werkschaft GPA und Be-
schäftigten gehört oder ob 
einfach drübergefahren 
wird. Ist das der Fall, lebt 
der gültige Streikbeschluss 
wieder auf!

Alle Unterlagen, Infos, 
Bilder, etc. zu finden auf: 
betriebsrat-bim.at.

Burn-Out im 
privaten Sozial-, 

Gesundheits- und 
Bildungsbereich

Schon die ersten Ergeb-
nisse der aktuellen Er-

hebung in unserer Bran-
che zeigen, dass sich die 
Problematik seit 2009 
massiv verschärft hat. Ob-
wohl diese seit langem 
(und das erst recht auf Ba-
sis unserer Erhebungen) 
bekannt ist, sehen Politik 
und Geschäftsführungen 
weiterhin tatenlos zu.

Ohne hier bereits auch 
nur die zentralen Ergeb-
nisse vorwegnehmen zu 
wollen – schließlich wol-
len wir euch ja die Span-
nung nicht nehmen – kann 
eines doch schon jetzt klar 
und eindeutig festgestellt 
werden: Im Gegensatz 
zu den von unseren Be-
trieben gerne verbreiteten 
Märchen, dass Burn-Out 

oft auch etwas mit un-
serem Privatleben zu tun 
habe, kommt die aktuelle 
Erhebung zum eindeu-
tigen Ergebnis, dass Er-
krankungen aus diesem 
Spektrum am Arbeitsplatz 
entstehen. Sie sind also 
die Folge unserer Ar-
beitsbedingungen. Ge-
nau genommen die Folge 
schlechter Arbeitsbedin-
gungen.

Damit muss Schluss 
sein! Von selbst wird das 
allerdings nicht passieren. 
Die politisch Verantwort-
lichen und die Bosse ha-
ben ihren Unwillen, etwas 
dagegen zu tun, lange 
genug bewiesen. Es liegt 
also an uns. Denn: Uns 
aus dem Elend zu erlösen, 
können wir nur selber tun!

15 Jahre nach der ersten Burn-Out-Studie hat sich die Interessenge-
meinschaft Social in der Gewerkschaft GPA das Ziel gesetzt, Verän-
derungen dieser Problematik im Gesundheits-, Sozial und nicht-schu-
lischen Bildungsbereich zu erheben.
Bei der Veranstaltung werden die Ergebnisse der aktuellen Studie dar-
gestellt und mit jenen der Studie im Jahr 2009 verglichen.
Auf dieser Basis werden mit den Teilnehmer:innen Maßnahmen, insbe-
sondere auf struktureller Ebene und in Bezug auf Arbeitsbedingungen, 
erarbeitet, welche die Gefahr eines Burn-Out in der Branche reduzie-
ren können.

Wann: 10.06.2024, 18 Uhr
Wo: FAKTory, Universitätsstraße 9, 1010 Wien

für einen kleinen Imbiss und Getränke
nach der Veranstaltung ist gesorgt

Kollektive Katastrophe – 
keine persönliche Schwäche
Die Burn-Out Studie der IG Social

in der Gewerkschaft GPA
(Präsentation der Ergebnisse & Diskussion)
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Kollektive Katastrophe:
Keine persönliche Schwäche!

Burn-Out im Gesundheits- und Sozialbereich. Die Studie der IG Social in der Gewerkschaft GPA.
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Schon vor 15 Jahren 
haben wir als IG Social 

eine erste Studie zur Burn-
Out-Gefährdung unserer 
Kolleg:innen gemacht. 
Nach diesem langen Zeit-
raum war es Zeit für eine 
Wiederholung, um he-
rauszufinden, welche Ver-
änderungen es in diesem 
langen Zeitraum gegeben 
hat. Erste Ergebnisse wur-
den am 10.06. bei einer 
interaktiven Veranstaltung 
in der Wiener FAKTory 
präsentiert.

Das wohl entschei-
dende Ergebnis kann vor-
weg genommen werden. 
Burn-Out entsteht im Ge-
gensatz zum von den Be-
trieben gerne verbreiteten 
Märchen einer Kombinati-
on von Belastungsfaktoren 
in der Arbeit und im pri-
vaten Bereich ausschließ-
lich am Arbeitsplatz. Hier 
müssen auch Maßnah-

men ergriffen werden, um 
die Gefährdung so weit 
wie nur irgendwie möglich 
zu reduzieren.

Burn-Out ...
 � ist eine durch Stress, 

mangelnde Anerkennung 
und belastende Anforderun-
gen im Berufsleben verurs-
achte Situation, die zu einer 
„Überanstrengung der Fä-
higkeiten, Ressourcen und 
Energie“ der Beschäftigten 
führt und in einen „klinisch 
relevanten Erschöpfungszu-
stand“ mündet oder mün-
den kann.

 �geht mit einer unbe-
stimmten Unruhe, An-
spannung, reduzierter 
Motivation und Effektivi-
tät sowie auch Gereiztheit 
und anderen besonders 
im Zusammenhang mit 
der Ausübung der Berufs-
arbeit auffälligen und ab-
träglichen Verhaltenswei-
sen einher.

Die Gefahr für ein 
Burn-Out oder gar ein be-
reits akutes Burn-Out lässt 
sich laut dem Maslach 
Burnout Inventory anhand 
von Faktoren messen, die 
jeweils mit mehreren Fra-

gen erhoben, und dann 
zu einem Wert für jeden 
dieser drei Faktoren ver-
rechnet werden:

 �Emotionale Er-
schöpfung zeigt sich in 
einem „Gefühl der Über-
forderung, Erschöpfung, 
Frustration, sowie Angst 
vor dem nächsten Arbeits-
tag“

 �Depersonal is ie -
rung ist als Reaktion 
auf emotionale Erschöp-
fung anzusehen. Die-
se zeigt sich im Versuch, 
sich von Klient:innen und 
Patient:innen zu distanzie-
ren, allerdings vor allem 
über negative, abwer-
tende Formen wie Gleich-
gültigkeit und Zynismus. 

 �Reduzierte persön-
liche Leistungsfähig-
keit verweist auf die Aus-
wirkung von emotionaler 
Erschöpfung und Deper-
sonalisierung auf die Ar-
beitssituation selbst. Diese 
kann sich in Überforde-
rung, fehlender Motiva-
tion, Gereiztheit und der 
Vorstellung, mit der eige-
nen Arbeit und dem per-
sönlichen Einsatz nichts 
bewirken zu können, nie-
derschlagen.

Aus diesen drei Faktoren 
wird wiederum das Burn-
Out-Gefährdungspotenzi-

al errechnet. Wie sich an 
der obenstehenden Grafik 
leicht erkennen lässt, hat 
sich die „starke Belastung 
bzw. Gefährdung“ in den 
letzten 15 Jahren von rund 
20% auf mehr als 36% 
massiv erhöht. Andersrum 
betrachtet ging der Anteil 
der Kolleg:innen, die nicht 
oder nur schwach belastet 
sind von 54% auf unter 
31% zurück. Zahlen die 
nicht anders als drama-
tisch bezeichnet werden 
können.

In der o.g. Veranstal-
tung der IG Social Wien 
haben wir daher mit den 
Teilnehmer:innen struktu-
relle Maßnahmen erarbei-
tet, welche das Gefähr-
dungspotenzial verringern 
können. Nicht weiter ver-
wunderlich standen dabei 
eine Verringerung von Ar-
beitszeit und -druck sowie 
mehr Personal und Selbst-
bestimmung im Mittel-
punkt.

Allen, welche die ge-
samten Ergebnisse der 
Studie selbst studieren 
möchten, steht diese nach 
der Präsentation auf einer 
Pressekonferenz am 9. Juli 
im Bereich der IG Social 
auf der Website unserer 
Gewerkschaft GPA zur 
Verfügung.

Vor fast 25 Jahren wurden die Interessengemeinschaften in der da-
maligen GPA-djp ins Leben gerufen, ein paar Jahre später auch auf 

Landesebene. Diese sog. Regionalausschüsse wurden durch die letzte 
Statutenreform der heutigen Gewerkschaft GPA wieder abgeschafft.

Nun ist es also auch für uns an der Zeit, Abschied zu nehmen.
Das machen wir mit einem kurzweiligen Rückblick auf diese lange 

Zeit, einem Ausblick, einer Spezialedition aller unserer 50 Wandzei-
tungen, welche alle Teilnehmer*innen bekommen, und einem Pubquiz. 
Die Antworten auf dessen Fragen lassen sich alle in der einen oder 
anderen Ausgabe unserer Wandzeitung finden und haben viel mit der 
Geschichte und den Kämpfen des privaten Gesundheits- und Sozialbe-
reichs in dieser Zeit zu tun. Klar gibt’s für die besten Quizzer*innen auch 
kleine Preise.

Wann: 17.09.2024, 18 Uhr
Wo: FAKTory, Universitätsstraße 9, 1010 Wien

für einen kleinen Imbiss und gepflegte Getränke
nach der Veranstaltung ist gesorgt

Fast ein Vierteljahrhundert 
IG Social Wien

Ein Rückblick, 50 Wandzeitungen, ein 
Pubquiz und ein lauter Abschied



	Wo drückt der Schuh?

Workshop 1, 20.01.2020, 18 Uhr

Gemeinsame Formulierung von Forderungen zur 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen, die die IG 

Social in die Gremien der GPA-djp weitertragen wird.

   Was tun? Organize!

Workshop 2, 23.03.2020, 18 Uhr

Methoden für die Umsetzung der im ersten Teil 

erarbeiteten Forderungen im eigenen Arbeitsumfeld.

   Nägel mit Köpfen

Workshop 3, Termin folgt: 

Gemeinsame Entwicklung und Planung einer gemein-

samen Aktion zur Umsetzung unserer Forderungen.

   Action! Go!

Aktion, Zeit und Ort werden gemeinsam festgelegt: 

Gemeinsame Durchführung der geplanten Aktion.

Von der Idee zur Aktion

Workshopreihe der IG Social
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Die Workshops finden statt in der 

GPA-djp, Alfred-Dallinger-Platz 1, 1030 Wien 

(U3 Schlachthausg.) Raum rechts vom Stiegenhaus im Erdgeschoss

Wir würden uns freuen möglichst viele von euch regelmäßig bei dieser 

Workshopreihe begrüßen zu können, da diese von eurer Beteiligung lebt!
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Abschied. Und trotzdem kein Ende!
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Seit fast 25 Jahren 
macht die Wiener 

IG Social, Anfang der 
2000er noch unter dem 
Label „work@social“ ge-
gründet, basisorientierte 
Gewerkschaftsarbeit im 
Sozial- und Gesund-
heitsbereich. Nun ist 
Schluss damit – oder ein 
Neuanfang auf höherer 
Ebene. 

Durch eine Strukturände-
rung wurden die regio-
nalen IGs eingespart und 
werden nun von einem 
ausgeweiteten, für ganz 
Österreich zuständigen 
und bundesweit tätigen 
Ausschuss vertreten. Eine 
gute Gelegenheit zurück-
zublicken und – so viel sei 
vorweggenommen – eine 
positive Bilanz zu ziehen!

Von Beginn an stand bei 
den „Socials“ der Drang 
hin zur Einbindung und 
Organisierung der Basis 
im Vordergrund. Außer-
dem beteiligten wir uns 
immer wieder an unter-
schiedlichen Initiativen und 
Bündnissen, die 
sich kreativ und 
lautstark für 
mehr Geld im 
Sozial- und Ge-
sundheitsbereich 
einsetzten. 

Und weil unser 
Tun ja auch ver-
breitet werden 
sollte, wurde 
vor genau 50 
Ausgaben die-
se Wandzeitung 
gegründet, die in steter 
Regelmäßigkeit in Sozial-
räumen, auf schwarzen 
Brettern, auf BR-Büro-Tü-
ren etc. hundertfach auf-
gepinnt und -geklebt wird.

Rund um das Jahr 2010 
verstärkten wir unser En-
gagement in Richtung „Or-
ganizing“. Das – eigentlich 

logische – gewerkschafts-
politische Prinzip, Men-
schen zu befähigen ihre In-
teressen selbst in die Hand 
zu nehmen und dabei zu 
unterstützen, Kämpfe da-
rum auch eigenständig 
zu führen, war und ist uns 
wichtig. Durch den ständig 
steigenden Druck in unse-
rer Branche, egal welcher 
Betrieb oder Kollektivver-
trag, wurde die Auseinan-
dersetzung mit Möglich-
keiten des Arbeitskampfes 
immer notwendiger.

Um aus Praxisbeispielen zu 
lernen, luden wir Gewerk-
schafter:innen aus streiken-
den Betrieben zu Diskussi-
onsabenden „Wie kämpfen 
im Sozialbereich?“ ein und 
vertieften unser Wissen bei 
Organizing-Seminaren 
mit interessierten Gewerk-
schaftsmitgliedern. Um 
diese Erfahrungen und In-
puts auch für viele zugäng-
lich zu machen, entstand 
die Idee einer Samm-
lung „gewerkschaftlicher 
Kampfinstrumente“. 

Am Ende hielten wir die 
Broschüre „Die ganze Pa-
lette – vom Gespräch bis 
zum Streik“ in der Hand! 

Sie erfährt nun erneut ein 
Relaunch und wird euch 
bald wieder, auch in einer 
aktualisierten Online-Ver-
sion, zur Verfügung stehen. 

Wichtig war und ist uns der 

direkte Austausch unterein-
ander, die Diskussion, das 
Lernen voneinander und 
das gemeinsame Tun. Und 
so organisierten wir von 
der Interessengemeinschaft 
immer wieder spannen-
de Veranstaltungsreihen: 
2012 behandelte die Podi-
umsdiskussion „Diagnose 
Kapitalismus“ die krank-
machenden Arbeitsbedin-
gungen im herrschenden 
Wirtschaftssystem, der 
Abend unter dem Titel „Die 
Angst nehmen“ unterstützte 
beim ersten Schritt, selbst 
aktiv zu werden. 

Neben dem Thematisieren 
von Aktuell-Politischem wie 
„Nulllohnrunden & Bud-
getkürzungen stoppen“ 
war uns aber immer auch 
die konkrete Solidarität 
wichtig. So unterstützten 
wir die Kolleg:innen der 
Aids-Hilfe Wien gegen Än-
derungskündigungen und 
organisierten Kundgebun-
gen z.b. beim Karlsplatz-
Streetwork. 

2014 gipfelte das IG-Pro-
jekt „Visionen gegen De-
pressionen“ in einem Som-
merfest mit Workshops und 
Live-Musik, das zum weite-
ren Netzwerken einlud. 

Im Jahr 2017 erarbeite-
ten wir gemeinsam mit 
Kolleg:innen der Deutsch-
lehrenden in der Erwach-

senenbildung Strategien 
nach dem Organizing-
Prinzip und freuen uns sehr, 
dass dieses Netzwerk heute 
immer noch besteht! 

Politisch intervenierten 
wir in- und außerhalb der 
GPA, etwa durch Anträge 
wie „Nein zum sozialen 
Backlash“ durch die Wie-
ner Stadtpolitik oder aktiv 
in der Bewegung gegen 
den Sozialabbau der Bun-
desregierung 2018. In die-
sem Jahr beleuchteten wir 
auch die Auswirkung der 

„Ökonomisierung im So-
zial- und Gesundheitsbe-
reich“. 

Über mehrere Jahre ging 
das nun aktuell abge-
schlossene Projekt „Mo-
nitoring Pflegereform“ als 
Fortsetzung des Projektes 
„Bündnis für die Pflege“ zur 
Verbesserung der Arbeits- 

und Rahmenbedingungen 
in den Pflegeberufen. 

So viel mehr haben wir 
noch gemacht in diesen 
Jahren, und so viele tolle 
Menschen kamen dabei 
zusammen. Bevor „der Vor-
hang fällt“ wollen wir uns 
bedanken: bei allen, die 
bei Veranstaltungen dabei 
waren, mitdiskutiert ha-
ben, Aktionen mitgemacht 
haben, die Wandzeitung 
verlässlich aufgepickt ha-
ben, die Newsletter ge-
lesen und Inputs gegeben 

haben. Und 
natürlich bei 
all jenen eh-
renamtlichen 
und haupt-
amtlichen Kol-
leginnen und 
Kollegen, die 
zwe ie inha lb       
J a h r z e h n t e 
der Motor für 
die Arbeit der 
„Social“ wa-
ren. 

Und das Bes-
te kommt zum Schluss: 
Die nächste Ausgabe der 
Wandzeitung kommt – 
unter der neuen Heraus-
geberschaft der österreich-
weiten IG Social!

 � Abschiedsfeier: 
17.9. ab 18 Uhr in der 
FAKTory, Universitätsstr. 
9. Mit Pubquiz!

„Was wir in fast einem 
Vierteljahrhundert an Herzblut, Zeit 
und Kreativität in die persönliche 
Arbeit mit Kolleg:innen gesteckt 
haben ist Ausdruck der leider oft 
(noch) verschütteten kämpferischen 
Tradition der österreichischen 
Arbeiter*innenbewegung. 
A Wonsinn!“ Axel Magnus, 
Vorsitzender der IG Social Wien

„Wir haben uns immer daran 
orientiert, wie die Arbeits- und 
Lebensverhältnisse im Sozial- und 
Gesundheitsbereich verbessert 
werden können – indem wir 
gemeinsam kämpfen und das 
Werkzeug dazu entwickeln. Die IG 
Social ist ein wertvoller Beitrag dazu 
und wird es auch, egal in welcher 
Form, weiterhin sein!“ Selma 
Schacht, Vorsitzende der IG Social 

Wir organisieren uns – weiter! 
Fast ein Vierteljahrhundert IG Social Wien
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